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Angst vor Demokratie 

Das Bundesverfassungsgericht 
hat die drei-Prozent-Klausel 
gekappt. Die Reaktionen der 
bürgerlichen Parteien zeigen 
vor allem eins: Angst vor der 
Demokratie. 
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Kommunalwahl 
in Bayern 

Zu den Kommunalwah¬ 
len am 16. März treten im 
südlichsten Bundesland 
auch einige linke Bündnis¬ 
listen an. 
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„Ein Fest für mein 
Herz" 

Ein bewegendes Buch: 
Der Gefängnisbriefwech¬ 
sel von Olga Benario und 
Luiz Carlos Prestes ist auf 
Deutsch erschienen. 
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Weltmeister der Ungleichheit 

Deutschlands Reiche werden immer reicher, die Armen immer ärmer 



I n den Jahren 2002 bis 2012 konnten 
die oberen Einkommensgruppen in 
Deutschland „ihren Vermögensbe¬ 
stand weiter ausbauen“ während das 
Vermögen der unteren Gruppen teils 
stagnierte, sank, oder sogar ganz ver¬ 
schwand. Das ergab eine Studie mit 
dem Titel „Anhaltend hohe Vermö¬ 
gensungleichheit in Deutschland“ die 
am 25. Februar vom Deutschen Ins¬ 
titut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
veröffentlicht wurde. Unterstützt wur¬ 
de die Studie von der Hans-Böckler- 
Stiftung des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes (DGB). 

Im Durchschnitt besaßen die hierzu¬ 
lande Lebenden im Jahr 2012 rund 
6,3 Billionen Euro Vermögen. Das 
„Nettovermögen je Erwachsenen 
(Personen ab 17 Jahren) lag 2012 bei 
gut 83 000 Euro“ - aber eben nur im 
Schnitt. Diese 83 000 Euro sind bei 
den meisten Einwohnerinnen weder 
auf dem Kontoauszug zu finden, noch 
sind sie irgendwo einklagbar. 

Diese Zahl verführt, das Vermögen 
der breiten Masse zu überschätzen. 
Tatsächlich besitzt die Hälfte der Be¬ 
völkerung weniger als 17 000 Euro pro 
Person. Dass die beiden Werte so weit 
voneinander abweichen, ist nach An¬ 
sicht der Forscher eine „Folge der un¬ 
gleichen Verteilung des Vermögens“. So 
hat mehr als ein Fünftel der Erwachse¬ 
nen gar kein Vermögen, 7,4 Prozent sind 
sogar überschuldet, also pleite. Darun¬ 
ter befinden sich viele Arbeitslose, von 
denen rund zwei Drittel kein Vermögen 
haben. „Die sind von der Hartz-IV-Ge- 
setzgebung betroffen“, so einer der Au¬ 
toren der Studie. 2002 besaßen die Ar¬ 
beitslosen durchschnittlich noch 30 000 
Euro an Vermögen, 2012 waren es nur 
noch 18 000 Euro, da sie ja nun ihr Ver¬ 
mögen aufbrauchen müssen, bevor sie 
Arbeitslosengeld II beziehen können. 
Wie weit sich die Schere zwischen 
Arm und Reich hierzulande spreizt, 


zeigt ein anderes, von den Forschern 
benutztes Maß, nämlich der so ge¬ 
nannte Gini-Koeffizient. Liegt dessen 
Wert bei Null, besitzen alle Bürger das 
Gleiche. Ist er gleich eins, besitzt den 
ganzen Reichtum nur eine einzelne 
Person. Mit einem Gini-Koefüzienten 
von 0,78 ist die BRD der Champion in 
Sachen Ungleichheit. 

Die Anzahl der Millionäre ist laut In¬ 
formationen der Frankfurter Rund¬ 
schau in der achtjährigen Regierungs¬ 
zeit von Kanzlerin Merkel um 120 000 
auf 892 000 gestiegen. Das Vermögen 
dieser Millionäre ist in den acht Jahren 
um 406 Milliarden auf 2,38 Billionen 
angewachsen. 

Gleichzeitig ist der Bevölkerungsan¬ 
teil der von Armut bedrohten Men¬ 
schen (zur Zeit bei 869 Euro pro Mo¬ 
nat für einen Einpersonenhaushalt) 
von 14,0 auf 15,2 Prozent gestiegen. 
Die realen Nettolöhne der Arbeit¬ 
nehmer hegen heute im Durchschnitt 


unter dem Niveau von vor 20 Jahren. 
Und auch 2013 mussten die Beschäf¬ 
tigten eine Reallohnsenkung um 0,2 
Prozent verkraften. Zum Vergleich: 
Der VW-Chef Martin Winterkorn be¬ 
zieht ein Jahreseinkommen von rund 
18 Millionen Euro und damit etwa das 
Tausendfache eines VW-Leiharbeiters. 
Aber: So was kommt von so was. Die 
immer größer werdende Ungleichheit 
der Vermögensverteilung in unserem 
Lande ist das Ergebnis einer massi¬ 
ven Umverteilung von unten nach 
oben. Die Millionäre verfügen über 
ein Gesamtvermögen in Höhe von 
rund 2 200 Milliarden Euro (ohne ei¬ 
gengenutzte Immobilien). Das ent¬ 
spricht ziemlich genau der Höhe der 
Gesamtverschuldung des Bundes, der 
Länder und der Kommune. Wie viele 
Superreiche es tatsächlich gibt, wissen 
selbst die Forscher nicht. Dazu gehö¬ 
ren aber mit Sicherheit die Aldi-Fa- 
milien mit einem Besitz von knapp 18 


bzw. 16 Milliarden Euro und auch der 
Lidl-Gründer Dieter Schwarz mit 13 
Milliarden Euro. 

Dass es so nicht ewig weiter geht, muss 
die Umverteilung des von den Arbei¬ 
tenden geschaffenen Reichtums, dort 
erkämpft werden, wo der gesellschaft¬ 
liche Reichtum erarbeitet wird - be¬ 
vor er in den Taschen der Reichen ver¬ 
schwinden kann. Dass dazu in nicht¬ 
revolutionären Zeiten bestgeeignete 
Instrument ist der Kampf um höhere 
Löhne. Löhne, die nicht nur die In¬ 
flation ausgleichen, sondern auch die 
erreichte Produktivitätssteigerung be¬ 
rücksichtigen, und eine saftige Umver¬ 
teilungskomponente bewirken. Die 
aktuelle 100-Euro-Festgeldforderung 
von ver.di ist ein wertvoller Schritt in 
Richtung mehr Verteilungsgerechtig¬ 
keit. Manfred Dietenberger 

Die Studie lässt sich auf der Homepage des 
DIW herunterladen: https://www.diw.de/ 
deutsch 


Die Krim widersteht den Putschisten 

Volksabstimmung über den künftigen Status der Republik 


Nachdem die prowestlichen Parla¬ 
mentsparteien in der Ukraine mit Hil¬ 
fe bewaffneter faschistischer Kräfte 
und massiver Unterstützung aus Ber¬ 
lin, Brüssel und Washington durch ei¬ 
nen Putsch die Macht an sich gerissen 
haben, kommt es in den eher auf Russ¬ 
land orientierten Regionen des Lan¬ 
des zu massiven Protesten. Das gilt vor 
allem für die Krim. 

In Sewastopol, der Hauptstadt Sim- 
feropol und anderen Städten haben 
Zehntausende, vor allem Angehö¬ 
rige der russischen Bevölkerungs¬ 
mehrheit, ihren Protest gegen die 
Putschisten auf die Straßen und Plät¬ 
ze getragen. Selbstverteidigungsein¬ 
heiten wurden gebildet, Verwaltun¬ 
gen und strategische Einrichtungen 
besetzt. Die Grenze zur übrigen Uk¬ 
raine wird von Angehörigen der Ber- 
kut und Selbstverteidigungskräften 
kontrolliert. Der Oberste Rat der 
Autonomen Republik Krim (ARK) 
hat den bisherigen Ministerpräsiden¬ 
ten der ARK abgelöst und Sergej 
Aksjonow zum neuen Premier er¬ 
nannt. Dieser hat die Truppen des 
Innenministeriums und des Sicher¬ 
heitsdienstes SBU sowie die Streit¬ 


kräfte, den Zivilschutz, die Zollbe¬ 
hörde und den Grenzschutz seinen 
Befehlen unterstellt. Aksjonow er¬ 
suchte Russland um Hilfe bei der 
Gewährleistung von Frieden und 
Ruhe auf dem Territorium der Au¬ 
tonomen Republik Krim. 

Die russische Duma hat Präsident 
Putin aufgefordert, der Bitte nachzu¬ 
kommen. Am Samstag ersuchte der 
Präsident den Föderationsrat, den 
Einsatz russischer Truppen auf dem 
Territorium der Ukraine, „bis zur 
Normalisierung der gesellschaftspo¬ 
litischen Lage in diesem Land“ für 
den Fall zu genehmigen, dass das Le¬ 
ben russischer Bürger und Landsleu¬ 
te sowie die Sicherheit des Personals 
russischer Truppen, die gemäß einem 
internationalen Vertrag auf der Halb¬ 
insel Krim stationiert sind, in Gefahr 
ist. Dem Ersuchen des Präsidenten hat 
der Föderationsrat entsprochen. Von 
der Vollmacht des Präsidenten ist bis¬ 
her allerdings noch kein Gebrauch ge¬ 
macht worden. Schon vordem war die 
russische Militärpräsenz zum Schutz 
seiner Stützpunkte auf der Krim in 
Übereinstimmung mit den zwischen 
der Ukraine und Russland bestehen¬ 


den Verträgen in begrenztem Maß 
verstärkt worden. 

Das Parlament der ARK hat eine 
Volksabstimmung über den künfti¬ 
gen Status der Halbinsel beschlossen. 
Sie sollte zunächst am 25. Mai statt¬ 
finden, wurde dann aber angesichts 
der sich zuspitzenden Ereignisse auf 
den 30. März vorverlegt. Abgestimmt 
wird über die Frage: „Sind Sie für die 
staatliche Selbstständigkeit der AR 
Krim im Bestand der Ukraine auf der 
Grundlage von Verträgen und Ab¬ 
kommen?“ Es geht folglich nicht um 
die Lostrennung der Krim von der 
Ukraine und ihre Angliederung an 
Russland, wie die Putschisten in Kiew 
und ihre Nachbeter im Westen kolpor¬ 
tieren, sondern um die Sicherung und 
Erweiterung des Autonomie-Status 4 
und dessen Garantie. 

Deutschland, die EU, die USA und 
die NATO - d.h. Staaten und Orga¬ 
nisationen, die in den zurückliegen¬ 
den Jahrzehnten viele Male die terri¬ 
toriale Souveränität anderer Staaten 
missachtet, sie militärisch überfallen 
und ihre Regierungen gestürzt ha¬ 
ben - fordern jetzt von Russland die 
Achtung der territorialen Souveräni¬ 


tät der Ukraine, Zurückhaltung und 
die Nichtanwendung militärischer 
Gewalt. Sie hätten gut daran getan, 
wenn sie darauf verzichtet hätten, ih¬ 
nen genehme prowestliche Politiker 
und faschistische Banden bei deren 
Putsch zu unterstützen, dessen Er¬ 
gebnis die aktuellen Probleme auf 
der Krim sind. 

Und sie täten ebenso gut daran, wenn 
sie ihre Appelle zur Zurückhaltung 
nunmehr nicht an Russland, sondern 
an ihre Zöglinge in Kiew richten wür¬ 
den, die mit aufgeblasenen Backen 
Drohungen gegen Russland aussto¬ 
ßen, die Kampfbereitschaft der ukrai¬ 
nischen Armee ausgerufen sowie die 
Mobilisierung der Reservisten ange¬ 
ordnet haben und von der NATO mi¬ 
litärische Unterstützung fordern. Da 
kann die Welt nur froh sein, dass es 
Juschtschenko und Timoschenko sei¬ 
nerzeit nicht gelungen ist, die Ukraine 
zum NATO-Mitglied zu machen. Die 
heutigen Abenteurer in Kiew hätten 
die Welt in Brand stecken können. 
Brandgefährlich bleibt die Lage den¬ 
noch. 

Weiter auf Seite 6 


Thema der Woche 


Internationaler 

Frauentag 

... sind wir in Deutschland immer 
noch meilenweit von einer Gleich¬ 
stellung der Geschlechter entfernt. 
Frauen verdienen deutlich weniger 
als Männer, sind seltener berufstätig 
und arbeiten überproportional häuüg 
in Teilzeit oder Mini-Jobs. Die Folgen 
sind knappe Renten und Altersarmut. 

Seiten 9 und 13 



Kampfesgrüße zum 
Internationalen 
Frauentag! 

Der Vorschlag, den 8. März als In¬ 
ternationalen Kampftag der Frauen 
zu begehen, geht auf Clara Zetkin 
zurück, eine unerschrockene Kämp¬ 
ferin gegen Faschismus und Krieg. 
Der Kampf um die Rechte der Frau 
war für die Sozialdemokratin und 
spätere Kommunistin unmittelbar 
mit dem Kampf für Frieden und ge¬ 
gen Kapitalismus verbunden. 
Unabhängig von der Diskrimi¬ 
nierung der Frauen in unserem 
Land - spürbar vor allem an der 
längst nicht durchgesetzten For¬ 
derung nach gleichem Lohn für 
gleiche Arbeit - sind es im Sin¬ 
ne Zetkins vor allem Kriege und 
Kriegsgefahr, die uns am diesjäh¬ 
rigen Internationalen Frauentag 
beschäftigen müssen. 

In der Ukraine bangen Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten um 
ihr Leben. Faschisten zerstören 
Lenin-Denkmäler und Ehrenmale 
für die Soldaten der Roten Armee. 
Der Sieg über den Faschismus und 
der Versuch des Aufbaus einer 
Welt des Friedens sollen revidiert 
werden. Unsere Solidarität gilt an 
diesem 8. März den Kommunis¬ 
tinnen und Antifaschistinnen, den 
Bedrängten in der Ukraine. 

In unserem Land ist es mit Kriegs¬ 
ministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) ausgerechnet eine Frau, 
die ihre Vorgänger in den Schatten 
stellt, und unverhohlen nach neu¬ 
en Kriegsabenteuern ruft. Wir sa¬ 
gen an diesem 8. März: Hände weg 
von Mali! Deutsche Soldaten raus 
aus Afghanistan! Schluss mit den 
Kriegseinsätzen der Bundeswehr! 
In diesem Sinne wünschen wir allen 
Genossinnen und Leserinnen der 
UZ einen kämpferischen 8. März. 

UZ-Redaktion 
DKP-Parteivorstand 


Spenden für unser Fest 
DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Aktionstage gegen Sparpolitik 

EGB-Demonstration am 4. April in Brüssel 


„Wir sind hier und wir sind laut, 
weil man uns die Zukunft klaut!“ 

Der Generalangriff der Konzernspitze von ThyssenKrupp 
auf seine „Mitarbeiterinnen“ 



Der Europäische Gewerkschaftsbund 
(EGB) hat anlässlich des nächsten EU- 
Gipfels am 20./21. März und wenige Wo¬ 
chen vor den EU-Wahlen am 25. Mai zu 
gewerkschaftlichen Aktionstagen am 
12. März in den einzelnen Ländern und 
zu einer europäischen Demo am 4. April 
in Brüssel aufgerufen, zu der rund 40 000 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf¬ 
ter Zusammenkommen sollen. 

In dem Aufruf zu den Aktionstagen 
heißt es u.a.: „Die Sparvorgaben der eu¬ 
ropäischen Regierungen haben ihr Ziel 
verfehlt. Sie treiben die Wirtschaft in die 
Rezession und drängen die schwächs¬ 
ten Mitglieder unserer Gesellschaft 
unter die Armutsgrenze. Das sieht in¬ 
zwischen nicht nur die Europäische 
Gewerkschaftsbewegung so. Nur ein 
Kurswechsel in Politik und Wirtschafts¬ 
steuerung kann jetzt Wachstum und Be¬ 
schäftigung ankurbeln.“ 

Die Generalsekretärin des EGB, Berna¬ 
dette Segol, die von dem eher sozialpart¬ 
nerschaftlich orientierten französischen 
Gewerkschaftsbund CFDT kommt, be¬ 
tonte in einem auf der Internetseite die¬ 
ses Gewerkschaftsbundes veröffentlich¬ 
ten Interview, es sei wichtig, wenige Wo¬ 
chen vor den EU-Wahlen die Stimme 
der europäischen Gewerkschaften zu 
Gehör zu bringen. „Die Ergebnisse der 
letzten fünf Jahre waren nicht gut“. Der 
Finanzsektor sei nicht „gesundet“, das 
Wirtschaftswachstum nicht in der Lage, 
Arbeitsplätze zu schaffen, und betreffs 
der Arbeitslosigkeit sei man keineswegs 
in einem Szenario des Herauskommens 
aus der Krise. Es sei wahr, „dass das so¬ 
ziale Europa im Lauf der letzten fünf 
Jahre wegen der Krise und der Sparpo¬ 
litik nicht vorangekommen ist“. 

Statt sich an die gescheiterte Politik des 
Sparzwangs zu klammern, müsse die eu¬ 
ropäische Politik in eine neue Richtung 
und auf einen Kurswechsel orientiert 
werden, heißt es auf der Internetsei¬ 
te des EGB. Deshalb erhebt der EGB 


DGB Baden-Württemberg fordert vom 
DGB-Bundesvorstand die Durchfüh¬ 
rung einer Kampagne: „Für Frieden und 
Abrüstung. Nie wieder Krieg! Nie wie¬ 
der Faschismus! Kriege beenden!“ Der 
Beschluss der 20. Ordentlichen DGB- 
Bezirkskonferenz dazu lautet: 

„Die Friedenskampagne 2014 besteht 
aus folgenden Forderungen, die vom 
DGB aktiv umgesetzt werden: 

1. Der DGB-Bundesvorstand wird zum 
Auftakt dieser Kampagne im Frühjahr 
2014 zu einer bundesweiten, friedenspo¬ 
litischen Veranstaltung einladen, die sich 
mit den Ursachen, den Hintergründen, 
der beiden imperialistischen Weltkriege 
und den Lehren für heute beschäftigt. 
Dabei werden, anders als beim frie¬ 
denspolitischen Workshop am 30. Ok¬ 
tober 2013 in Berlin, Vertreterinnen des 
DGB, seiner Einzelgewerkschaften und 
der Friedensbewegung zu Redebeiträgen 
eingeladen. 

2. Schluss mit dem Krieg in Afghanis¬ 
tan und den weltweiten Kriegseinsätzen 
der Bundeswehr! Der DGB wendet sich 
entschieden gegen den Umbau der Bun¬ 
deswehr zu einer weltweiten Interventi¬ 
onsarmee. 

3. Schluss mit Rüstungsexporten! Der 
DGB wird aktiv für die Rüstungskon¬ 
version: zivile Produktion statt Rüstungs¬ 
produktion. Notwendig sind Produkte 
für das Leben statt Waffen für den Tod. 

4. Der DGB fordert die Bundesregierung 
auf, die Rüstungsausgaben deutlich zu 
senken. Die eingesparten Mittel werden 
für soziale, ökologische, bildungs- und 
gesundheitspolitische Ziele und Aufga¬ 
ben verwendet. 

5. Der DGB tritt auf Bundes- und Lan¬ 
desebene dafür ein, dass die Kooperati¬ 
onsabkommen Schule - Bundeswehr ge¬ 
kündigt werden. Grundgesetz und Lan¬ 
desverfassungen sprechen sich für eine 
Friedenserziehung der Jugend aus. Kein 
neuer Militarismus! Deshalb keine Wer¬ 
bung der Bundeswehr an Schulen, Hoch¬ 
schulen und Universitäten. 

6. Der DGB fordert die Bundesregie¬ 
rung auf, kein Geld für die Beschaffung 


die Forderung nach einem „europäi¬ 
schen Investitionsplan für nachhaltiges 
Wachstum und qualitätsvolle Arbeits¬ 
plätze“. Mit einem Investitionsplan in 
Höhe von 2 Prozent des Bruttoinlands¬ 
produkts (BIP) der EU, die für nachhal¬ 
tige Infrastrukturvorhaben, vor allen in 
den Bereichen Verkehr, Energieproduk¬ 
tion, Energieeinsparung und Kommuni¬ 
kation ausgegeben werden, könnten in 
kurzer Zeit etwa 11 Millionen Arbeits¬ 
plätze von guter Qualität geschaffen 
werden, erklärte Kollegin Segol in ih¬ 
rem Interview. Die Forderung nach ei¬ 
nem solchen Investitionsprogramm soll 
auch im Mittelpunkt einer vom EGB 
veranstalteten Konferenz von 15 eu¬ 
ropäischen Gewerkschaftsführern am 
19. März in Brüssel stehen. 

Zu einem zentralen Thema bei den Ge¬ 
werkschaftsaktionen soll auch die Be¬ 
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in 
den EU-Staaten gemacht werden. Die 
Jugend habe am schwersten unter der 
Krise und den Sparmaßnahmen zu lei¬ 
den und sei stärker als andere Alters¬ 
gruppen von Arbeitslosigkeit betroffen. 
Im Dezember 2012 hatten in der EU 
mehr als 5,7 Millionen Menschen unter 
25 Jahren keinen Arbeitsplatz. Und viele 
beschäftigte Jugendliche müssen sich mit 
„atypischen Arbeitsverträgen“ abfinden, 
was unsichere und schlecht bezahlte Ar¬ 
beitsverhältnisse mit wenig oder gar kei¬ 
ner Aussicht auf Ausbildung bedeutet, 
heißt es in dem EGB-Text dazu. Deshalb 
schlage der EGB Alarm: „Wir müssen 
alles tun, um das Ausmaß der Arbeitslo¬ 
sigkeit und der Beschäftigungsunsicher¬ 
heit unter unseren Jugendlichen zu ver¬ 
ringern“. Zu den vom EGB erhobenen 
Forderungen zu diesem Thema gehört 
die nach einer „europäischen Jugend¬ 
garantie“ mit der Verpflichtung für alle 
EU-Staaten, allen Jugendlichen inner¬ 
halb von vier Monaten eine Arbeitsstel¬ 
le oder eine Ausbildungsmaßnahme zu 
garantieren. G. Polikeit 


von Kampfdrohnen zu verschwenden, 
den Einsatz von Spionagedrohnen zur 
Überwachung der Bevölkerung zu unter¬ 
sagen, Verbot, Ächtung und Vernichtung 
von ABC-Waffen einzuleiten. Abzug der 
US-Atomwaffen aus Büchel. 

In der Begründung zum Antrag heißt es: 
„Der 100. Jahrestag des Ersten Welt¬ 
kriegs und der 75. Jahrestag des Zwei¬ 
ten Weltkriegs fällt in das Jahr 2014. An¬ 
gesichts dieser vernichtenden Kriege, des 
aktuellen Kriegsgeschehens und weite¬ 
rer drohender Kriege, angesichts der 
Hochrüstung in unserem Lande und der 
steigenden Rüstungsexporte, angesichts 
der Rolle der Bundeswehr - die im Ge¬ 
gensatz zum Grundgesetz - zur Interven¬ 
tionsarmee im weltweiten Einsatz umge¬ 
baut wurde und weiter dafür umgebaut 
wird, halten wir eine solche Kampag¬ 
ne mit vielfältigen Veranstaltungen für 
dringend erforderlich. Der letztjährige 
Aufruf zum Antikriegstag ist eine gute 
Grundlage für diese Kampagne!“ 

Ein weiterer Antrag, der als Material zu 
obigem Antrag beschlossen wurde, for¬ 
dert den DGB-Bundesvorstand auf, den 
„engeren Austausch mit dem Bundes¬ 
verteidigungsministerium und der Bun¬ 
deswehr abzubrechen.“ Entgegen dem 
Grundgesetz ist die Bundeswehr eine 
Armee im weltweiten Kriegseinsatz. Das 
sei „verfassungswidrig und unter Strafe 
zu stellen.“ Gerade der DGB und wir als 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf¬ 
ter müssten uns dafür einsetzen, dass 
die dunkle Seite der neuen Bundeswehr 
und der deutschen Kriege in die Öffent¬ 
lichkeit getragen werden.“ „Nie wieder 
Krieg!“ verlange „keine Einbindung des 
DGB in die Öffentlichkeitsoffensive der 
Bundeswehr und des Bundesverteidi¬ 
gungsministeriums ! “ 

In diesen Anträgen wird deutlich: Die 
militärische Logik ist nicht die Logik der 
gewerkschaftlichen Basis. Sie liegt nicht 
im Interesse unseres Volkes. Im Gegen¬ 
teil diese Logik und die daraus entste¬ 
henden Folgen müssen mit aller Ent¬ 
schiedenheit offen gelegt und bekämpft 
werden. Dieter Keller 


Bei ThyssenKrupp zeigt sich derzeit das 
wahre Gesicht der Sozialpartnerschaft: 
Der Konzernchef Heinrich Hiesinger 
will sein Schiff wieder auf Profitkurs 
bringen. Dafür ist seiner Meinung nach 
u. a. notwendig: Weltweiter Abbau von 6 
400 Stellen, davon ca. 3 000 in Deutsch¬ 
land, Lohnkürzungen von bis zu 45 Pro¬ 
zent, Verlagerungen von Arbeitsplätzen 
innerhalb von Deutschland und nach 
Polen, Tarifflucht. Schon jetzt wurde 
vereinbart, die Wochenarbeitszeit der 
Beschäftigten ab Oktober 2014 von 34 
auf 31 Stunden zu reduzieren, was einer 
Lohnkürzung von zehn Prozent gleich¬ 
kommt. Auch die Übernahme der Azu¬ 
bis sei „vor dem Hintergrund des feh¬ 
lenden Bedarfs und akuter Beschäfti¬ 
gungsprobleme in den nächsten Jahren 
nicht möglich.“ Stattdessen werden die 
Azubis für ein Jahr in das Leiharbeits¬ 
unternehmen PEAG übernommen. 
Doch auf dieses Spiel wollen sich die 
Beschäftigten von ThyssenKrupp nicht 
mehr einlassen. Wie jetzt wird ihnen 
schon seit Jahren gesagt, dass sie ver¬ 
zichten müssten, um Arbeitsplätze zu 
erhalten. Für die Beschäftigten ging 
diese Rechnung nicht auf, für die Kon¬ 
zernleitung schon. Auf der Pressekon¬ 
ferenz zur Vorstellung der Geschäfts¬ 
zahlen wurde für das erste Quartal 
festgehalten, dass alle Finanzziele „er¬ 
reicht oder übertroffen“ wurden, der 
Gewinn im operativen Geschäft ist mit 
247 Millionen Euro sogar fast verdop¬ 
pelt worden. 

Dazu schreibt die SDAJ Ruhr-Westfa¬ 
len in ihrer auf der Kundgebung ver¬ 
teilten Solidaritätserklärung: „Ver¬ 
zichtsbereitschaft der Belegschaft 
führt nicht zu Arbeitsplatzsicherheit. 
Im Gegenteil: Das ist Erpressung! Die 
gleiche Konzernleitung, die jahrelang 
Milliarden an Dividenden und Vor¬ 
stands- und Managergehältern ausge¬ 
schüttet hat, will jetzt die vermeintlich 
schlechte Marktlage auf dem Rücken 
der Beschäftigten austragen. Das dür¬ 
fen wir nicht zulassen!“ 

Am 25. Februar hatten sich 5 000 Be¬ 
schäftigte von ThyssenKrupp bundes¬ 
weit vor der Konzernzentrale in Es- 


Wir Kommunisten sind für ein Verbot 
von Leiharbeit und Werkverträgen. 
Auf dem Weg dahin unterstützen wir 
die IG Metall mit ihren Forderungen 
nach Begrenzung der Leiharbeit auf 
drei Monate und einer gleichen Be¬ 
zahlung von Anfang an. Das gilt eben¬ 
so für ein Verbot der „sachgrundlosen“ 
Befristungen und die Einschränkung 
der Werkverträge sowie die Auswei¬ 
tung der Mitbestimmung des Betriebs¬ 
rates, eine Umkehr der Beweislast und 
eine Generalunternehmerhaftung. 

Wir haben viele Gründe für unsere 
Forderung: 

★ Werkverträge sind fast immer ein In¬ 
strument zur Senkung von Entgelten 
und der Verschlechterung von Arbeits¬ 
bedingungen (Outsourcing) 


sen versammelt, um ihren Unmut zu 
zeigen. Unter dem Motto „Hier geht 
keiner baden - Für Zukunft und Be¬ 
schäftigung“ hatte die IG Metall zur 
dieser „wilden“ Streikaktion aufge¬ 
rufen. Symbolisch schwammen 10 000 
gelbe IG-Metall-Enten im Teich vor 
der Konzernverwaltung. Die Reakti¬ 
on des Unternehmens: Allen Beteilig¬ 
ten der Streikaktion wurde das Entgelt 
für diesen Tag gestrichen. 


★ Die Möglichkeit der sachgrundlo¬ 
sen Befristungen hat dazu geführt, 
dass fast jede zweite Einstellung nur 
befristet erfolgt 

★ Unterschiedliche Tarifverträge spal¬ 
ten die Belegschaft 

★ Unsichere Perspektive über Jahre 
und Zittern bis zur Entscheidung sind 
würdelos 

★ In Krisenzeiten tragen befristet Be¬ 
schäftigte und Leiharbeiter ein großes 
Entlassungsrisiko 

★ Trotz verbesserter Regelungen sind 
Leiharbeit (und Werkverträge) noch 
immer eine billige Alternative für die 
Unternehmen 

Wenn unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen in der VW-AG 1 100 
Leiharbeiterinnen bis Ende Mai 


Klar geworden ist heute auf jeden Fall: 
Wenn das Motto „Hier geht keiner 
baden“ mehr sein soll als ein schöner 
Spruch und die Beschäftigten diesen 
Angriff der Konzernleitung abwehren 
wollen, brauchen sie eine kämpferi¬ 
sche gewerkschaftliche Linie statt so¬ 
zialpartnerschaftlicher Kungelei, viel 
Kampfkraft, Durchhaltevermögen und 
unsere Solidarität! 

Text und Foto: SDAJ Essen 


übernommen werden, halte ich das 
trotzdem für einen Erfolg! Hier die 
Zahlen: 

1100 Leiharbeiterinnen, die von März 
bis Mai 36 Monate bei VW beschäftigt 
waren, werden in den Werken der VW- 
AG übernommen. Insgesamt waren es 
in den letzten vier Jahren 7 200 Über¬ 
nahmen. 

Für das Werk Braunschweig sind die 
Zahlen 174 feste Arbeitsverträge für 
Leiharbeiterinnen bis Ende Mai und 
450 in den letzten drei Jahren. Weitere 
Übernahmen in diesem Jahr sind ver¬ 
abredet! 

Sie sind möglich auf dem Hinter¬ 
grund einer tarifvertraglichen Be¬ 
grenzung der Leiharbeit auf fünf 
Prozent (im Schnitt von zwei Jah¬ 
ren) der Beschäftigten, die der Be¬ 
triebsrat permanent anmahnen 
muss und der Tatsache, dass Volks¬ 
wagen gut durch die Krise gekom¬ 
men ist und noch Zuwächse ver¬ 
zeichnet. 

Sie sind trotzdem nicht selbstver¬ 
ständlich, weil das Unternehmen die 
Verträge lieber auslaufen ließe und, 
wenn unbedingt nötig, neue Leihar¬ 
beiter einstellen, statt sich dauerhaft 
den Belegschaftsstand zu erhöhen. In¬ 
sofern ist das durchaus ein Erfolg für 
den Betriebsrat, der die lange Dauer 
der Verträge dazu nutzt, die Leihar¬ 
beiter in wichtigen Bereichen unver¬ 
zichtbar zu machen. Ohne starke IG 
Metall im Betrieb und den Druck der 
Belegschaft allerdings schlecht denk¬ 
bar! 

Ulrike Schmitz 



Gewerkschafter für Frieden 

DGB Baden-Württemberg stellt Forderungen auf 


Leiharbeit und Werkverträge verbieten 

Übernahme tausender Leiharbeiter ist auch ein Erfolg des Betriebsrates bei VW 
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Tausendfacher Protest gegen EU-Verordnungen 

Europäische Eisenbahner wehren sich gegen Zwangsausschreibungen und Privatisierungen 



E in Meer von EVG-Fahnen und 
-Westen“ und „Gemeinsam mit 
der CGT aus Frankreich und Ei¬ 
senbahnern aus anderen Ländern sind 
wir zum EU-Parlament gezogen!“ be¬ 
geisterte Berichte konnten von Teilneh¬ 
mern der Demonstration in Straßburg 
vernommen werden. Die Europäische 
Transportarbeiterförderation (ETF) 
hatte am 25. Februar zur Demonstrati¬ 
on gegen das so genannte 4. EU-Eisen- 
bahnpaket aufgerufen, welches am Tag 
darauf im EU-Parlament zur Abstim¬ 
mung vorlag. Es kamen tausende Ei¬ 
senbahner und gaben sich kämpferisch. 
In Deutschland hatte die Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG) im 
Oktober letzten Jahres mit ihrer Kam¬ 
pagne gegen die weitere Liberalisie¬ 
rung des Eisenbahnverkehrs begon¬ 
nen (siehe UZ vom 18. Oktober 2013). 
In zahlreichen Städten Deutschlands 
wurden Aktionen auf öffentlichen Stra¬ 
ßen und Plätzen durchgeführt. Schon 
zum Auftakt war eine große Beteili¬ 
gung der Eisenbahner festzustellen. 
Seitdem wurde in Betriebsversamm¬ 
lungen oder Gewerkschaftsveranstal¬ 
tungen über die Folgen der geplanten 
EU-Verordnungen informiert. Der Er¬ 
folg zeigte sich in der Vorbereitung der 
Demonstration. Zur Überraschung der 
Gewerkschaftsführung als auch vieler 
aktiver ehrenamtlicher Gewerkschafts¬ 
funktionäre meldeten sich aus allen 
Regionen immer mehr EVG-Gliede- 
rungen mit Bussen zur Demonstrati¬ 
on an. Mit über 1 000 Teilnehmern nur 
aus Deutschland war es eine der größ¬ 
ten Aktionen, die die - im Vergleich zu 
anderen DGB-Mitgliedsgewerkschaf- 
ten - eher kleine Eisenbahnergewerk¬ 
schaft durchführte. Die Botschaft der 
Kampagne war bei den Beschäftigten 
der Deutschen Bahn angekommen: 
Es gilt ein Paket von Verordnungen 
mit der Folge von Zwangsausschrei¬ 
bungen und Privatisierungen, sowie 
Eingriffen in das Streikrecht und dem 
Verlust von tausenden Arbeitsplätzen 


zu verhindern. Die Demonstration ist 
einer der Höhepunkte der Kampagne 
die bis zur Europawahl noch mit Haus¬ 
besuchen bei den EU-Parlamentariern 
fortgesetzt werden soll. 

EU-Kommissar Kalles 
ist enttäuscht 

Einen Tag nach der Demonstration 
zeigten die Proteste erste Wirkung. 
Das Europäische Parlament lehnte 


die Vorlage der Kommission in weiten 
Teilen ab. Weder die geplante Zwang¬ 
strennung der Bahnen in Netz und Be¬ 
trieb und damit die Zerschlagung bei¬ 
spielsweise der Deutschen Bahn, als 
auch die faktischen Eingriffe in das 
Streikrecht wurden vom Parlament 
gut geheißen. Letzteres ist nur auf¬ 
grund beharrlichen Wirkens der Ge¬ 
werkschaften gelungen, da dies nur 
beim genauen Lesen auffallen konnte. 


Über die Aufrechterhaltung von Min¬ 
destdiensten sollte das Streikrecht aus¬ 
gehebelt werden. Lediglich die tech¬ 
nischen Standardisierungen des Euro¬ 
päischen Bahnverkehrs wurden ohne 
Abstriche beschlossen. Sim Kallas, zu¬ 
ständiger EU-Kommissar für Verkehr 
und einer der politischen Einpeitscher 
für die Liberalisierung des öffentli¬ 
chen Schienenverkehrs, konnte seine 
Enttäuschung nicht verbergen, denn 
noch im Dezember vergangenen Jah¬ 
res sah es so aus, als würden EU-Kom- 
mission und EU-Parlament an einem 
Strang ziehen. Hartnäckige nationale 
Interessen hätten sich durchgesetzt, 
um eine klarere Trennung von Netz 
und Betrieb zu verhindern, schimpfte 
Kallas gegenüber der Presse, die Po¬ 
sition der Parlamentarier würde die 
Entwicklung des Eisenbahnmarktes 
in der EU gefährden. 

EVG wird weiter mobilisieren 

Auch der Präsident der Sektion Ei¬ 
senbahn in der ETF, Guy Greivelding, 
kritisierte die mit dem Eisenbahnpa¬ 
ket verbundene Liberalisierung öf¬ 
fentlicher Dienstleistungen auf der 
Demonstration. „Wir wehren uns ge¬ 
gen die Religion der Liberalisierungs¬ 
politik“, so Greivelding. „Durch Priva¬ 
tisierungen der Bahn sind in der EU 
bereits Tausende von Arbeitsplätzen 
verloren gegangen.“ Alexander Kirch¬ 
ner, Vorsitzender der EVG, machte 
deutlich, dass die Probleme der Eisen¬ 
bahnen nicht durch die geplanten Ver¬ 
ordnungen zu lösen seien. Trotz der be¬ 
eindruckenden Aktionen ist allen klar, 
dass nur ein Teilsieg errungen wurde. 
Kommission und Ministerrat werden 
jetzt alles daran setzen die Pläne doch 
noch zu realisieren. Die Stimmung 
der Eisenbahner ist dagegen optimis¬ 
tisch: Wir haben gezeigt, dass man mit 
uns rechnen muss. Wir werden kreativ 
für unsere Überzeugung kämpfen, so 
ein Teilnehmer der Demonstration. 

Rainer Perschewski 


Bezahlbaren Wohnraum sichern 


Wer sich es nicht leisten kann, muss raus aus der Wohnung 


Am Morgen des 20. Februar konnte ver¬ 
hindert werden, dass Kalle Gerigk aus 
seiner Wohnung in der Fontanestraße 
im Kölner Agnesviertel zwangsgeräumt 
wurde. Ein schönes Ereignis. 

Hunderte Menschen stellen sich schon 
frühmorgens dem Gerichtsvollzieher in 
den Weg. Die Straße ist nicht mehr be¬ 
fahrbar. Bachs Doppelkonzert d-moll 
erklingt mittels zweier Geigen mor¬ 



Wohnungs- und mietenpolitische 
Konferenz der DKP 
Samstag, 22. März, 

10.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
Frankfurt am Main, Haus Gallus, 
Seminarraum 3 


gens um 7.00 Uhr. Kaffee und Gebäck 
werden gereicht. Trommlerinnen und 
Trommler trommeln. Klaus, der Geiger, 
gibt ein Ständchen. In der Straße hän¬ 
gen zahlreiche Transparente. Die Nach¬ 
barn wollen, dass Kalle bleibt. Er wohnt 
hier schon seit 32 Jahren. 

Da ist zu lesen: Objekt-Design hat kei¬ 
nen Eigenbedarf. So heißt die Firma, 
die Kalles Wohnung hat kaufen lassen. 
Dem Richter indes blieb verborgen, 
dass der Eigenbedarf vorgeschoben ist, 
um mittels Luxussanierung hohe Pro¬ 
fite zu erzielen. Das meint der Begriff 
Gentrifizierung: Wer sich‘s nicht leisten 
kann, muss raus aus der Wohnung. Aber 


angesichts der ausharrenden Menge 
zieht der Gerichtsvollzieher samt Po¬ 
lizei unverrichteter Dinge an diesem 
Morgen wieder davon. Er wird wieder¬ 
kommen. 

Im vergangenen Jahr sind die Mieten 
um gut drei Prozent geklettert, stellt 
der aktuelle Monatsbericht der Bun¬ 
desbank fest. Wohnimmobilien hät¬ 
ten sich seit 2010 um ein Fünftel ver¬ 
teuert. Auslöser für Überbewertungen 
von Wohnimmobilien sei die kräftige 
Nachfrage nach Wohnraum. Er kön¬ 
ne immer noch nicht gedeckt werden. 
„Um die Anspannungen an Wohnim- 
mobilienmärkten abzubauen, seien 
Preis- und Mietsignale für lohnens- 
werte Investitionen in Wohnraum er¬ 
forderlich“, fordert die Bundesbank 
und warnt - offenbar mit Blick auf 
die im Koalitionsvertrag versprochene 
Mietpreisbremse - vor regulatorischen 
Eingriffen in die Mietvereinbarungen 
von Neuverträgen. Diese wirkten kon¬ 
traproduktiv. Im Klartext: Nur hohes 
Mietniveau ermuntere Bauherren zum 
Bauen. Die FAZ schwärmt am 10. Feb¬ 
ruar: „Offene Immobilienfonds genie¬ 
ßen wieder mehr Vertrauen. Der Man¬ 
gel an Anlage-Alternativen bescherte 
der Branche 2013 unter dem Strich ei¬ 
nen Zufluss von 3,4 Milliarden“. 

Vor diesem Hintergrund schwellen mit 
den Mieten die Konten der Vermieter. 
87 Prozent der Alleinerziehenden und 
77 Prozent der Befragten mit Familie in 
Köln meinen, dass die monatliche Belas¬ 
tung fürs Wohnen zu hoch ist. Und viele 
müssen raus. 25 000 Zwangsräumungen 
gab es bundesweit im Jahr 2012. Diese 
Zahl steigt. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Woh- 
nungslosenhilfe (BAG W) bezifferte im 
vergangenen August die Zahl der Ob¬ 
dachlosen auf 284.000. Sie prognosti¬ 
ziert bis 2016 einen Anstieg der Woh- 
nungslosigkeit um 30 Prozent auf dann 
380 000 Menschen. 


Dass der Wohnungsmarkt das Men¬ 
schenrecht auf Wohnen nicht sichern 
kann, leuchtet mittlerweile einer ganzen 
Reihe von gesellschaftlichen Kräften ein. 
Der Kölner Stadtrat hat am 17. Dezem¬ 
ber einige Maßnahmen beschlossen. Er 
will den sozialen Wohnungsbau ankur¬ 
beln und zum Erhalt von sozial gemisch¬ 
ten Stadtteilen beitragen durch 

- das „Kooperative Baulandmodell“ und 

- ein Sonderprogramm „Bezahlbaren 
Wohnraum sichern - Investoren moti¬ 
vieren - Sonderprogramm auflegen“. 
Der Baulandbeschluss setzt den An¬ 
teil des geförderten Wohnungsbaus bei 
Wohnungsbau-Vorhaben auf mindes¬ 


ten Bauherren noch einmal städtische 
150 Euro pro Quadratmeter Wohnflä¬ 
che, wenn sie in den teuren Stadtteilen 
günstigen Wohnraum schaffen, also bei 
ohnehin öffentlich gefördertem Wohn¬ 
raum nach Förderweg A. Das Programm 
ist indes bei zwei Millionen Euro gede¬ 
ckelt. Damit können allenfalls 150 Woh¬ 
nungen zusätzlich gefördert werden. 

Es ist zu bezweifeln, daß die Stadt damit 
auf jährlich 1 000 neue geförderte Miet¬ 
wohnungen kommen wird. Im vergange¬ 
nen Jahr waren es immerhin 537 (2012 
nur 210), gleichzeitig fielen aber 1400 
Sozialwohnungen aus der Bindung. 45 
Prozent der Kölnerlnnen haben An¬ 
spruch auf eine Sozialwohnung. Es be¬ 
findet sich mittlerweile aber nur noch 
sieben Prozent des Kölner Wohnungs¬ 
bestandes in der Sozialbindung. 



Aktion gegen die Zwangsräumung am 20. Februar in Köln. 


tens 30 Prozent fest. Seit 2007 ist der öf¬ 
fentlich geförderte Wohnungsbau (Kalt¬ 
miete fünf bis sechs Euro) auf stadtei¬ 
genem Baugrund mit 25 bis 30 Prozent 
quotiert. Entsprechende Quoten will die 
Stadt mit privaten Grundeigentümern 
vereinbaren, wenn sie ihr Grundstück 
als Bauland genehmigt haben wollen. 
Die Stadt lockt mit dem Wertzuwachs, 
der sonst von ihr abgeschöpft würde. 
Mit dem Sonderprogramm „Bezahl¬ 
baren Wohnraum sichern ...“ erhal- 


Um den Mietpreisdruck zu mindern, 
sind nach Einschätzung der Kölner 
DKP aber mindestens 4 000 neue Woh¬ 
nungen pro Jahr nötig. Mit öffentlichen 
Geldern finanzierte Wohnungen sollten 
zudem öffentliches Eigentum sein und 
bleiben. Das Zugeständnis zeitweiliger 
Mietpreisbindung kann unseres Erach¬ 
tens eine Subventionierung, die mittler¬ 
weile die Gesamthöhe der Baukosten 
erreicht, nicht rechtfertigen. 

Klaus Stein 


Leiharbeit bleibt auf 
dem Vormarsch 

Aus einer Unterrichtung der Bundes¬ 
regierung zur Entwicklung der Arbeit¬ 
nehmerüberlassung im Zeitraum 2009 
bis 2012 geht hervor, dass sowohl die 
Zahl der Verleihfirmen als auch die 
Anzahl der verliehenen „Mitarbeiter“ 
in den Jahren deutlich gestiegen ist. 
So wurden im zweiten Halbjahr 2012 
bundesweit 18 024 Verleihbetriebe mit 
mindestens einer Leiharbeitskraft re¬ 
gistriert, was einem Anstieg um rund 

16 Prozent entspricht. Der Anteil der 
Frauen an der Leiharbeit kletterte von 
28 Prozent im Dezember 2008 auf 30 
Prozent im Dezember 2012. Die Leih¬ 
arbeit ist weiter von Männern domi¬ 
niert, wenn auch ihr Anteil seit 2002 
kontinuierlich zurückgeht. In der Zeit¬ 
arbeit gewännen inzwischen Bereiche 
wie Gesundheit, Soziales, Lehre oder 
Erziehung an Bedeutung, in denen 
überwiegend Frauen in den Kunden¬ 
unternehmen tätig seien. Auch die 
Zahl der ausländischen Leiharbeiter 
wächst weiter. Waren im Dezember 
2008 noch 13 Prozent Ausländer in der 
Branche registriert, stieg ihr Anteil auf 

17 Prozent im Dezember 2012. 

Unzureichender 
Mindestlohn in der Pflege 

In Berlin begannen jetzt die Verhand¬ 
lungen der Pflegemindestlohnkommis¬ 
sion. Die Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di fordert, dass der Mindestlohn in 
der Pflegebranche steigen muss. Bis¬ 
lang liegt die Untergrenze für Pfle¬ 
gehilfskräfte bei acht Euro im Osten 
und bei neun im Westen. Die Regelung 
läuft Ende des Jahres aus. Ein ver.di- 
Vertreter erklärte, die Gewerkschaft 
rechne damit, dass sich die Verhand¬ 
lungen wahrscheinlich mehrere Mona¬ 
te hinziehen werden. 

Zeitungen ausliefern für 
vier Euro Stundenlohn 

Der stellvertretende Vorsitzende der 
Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di), Frank Werneke, er¬ 
klärte letzte Woche: „Auch wenn die 
Zeitungsverleger etwas anderes be¬ 
haupten: Ein Mindestlohn für Zei- 
tungszustellerinnen und -zusteiler ist 
keine Gefahr für die Pressefreiheit 
und stellt keinen Eingriff in Grund¬ 
rechte dar. Geschäftsmodelle, die auf 
Lohndumping beruhen, sind schlicht- 
weg inakzeptabel“. Es gebe keinen 
nachvollziehbaren Grund, warum ei¬ 
nige Verlage ihre Zustellerinnen und 
Zusteller weiterhin mit einem Billig¬ 
lohn auf die Straße schicken sollten. 
„In halbwegs anständigen Zustellbe¬ 
trieben wird schon heute ein Stunden¬ 
lohn von über 8,50 Euro gezahlt. Ein 
gesetzlicher Mindestlohn trifft also 
die ,schwarzen Schafe 4 der Branche - 
und das zu Recht“, so Wernecke. Zei- 
tungszustellerinnen und -zusteiler ar¬ 
beiten überwiegend nachts und unter 
schwierigsten Bedingungen. In eini¬ 
gen Betrieben sind Stundenlöhne von 
vier Euro und weniger keine Selten¬ 
heit. Es gibt kaum Tarifverträge und 
keine einheitlichen Grundsätze und 
Regeln für die Lohnhöhe und die 
Gestaltung der verschiedenen Ent¬ 
lohnungssysteme. Insgesamt sind in 
der Zustellerbranche rund 300.000 
Menschen tätig. 

Streik in Zeitungsverlagen 

Mehrere Tausend Beschäftigte aus der 
Druckindustrie, dem Angestelltenbe¬ 
reich und den Redaktionen von Zei¬ 
tungsverlagen haben sich Mitte Fe¬ 
bruar an Streiks beteiligt. Die Aktio¬ 
nen in Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Niedersachsen und Nord¬ 
rhein-Westfalen sollen die Verhand¬ 
lungen in der Druckindustrie, für die 
Redakteurinnen und Redakteure und 
Freie bei Tageszeitungen sowie für 
Verlagsangestellte voranbringen: „Ob 
in Tübingen, München, Ostwestfalen 
oder Hannover: Die Kolleginnen und 
Kollegen haben mit ihren Streiks bei 
rund 50 zum Teil auch überregionalen 
Verlagen und Betrieben der Druck¬ 
industrie deutlich gemacht, dass sie 
keine Kürzungen hinnehmen wollen. 
Das ist ein deutliches Signal für die be¬ 
vorstehenden Verhandlungen in den 
betroffenen Tarifbereichen“, erklärte 
der stellvertretende ver.di-Vorsitzen¬ 
de Frank Werneke. 
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Auch in Düsseldorf wird das Wahlamt sich an eine neue Zählweise gewöhnen müssen 



DKP Stuttgart eröffnet 
Jugendbibliothek 

Viel mehr als nur ein Lese- Raum, 
oder ein Bücher- Verleih soll die neue 
Jugendbibliothek in den Räumen der 
DKP- Stuttgart werden. Einen Vorge¬ 
schmack darauf gab es bei der Eröff¬ 
nung am 25. Februar. Nicht nur für das 
leibliche Wohl war (mit griechischen 
Spezialitäten) gesorgt. Auch die geis¬ 
tige Kost war vom Feinsten. Manfred 
Jansen las aus seinem Roman „Ihr seid 
Träumer, sagte der Traum“, der span¬ 
nend den zweijährigen erfolgreichen 
Kampf einer Stuttgarter Belegschaft 
gegen Betriebsschließung und Massen¬ 
entlassungen beschreibt und nebenbei 
eine Unmenge Erfahrungen über die 
Möglichkeiten betrieblichen Handelns 
vermittelt. 

Ebenso spannend war auch die Vor¬ 
lesung eines Genossen aus dem Buch 
des Vorsitzenden der Partei der Arbeit 
Belgiens, Peter Mertens, „ Wie können 
sie es wagen?“ in dem hochaktuell die 
wesentlichen Inhalte sozialistischer Al¬ 
ternativen für die heutige Zeit heraus¬ 
gearbeitet werden, von Planwirtschaft 
bis zu Demokratie, von Ökologie bis 
zum Zurückdrängen imperialistischer 
Expansion. Bis spät in die Nacht dauer¬ 
te die Diskussion. Groß ist schon heute 
die Vorfreude auf weitere spannende 
Lesungen. Die Idee, alte (und neue) 
Bücher nicht in den Wohnzimmerre¬ 
galen von Genossinnen und Genos¬ 
sen verstauben zu lassen, sondern sie 
(nicht nur) jungen Lesehungrigen zu¬ 
gänglich zu machen, wächst über sich 
selbst hinaus. 


Werkeln an neuer 
Rechtsfraktion 

Drei Monate vor der Europawahl deu¬ 
tet sich an, dass extrem rechte Parteien 
bei der Abstimmung deutlich zulegen 
könnten. Insbesondere in Frankreich, 
Großbritannien, Österreich und den 
Niederlanden dürften Rechtsausleger 
mehr Mandate holen als 2009 - und so¬ 
gar stärkste oder zweitstärkste Partei 
auf nationaler Ebene zu werden. 

Noch sitzen die Vertreter von Front 
National (FN), FPÖ und Partij voor 
de Vrijheid (PW) quasi am Katzen¬ 
tisch des Straßburger beziehungsweise 
Brüsseler Parlaments. Zur Bildung ei¬ 
ner Fraktion - Voraussetzung für eine 
üppigere Finanzierung und zusätzliche 
parlamentarische Rechte - hat es für 
sie nicht gereicht. Die erforderliche 
Zahl von Abgeordneten - 25 werden 
mindestens benötigt - hätte eine sol¬ 
che Fraktion nach den aktuellen Prog¬ 
nosen erreicht. Allerdings würde diese 
Formation eine zweite Voraussetzung 
für die Bildung einer Fraktion noch 
nicht erfüllen: Ihre Mitglieder müssen 
aus mindestens sieben Ländern der EU 
kommen, fehlt zur Zeit noch eins. 

(Blick nach Rechts) 

Bundesregierung 
weiß von nichts 

„Klagen von Sicherheitsbehörden über 
einen Missbrauch des parlamentari¬ 
schen Fragerechts durch die Fraktion 
Die Linke sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. Mit dieser Feststellung 
verweist die Bundesregierung einen 
Bericht des sich als Nachrichtenmaga¬ 
zin gerierenden Revolverblattes Focus , 
wonach sich Polizei und Bundeswehr 
von Abgeordneten der Linksfraktion 
ausgespäht fühlen, in das Reich der Fa¬ 
bel“, erklärt die innenpolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion Die Linke, Ulla 
Jelpke, zur Antwort der Bundesregie¬ 
rung auf die Kleine Anfrage ,Bericht 
über den Missbrauch des parlamen¬ 
tarischen Fragerechts 4 . Der Focus hat¬ 
te unter der Überschrift ,Spähangriff 
im Parlament? 4 behauptet, Abgeord¬ 
nete der Linksfraktion bzw. ihre Mit¬ 
arbeiter würden ,sensible Daten der 
Bundesregierung zur inneren Sicher¬ 
heit 4 an ,linke Militante 4 weitergeben 
und suggeriert, diese könnten auch 
für Anschläge auf die Bundeswehr ge¬ 
nutzt werden. Nicht erwähnt hatte der 
Focus freilich, dass es sich bei den an¬ 
geblich sensiblen Daten um öffentlich 
zugängliche Antworten der Regierung 
auf parlamentarische Anfragen etwa zu 
öffentlichen Werbeauftritten der Bun¬ 
deswehr handelt. 


D as herrschende Recht ist das 
Recht der Herrschenden. Und 
wo die Gesetze nicht mehr taug¬ 
lich erscheinen, werden sie den herr¬ 
schenden Bedürfnissen angepasst: In 
der vergangenen Woche, am 26. Fe¬ 
bruar, erklärte die Zweite Kammer 
des Bundesverfassungsgerichtes unter 
der Leitung des Gerichtspräsidenten 
Prof. Dr. Andreas Vosskuhle in Karls¬ 
ruhe die Drei-Prozent-Sperrklausel im 
Europawahlgesetz (EuWG) für verfas¬ 
sungswidrig. Nun muss der Bundestag 
das EuWG anpassen. 


Bundesverfassungsgericht 
öffnet die Türen für AfD 
und gegebenenfalls NPD 


Manchmal ist die Anpassung allerdings 
politisch nicht von großer Dauer, denn 
vor der aktuellen Aufhebung der Drei- 
Prozent-Sperrklausel hatte das Gericht 
bereits die Fünf-Prozent-Sperrklausel, 
vom Bundestag am 8. März 1994 be¬ 
schlossen, am 9. November 2011 für 
nichtig erklärt. (BVerfGE 129, 300). 
Dieses Urteil von 2011 sah in der Fünf- 
Prozent-Klausel einen Verstoß gegen 
Artikel 31 und Artikel 211 des Grund¬ 
gesetzes: Entwertung der Wahlent¬ 
scheidung der Wählerinnen („Stimm¬ 
zettel für den Papierkorb“) und die Be¬ 
nachteiligung kleinerer Parteien. Trotz 
des Verstoßes wurden die Wahlergeb¬ 
nisse vom 7. Juni 2009, die unter den 
Bedingungen der alten verfassungswid¬ 
rigen Fünf-Prozent-Klausel zustande 
gekommen waren, nicht aufgehoben. 
Aber: Der Bundestag wurde verpflich¬ 
tet, das Wahlgesetz so zu modifizieren, 
dass die Fünf-Prozent-Klausel darin 
nicht mehr auftauchte. CDU und Teile 
der SPD plädierten nun für die Drei- 
Prozent-Klausel, und die Bundestags¬ 
mehrheit beschloss darauf am 13. Juni 
2013, dass drei Prozent genügen wür¬ 
den - sehr wohl wissend, dass drei Pro¬ 
zent noch zu hoch sind. 

Dazu gibt es nun eine „wahlmathema¬ 
tische“ Argumentation: Wenn es nach 
einem in absehbarer Zeit geänderten 
EuWG genügt, nur noch die Stimmen 
einzufahren, die einem Parlamentssitz 
entsprechen, um diesen auch zu be¬ 
kommen (das wären weniger als drei 
Prozent der Stimmen), dann würden 
0,5 Prozent oder etwa 135 000 Stim¬ 
men für den Einzug ins Europaparla¬ 
ment genügen. CDU und SPD müssten 
dagegen fürchten, dass sie in Zukunft 
Sitze verlieren würden. Aus ihrer Sicht 
könnte es heißen: Eine Zehn-Prozent- 
Klausel wie in der Türkei Edogans hält 
uns die kleinen Parteien ganz aus dem 
Geschäft. Aber das sagen sie nicht. Die 
Angst vor Verlusten an Macht, Einfluss, 
Kapitalergebenheit und letztlich auch 
an Diäten und Extraposten ist real. 
Die SPD ist nach einer Untersuchung 
von Forsa innerhalb einer Woche auf 
22 Prozent gesunken. Das ist der nied¬ 
rigste Wert seit der Bundestagswahl am 
September 2013 ... 

Und die politische Argumentation: 
CDU und SPD haben immer mehr 
an Wählerbindung verloren, weil ihre 
Integrationskraft schwindet. Sie stel¬ 
len keine glaubwürdigen Alternativen 
mehr dar. Beide Parteien sind die ent¬ 
scheidenden parlamentarischen Träger 
des staatsmonopolistischen Kapitalis¬ 
mus. Ihre Unterschiede sind in Grund¬ 
fragen marginal. Eine Lösung der Pro¬ 
bleme können sie nicht anbieten. Eine 
Partei wie die DKP, die im EU-Parla- 
ment die Forderung nach Reformen 
stets mit der Forderung nach einer Sys¬ 
temalternative verbinden würde, wäre 
ein Störenfried, der wahlarithmetisch 
ausgebremst werden muss. 
Außerparlamentarischer Druck auf 
den Kapitalismus einerseits und der 
Druck der Konzerne auf die Gesell¬ 
schaft andererseits zeigen Spuren bei 
den Richtern: Das Bundesverfassungs¬ 
gericht signalisiert Flexibilität. In sei¬ 
ner Pressemitteilung 14/2014 heißt 
es einerseits: „Unter den gegebenen 
rechtlichen und tatsächlichen Verhält¬ 
nissen ist der mit der Sperrklausel ver¬ 
bundene schwerwiegende Eingriff in 


Die Richter der GroKo 

Die Richter des Verfassungsgerichts ha¬ 
ben politische Biographien. Müller ist ehe¬ 
maliger Ministerpräsident des Saarlandes. 
Er wurde Ehrenvorsitzender des CDU- 
Landesverbandes Saar. Zum Richter am 
Bundesverfassungsgericht wählte ihn der 
Bundesrat am 25. November 2011, ob¬ 
wohl zuvor Zweifel an seiner juristischen 
Qualifikation geäußert worden waren. 
Vosskuhle war von der SPD vorgeschla¬ 
gen worden, nachdem die Partei ihr Mit¬ 
glied Prof. Dr. Horst Dreier nicht gegen den 
Widerstand der CDU und aus der katholi¬ 
schen Kirche durchsetzen konnte. Voss¬ 
kuhle war aber auch bei CDU und FDP 
hoch im Kurs. Die damalige schwarz-gelbe 
Bundesregierung wollte ihn als Nachfol¬ 
ger von Christian Wulff zum Bundespräsi¬ 
denten wählen. Aber Vosskuhle lehnte die 
Kandidatur ab. 

Richter Dr. Michael Gerhardt hat unter an¬ 
derem das Bayerische Staatsministerium 
des Innern durchlaufen. Als Richter wurde 
er von der SPD vorgeschlagen. Der Vor¬ 
schlag für Dr. Herbert Landau, einem ehe¬ 
maligen Stipendiaten der Konrad Adenau¬ 
er Stiftung, kam von der CDU/CSU. Prof. 
Dr. Peter Michael Huber ist als ehemaliger 
Innenminister in Thüringen der CDU zu¬ 
zurechnen. Prof. Dr. Gertrude Lübbe-Wolff 
kommt aus der SPD-Tradition. Monika 
Hermanns (SPD-Vorschlag) und Sibylle 
Kessal-Wulf (CDU/CSU-Vorschlag) schlie¬ 
ßen die parteipolitische Breite ab. 


die Grundsätze der Wahlrechtsgleich¬ 
heit und Chancengleichheit nicht 
zu rechtfertigen.“ Aber andererseits: 
„Eine abweichende verfassungsrecht¬ 
liche Beurteilung kann sich ergeben, 
wenn sich die Verhältnisse wesentlich 
ändern.“ Die Schlussfolgerung des Ge¬ 
richts: „Künftige Entwicklungen kann 


der Gesetzgeber dann maßgeblich be¬ 
rücksichtigen, wenn sie aufgrund hin¬ 
reichend belastbarer tatsächlicher An¬ 
haltspunkte schon gegenwärtig ver¬ 
lässlich zu prognostizieren sind.“ Die 
Richter waren sich dabei nicht einig, 
denn die Entscheidung wurde mit 5:3 
Stimmen gefällt. Der Richter Peter 
Aloysius Müller (CDU) gab sogar ein 
Sondervotum ab. 

Die Reaktionen aus den Reihen der 
CDU- und SPD-Spitzen auf das Klau¬ 
sel-Urteil entsprachen den Gewinn- 
und Verlusterwartungen, die sich für 
sie bei der EU-Wahl ergeben kön¬ 
nen: Ablehnung. Vermutlich sieht die 
Union die Gefahr, dass sie die po¬ 
tentiellen Wähler der Alternative für 
Deutschland (AfD) nicht für sich ge¬ 
winnen kann, vielleicht sogar an diese 
Rechtspopulisten noch Stimmen abge¬ 
ben muss. 

Begrüßt wurde das Urteil von der Par¬ 
tei Die Linke. MdB Hans-Christian 
Ströbele (Grüne), der im Gegensatz 
zu seiner Fraktion im Bundestag ge¬ 
gen die Sperrklausel gestimmt hatte, 
sah sich bestätigt. Also: Zustimmung. 
Aber: Ablehnung von Rebecca Harms, 
Fraktionsvorsitzende der Grünen im 
EU-Parlament und Spitzenkandidatin 
ihrer Partei bei der Europawahl. 
Welche Schlussfolgerungen ergeben 
sich aus dem Klausel-Streit? Mit der 
Fünf-Prozent-Klausel war es bundes¬ 
weit nicht gelungen, die Partei „Die 
Linke“ aus dem Bundestag oder gar 
aus dem EU-Parlament fern zu halten, 
wohl aber in Niedersachsen oder in 
Nordrhein-Westfalen. In Hannover flo¬ 
gen Christel Wegener (DKP) und die 
gesamte Linksfraktion aus dem Land¬ 
tag. Ähnlich: Düsseldorf. Die Fünf-Pro- 
zent-Hürde ist in den Bundesländern 
weiterhin vorhanden, soll auch nicht 
aufgehoben werden. Anders die Situa¬ 


tion in Brüssel bzw. Straßburg. Dort hat 
das Bundesverfassungsgericht die Tü¬ 
ren für AfD und gegebenenfalls NPD 
geöffnet. 

Fazit: Der rechte Rand - Neofaschisten 
und Rechtspopulisten - werden dann 
auch für die Parlamente zugelassen, 
wenn die „Mitte der Gesellschaft“ ihrer 
bedarf und das Kapital seine Verwer¬ 
tungsbedingungen politisch und ideo¬ 
logisch flankieren möchte. 

Aber so wie es ist, wird es nicht blei¬ 
ben: „Änderungen, die von einer ge¬ 
sellschaftlichen Notwendigkeit dik¬ 
tiert werden, bahnen sich früher oder 
später ihren Weg; wenn sie zu einem 
dringenden Bedürfnis geworden sind, 
müssen sie befriedigt werden, und die 
Gesetzgebung wird immer gezwungen 
sein, sich ihnen anzupassen.“ K. Marx, 
MEW 18,60 Uwe Koopmann 


„Zeit“-Zugabe 

Unter der Überschrift „Von Lenin lernen“ 
ließ „Die Zeit“ den Philosophen Slavoj 
Zizek vor Jahren fragen „Wo werden ei¬ 
gentlich die grundlegenden Entscheidun¬ 
gen in den sozialen Fragen getroffen? In 
der Öffentlichkeit, durch die engagierte 
Beteiligung aller oder möglichst vieler?“ 
Und in der liberal-bürgerlichen Zeitung 
kommt die Antwort, dass „die Möglichkeit 
zu einer grundlegenden, also radikalen, 
Wahl ausgeschlossen ist.“ Sie vergleicht 
die Situation mit „einem Denkverbot, ver¬ 
gleichbar dem Berufsverbot im Deutsch¬ 
land der siebziger Jahre.“ Und sie verweist 
auf Lenin: „Die Alternativen liegen außer¬ 
halb des Systems.“ 

„Formale Freiheit ist die Freiheit der Wahl 
innerhalb der Koordinaten bestehender 
Machtverhältnisse, während die aktuelle 
Freiheit die Möglichkeit anzeigt, ebendiese 
Koordinaten außer Kraft zu setzen.“ 
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„Sebastian, da läuft was ..." 

Intrige, Fertigmachen, „kalkuliertes Staatsversagen“? 


D ie Affäre Edathy/Bundeskrimi¬ 
nalamt gibt immer neue Rätsel 
auf. Was und wer steckt dahin¬ 
ter, haben wir gefragt. „Umfang und 
Ausmaß der Affäre sind längst nicht 
ergründet“ meinte dieser Tage der 
Fraktionsvize der Grünen im Bundes¬ 
tag, Konstantin von Notz. „Die ganze 
Geschichte stinkt zum Himmel“ sagte 
er dem „Handelsblatt“ 

Er nahm damit Bezug auf die Mittei¬ 
lung des Bundeskriminalamtes (BKA), 
dass eine Mitarbeiterin am 10. Januar 
2012 eine 800 Namen umfassende Kun¬ 
denliste eines kanadischen Kinderpor¬ 
nografie-Anbieters „grob durchgese¬ 
hen“ habe. Dabei sei ihr der Name ei¬ 
nes Mitarbeiters des BKA aufgefallen, 
den sie persönlich gekannt habe. Den 
Namen Edathy, der auch auf der Liste 
stand, habe sie hingegen nicht regist¬ 
riert. Folgen wir den vom BKA gelie¬ 
ferten Daten und Fakten: Gegen den 
entdeckten Kinderpor¬ 
nografie-Käufer aus dem 
BKA sei ermittelt wor¬ 
den. Der habe 2012 einen ; 
Strafbefehl akzeptiert, j 
eine fünfstellige Sum- | 
me Strafe gezahlt und sei 
Ende 2013 in den vorzei¬ 
tigen Ruhestand versetzt 
worden. 

Bemerkenswert: War¬ 
um BKA-Chef Ziercke 
(SPD) im Zusammen¬ 
hang mit Edathy dem In¬ 
nenausschuss des Bun¬ 
destages diesen Vorgang 
verschwiegen habe, ist für 
den Ausschussvorsitzen¬ 
den, Wolfgang Bosbach 
(CDU), ein Rätsel. Dem 
könne doch nicht verbor¬ 
gen geblieben sein, dass 
die Ausschussmitglieder 
etwas zu Auffälligkeiten 
in der Namensliste hätten 
wissen wollen. „Deshalb 
hätte uns Herr Ziercke 
diese wichtige Informati¬ 
on von sich aus mitteilen 
müssen.“ Auch der innen¬ 
politische Sprecher der 
Unionsfraktion, Stephan 


Mayer (CSU), merkte an, dass spätes¬ 
tens in der Sitzung Ziercke den Fall 
hätte offenlegen müssen. Dieser Vor¬ 
gang lasse ihn, Mayer, zweifeln, ob der 
Name Edathy nicht schon vor 2013 auf 
der Liste erkannt worden sei. 

Wie wir aus den Medien erfuhren, sei 
der Name Edathy hingegen der „ört¬ 
lichen Polizei“ (!) erst nach den Bun¬ 
destagswahlen im Oktober 2013 aufge¬ 
fallen. Dass der Name der BKA-Mitar- 
beiterin nicht schon im Januar 2012 ins 
Auge sprang, ist wohl nur dem BKA 
leicht erklärbar. In einer aktuellen Mit¬ 
teilung heißt es: „Dass der Name Eda¬ 
thy der BKA-Mitarbeiterin nicht auf¬ 
fiel, ist plausibel. Die Einsetzung des 
Bundestagsuntersuchungsausschusses 
(zur NSU-Affäre, d.Verf.) mit dem Vor¬ 
sitzenden Edathy erfolgte erst am 26. 
Januar 2012. Edathy stand zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht derart im Fokus 
der öffentlichen Wahrnehmung.“ 


Dass der Abgeordnete Sebastian Eda¬ 
thy dem Bundeskriminalamt nicht auf¬ 
fällig geworden sein könnte und da¬ 
her bei den Schlapphüten nicht im 
Fokus war, ist höchst unwahrschein¬ 
lich. Edathy hatte bereits von 2005 
bis 2009 als Vorsitzender des Innen¬ 
ausschusses des Bundestages häufiger 
mit dem BKA zu tun und hielt seine 
Kritik an dem Amt wiederholt nicht 
zurück. Zum Beispiel kritisierte er die 
schleppende Aufklärung des BKA im 
Zusammenhang mit der Aufdeckung 
der NSU-Zelle. Er spielte eine zent¬ 
rale Rolle in der Diskussion über das 
neue BKA-Gesetz, das der Behörde 
ab 2009 unter anderen die Befugnis 
zur Online-Durchsuchung privater 
Computer freigab. Erst im Sommer 
2012 legte er sich als Vorsitzender des 
NSU-Untersuchungsausschusses hef¬ 
tig und erneut mit Ziercke an. Selbst 
der CSU-Innenpolitiker Hans-Peter 
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Uhl (CSU) fand jetzt: „Es ist durch 
diese Enthüllung unglaubwürdiger ge¬ 
worden, dass der Name Edathy zwei 
Jahre von keinem BKA-Beamten er¬ 
kannt worden sein soll.“ 

Ungeklärt ist weiter die Frage, von 
wem Edathy wann über die Tatsache, 
dass ein Ermittlungsverfahren in Gang 
war, informiert wurde. Edathy selbst 
hat über den Fakt informiert, nicht aber 
den Namen des Informanten preisge¬ 
geben. Wer kann das gewesen sein, der 
da im Januar geäußert haben soll „Se¬ 
bastian, da läuft was“? 

Interessanter ist jedoch die Klärung ei¬ 
niger Fragen die SpiegelOnline aufge¬ 
worfen hat. Wir zitieren: „Ist es wirklich 
glaubwürdig, dass Kriminalbeamte in 
einer Elite-Behörde den Namen des 
langjährigen Vorsitzenden des Innen¬ 
ausschusses nicht kennen? ... Wer steht 
da womöglich noch alles auf der Liste? 
Wurde der Fall Edathy womöglich aus 
politischen Gründen zwei 
Jahre lang unter der De¬ 
cke gehalten? Und falls 
ja, zu wessen Nutzen?“ 
Schon wird in der Öffent¬ 
lichkeit gefragt, ob es sich 
um „kalkuliertes Staats¬ 
versagen“ handele. 

Ein Untersuchungsaus¬ 
schuss, den die Partei 
„Die Linke“ und die Grü¬ 
nen fordern, muss wei¬ 
tere Aufklärung des Zu¬ 
sammenspiels der Herren 
Ziercke, Oppermann und 
anderen zu Tage brin¬ 
gen. Ziercke und Opper¬ 
mann sollen Gelegen¬ 
heit haben, vor einem 
U ntersuchungsausschuss 
auszusagen. Ungeach¬ 
tet dessen steht für den 
Vorsitzenden der Links¬ 
partei, Bernd Riexinger, 
sein Urteil über Ziercke 
fest: „Jeden Tag ein neuer 
Widerspruch, so geht das 
nicht weiter. Die Bundes¬ 
regierung täte gut daran, 
ihn von seinem Dienst zu 
suspendieren.“ 

Rolf Priemer 



Befreiung der Frau im Sozialismus... 

... bedarf weiterer Kämpfe 


Der Internationale Frauentag wird 
am 8. März seit einigen Jahren wie¬ 
der deutlicher zum Anlass genommen, 
über die Rechte von Frauen zumin¬ 
dest nachzudenken. Dabei wird den 
Fragen zur Arbeitswelt eine entschei¬ 
dende Rolle beigemessen. Forderungen 
nach gleichem Lohn für gleichwertige 
Arbeit, beruflicher Chancengleichheit, 
die Vereinbarkeit von Beruf und Fami¬ 
lie, Arbeitszeitverkürzung unter frau¬ 
enspezifischen Gesichtspunkten stehen 
zur Diskussion. Dies sind nur einige der 
zu lösenden Probleme, für deren Ver¬ 
änderungen im Interesse der Frauen 
bereits unter kapitalistischen Verhält¬ 
nissen gemeinsam gekämpft wird: Ge- 
werkschafterinnen, Sozialdemokratin¬ 
nen, Sozialistinnen, Kommunistinnen 
kommen zusammen mit Frauen aus 
Kirchen, feministischen Gruppen. Der 
Schulterschluss mit den Männern wird 
gesucht und oft gefunden, wenn ihnen 
klar ist: Von positiven Veränderungen 
für die Rechte der Frauen profitieren 
auch alle anderen Unterdrückten in der 
Klassengesellschaft. 

Vor 40 Jahren erschien in der DDR 
„Leben und Abenteuer der Troba- 
dora Beatriz“. 

Mit diesem 
und ihren an¬ 
deren Arbei¬ 
ten hat die 
Schriftstellerin Irmtraud Morgner zur 
Bereicherung feministischer Litera¬ 
tur beigetragen. Sie hat in der linken, 
sozialistischen und kommunistischen 
Bewegung, mindestens für die Frauen, 
emanzipatorisches und feministisches 
Nachdenken gefördert. 


In Morgners Romanen erkennen die 
Frauen den Widerspruch zwischen 
dem, was ihnen in der Arbeitswelt ab¬ 
verlangt wird und dem, was zur Ent¬ 
faltung der eigenen Persönlichkeit 
gewünscht und notwendig ist. Und 
Morgner gibt uns in ihrem Werk den 
Hinweis, dass zwar erst im Sozialismus 
die letztendliche Befreiung der Frau 
möglich ist, sie aber auch hier nicht 
zwangsläufig erfolgt, sondern weiterer 
Kämpfe innerhalb der neuen Gesell¬ 
schaft bedarf. 

Morgner war es, die in 
Anlehnung an die Marx- 
schen Feuerbachthesen 
das weitergehende Ziel 
formulierte: „Die Philo¬ 
sophen haben die Welt 
bisher nur männlich in¬ 
terpretiert. Es kommt 
aber darauf an, sie auch 
weiblich zu interpretie¬ 
ren, um sie menschlich verändern zu 
können.“ 

Als Maßstab für den Kampf um die 
Rechte der Frau werden heute die vor¬ 
handenen Rechte (also die gesetzlich 
vorgegebenen) genommen. Dass dies 
dem Emanzi¬ 
pationsgedan¬ 
ken nicht ge¬ 
recht wird, sich 
aus der Lage 
der Frau weitergehende Forderungen 
ergeben, soll nur an zwei Beispielen ge¬ 
zeigt werden: 

★ Der Kampf für Frieden, gegen Ge¬ 
walt und Krieg spielt für Frauen eine 
weitergehende Rolle, da neben den be¬ 
kannten Auswirkungen von Kriegen, 


besonders in Kriegszeiten die Gewalt 
gegen Frauen zunimmt. 

★ Clara Zetkin stellte bereits 1920 in 
den „Richtlinien für die kommunisti¬ 
sche Frauenbewegung“ fest, dass Kom¬ 
munistische Parteien einzutreten ha¬ 
ben „Für die Aufklärung der Frauen 
über den rückständigen Charakter der 
alten Hauswirtschaft, die mit ihr ver¬ 
bundene Vergeudung von Zeit, Kraft 
und Mitteln, über die Ausnutzung des 
Haushalts durch den Kapitalismus als 


eines Mittels, in Anrechnung der unbe¬ 
zahlten Arbeit der Hausfrau den Lohn 
des Mannes niedrig zu halten und die 
Frau durch die Absperrung vom ge¬ 
sellschaftlichen Leben geistig und po¬ 
litisch in Rückständigkeit zu belassen“. 
Nach wie vor wird die Hausarbeit, mit 
allem was darunter gesehen wird, als 
Privat verstanden. Gesetze, wie z.B. 
die sogenannte „Herdprämie“ oder 
auch die Pflegegesetze, bestärken dies. 
Auch zunehmende Berufstätigkeit der 
Frau hat im Kern nichts daran verän¬ 
dert. 

Nach marxistischem Verständnis müs¬ 
sen wir vom Alltag der Menschen aus¬ 
gehend Forderungen für Veränderun¬ 
gen entwickeln. Auch um Geschlech¬ 


terverhältnisse zu verändern, sollten 
wir hier ansetzen. 

Der Frauenarbeitskreis der DKP hat¬ 
te Ende 2012 angeregt, zu den The¬ 
men Arbeitszeitverkürzung und Sor¬ 
gearbeit/Reproduktionsarbeit zu ar¬ 
beiten. Dieser Ansatz ist aktuell: Vom 
14.-16. März findet in Berlin die „Ak¬ 
tionskonferenz Care Revolution“ statt. 
Mit dem Motto „Her mit dem guten 
Leben - für alle weltweit!“ wird u.a. 
die Frage zur „Krise sozialer Repro¬ 
duktion“ aufgeworfen. Die Konferenz 
umfasst die gesamten Lebenszusam¬ 
menhänge - aus der Sicht des Dienst¬ 
leistungsgewerbes, das den Reproduk¬ 
tionsbereich einschließt, ebenso wie 
Anker zur industriellen Frauenarbeit. 
Das breite Spektrum der Aktivistinnen 
kann eine längerfristige Zusammenar¬ 
beit möglich machen. Dafür spricht, 
dass in Berlin ein großes Bündnis zur 
Demonstration am 8. März aufruft, in 
anderen Regionen der Republik ge¬ 
meinsame Aktivitäten geplant sind. 
Der Vorsitzende der Europäischen Lin¬ 
ken, Genosse Pierre Laurent, hat in sei¬ 
ner Rede auf dem Parteitag der EL in 
Madrid festgestellt, dass um die Frau¬ 
enrechte zu streiten sei, die EL eine fe¬ 
ministische Partei ist. Daraus Schluss¬ 
folgerungen zu ziehen ist Aufgabe der 
einzelnen Parteien. Kommunistinnen 
der DKP sollten in den vorhandenen 
Frauenpolitiken anstatt Warnschilder 
gegen Zusammenarbeit aufzustellen, 
eigene Akzente einbringen. Wer die 
Gleichberechtigung der Frau will, soll¬ 
te sich zumindest an den Debatten über 
diese Fragen nicht vorbeimogeln. 

Bettina Jürgensen 


„Die Philosophen haben die Welt 
bisher nur männlich interpretiert ..." 



In der Theorie sind die 


Genossinnen schon 

Wj 'M M 

gleichberechtigt, in der Praxis 


aber hängt der Philisterzopf 
den männlichen Genossen 


noch ebenso im Nacken wie 

dem ersten besten Spießbürger. 
Clara Zetkin 



Vermummte Neonazis 
überfallen DKP-Mitglieder 
in Hannover-Linden 

Drei mit schwarzen Kopfhauben mas¬ 
kierte männliche Täter haben am Don¬ 
nerstagabend, 27.2., gegen 21.30 Uhr auf 
dem Parkplatz des Hanomag-Geländes 
in Hannover (Linden-Süd) Mitglieder 
der Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP) überfallen, teilweise verletzt und 
massiv beleidigt. Offenbar hatten die 
drei Täter, die der hannoverschen Neo¬ 
nazi-Szene zuzurechnen sein dürften, 
gezielt das Ende einer Veranstaltung im 
örtlichen DKP-Büro abgewartet. 

Mit üblen Pöbeleien stürmten die drei 
schwarz bzw. dunkelgrau Vermummten 
auf drei DKP-Mitglieder, darunter eine 
blinde Frau, los und attackierten sie mit 
Fußtritten und körperlichen Angriffen. 
Einer der Überfallenen wurde in Kung- 
Fu-Manier mit dem Fuß am oberen lin¬ 
ken Rippenbogen verletzt und musste 
sich in ärztliche Behandlung begeben. 
Ein weiterer Überfallener konnte mit 
einem Rucksack die zum Schlagen er¬ 
hobene Hand eines Angreifers abweh- 
ren. Die blinde DKP-Genossin konnte 
im Schutz eines Autos körperlichen An¬ 
griffen entgehen. 

Nachdem eine nicht am unmittelbaren 
Geschehen beteiligte Person lautstark 
mit Rufen eingriff, flüchteten die drei 
Täter in Richtung Göttinger Straße. 
Einer der Täter trug einen dunkelgrau 
gemusterten Kapuzenpullover, dessen 
Kapuze über die Sturmhaube gezogen 
war, sowie eine schwarze Jogginghose 
mit weißen Streifen und weißen Turn¬ 
schuhen. Die beiden anderen Täter wa¬ 
ren schwarz gekleidet. Die drei überfal¬ 
lenen DKP-Mitglieder erstatteten am 
gleichen Abend bei der Polizei Anzei¬ 
ge wegen Körperverletzung, versuchter 
Körperverletzung und Beleidigung. 

Gedenkfeier in der 
Wenzelnbergschlucht 

Am 13. April 1945, wenige Tage vor 
der Befreiung der Städte Remscheid, 
Wuppertal, Langenberg und Solingen 
durch amerikanische Truppen, werden 
von der Gestapo 71 politische Gefan¬ 
gene des NS-Regimes aus Remscheider 
und Wuppertaler Gefängnissen geholt 
und auf Lastwagen in die Wenzeln¬ 
bergschlucht bei Solingen-Landwehr 
gebracht. Dort werden sie brutal den 
Sandberg hinaufgetrieben und immer 
zu zweit an den Händen gefesselt. Da¬ 
nach müssen sie vor einer Grube nie¬ 
derknien und werden durch Genick¬ 
schuss ermordet. 

Die Exekution dauert etwa eine Stun¬ 
de. Anwohner berichten von entsetz¬ 
lichen Schreien, unterbrochen von 
Pistolenschüssen. Die am Verbrechen 
Beteiligten schaufeln die Grube zu, 
ein Kommando wird beauftragt, letzte 
Spuren zu verwischen. 

Vier Tage später, am 17. April 1945, fah¬ 
ren drei von den Amerikanern mit Poli¬ 
zeiaufgaben betraute Antifaschisten in 
die Schlucht. Das noch frische Grab ist 
sofort erkennbar. In einer Tiefe von zir¬ 
ka einem Meter stößt man auf die ers¬ 
ten Toten. Es sind - nach den bei ihnen 
gefundenen Ausweispapieren - die An¬ 
tifaschisten und Widerstandskämpfer 
Erich Lohmer und Hugo Breenkötter. 
An der anschließenden Trauerfeier in 
Solingen-Ohligs müssen auf Befehl der 
Amerikaner 3 000 Menschen teilneh¬ 
men. Nach der Befreiung vom Faschis¬ 
mus 1945 beginnen Untersuchungen 
und Vernehmungen - Das Fazit lautet 
bis heute: Das Verbrechen ist, wie viele 
weitere Verbrechen, bis zum heutigen 
Tag ungesühnt geblieben. 

Bedingt durch den nach 1945 rasch 
einsetzenden „Kalten Krieg“ dauerte 
es lange, bis nach zähen Bemühungen 
am Ort des Verbrechens eine würdige 
Grab- und Gedenkstätte errichtet wer¬ 
den konnte. An ihr findet alljährlich an 
einem Sonntag im April eine Mahn- 
und Gedenkveranstaltung statt, die seit 
einiger Zeit gemeinsam von der Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Naziregimes/ 
Bund der Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten (VVN/BdA), und den Städ¬ 
ten Langenfeld, Remscheid, Solingen 
und Wuppertal veranstaltet wird. Die 
Städte wechseln sich jährlich mit der 
Ausrichtung ab. In diesem Jahr wird sie 
von der Stadt Wuppertal ausgerichtet: 
Sonntag, 6. April 2014, ab 11.00 Uhr. 

Dirk Krüger 
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Im November: KPen- 
Treffen in Ecuador 

Das 16. Internationale Treffen der 
Kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien soll im November 2014 in Ecu¬ 
ador stattfinden. Darauf hat sich laut 
einer Mitteilung der Libanesischen 
Kommunistischen Partei die Ar¬ 
beitsgruppe für die Internationalen 
Treffen der Kommunistischen und 
Arbeiterparteien geeinigt, die sich 
am 22. Februar zu einer Beratung in 
Beirut getroffen hat. Das 15. Treffen 
hatte mit den Vertretern von 75 Par¬ 
teien aus 63 Ländern vom 8.-10. No¬ 
vember 2013 in Lissabon stattge¬ 
funden. Für das 17. Treffen liegt eine 
Einladung der Türkischen Kommu¬ 
nistischen Partei vor, die noch zu be¬ 
raten ist. 

Wie der Mitteilung der libanesischen 
KP zu entnehmen ist, hat der Gene¬ 
ralsekretär der libanesischen Partei, 
Dr. Khalid Hadadeh, in seiner Eröff¬ 
nungsansprache auf die „verstärkte 
imperialistische Offensive unter der 
Führung der USA, ihrer europäi¬ 
schen Verbündeten und der reakti¬ 
onären arabischen Regimes gegen 
verschiedene Völker der Welt und die 
nationale Souveränität ihrer Staaten“ 
hingewiesen. 

Dabei liege die Nahost-Region „im 
Auge des Sturms“. Die Konfrontati¬ 
on in der arabischen Region drehe 
sich „um die Bestrebungen der ara¬ 
bischen Völker einerseits, die sich 
erhoben haben, um Freiheit, Demo¬ 
kratie, nationale Souveränität, ge¬ 
sellschaftlichen Fortschritt und eine 
demokratische Wende einzufordern, 
und der aggressiven amerikanischen 
imperialistischen Offensive anderer¬ 
seits, die darauf abzielt, die Hegemo¬ 
nie in der Region und darüber hinaus 
in der Welt durch die fortgesetzte Un¬ 
terstützung für konterrevolutionäre 
Kräfte und die reaktionären Regimes 
wieder geltend zu machen“. 

Diese imperialistische Offensive und 
ihre Auswirkungen auf den Weltfrie¬ 
den stelle die internationale kom¬ 
munistische Bewegung vor die Her¬ 
ausforderung, ihre Kräfte im Kampf 
gegen das kapitalistische Weltsys¬ 
tem und seine Aggression und für 
die Rechte der Völker auf Freiheit, 
Demokratie, nationale Souveränität, 
Selbstbestimmung und gesellschaft¬ 
lichen Fortschritt im Rahmen ihres 
Kampfes für den Sozialismus zu ver¬ 
einigen. 

An dem Treffen der Arbeitsgruppe 
nahmen 20 Vertreter von Kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien aus 15 
Ländern aus aller Welt teil. Weitere 
Parteien, die an der Teilnahme ver¬ 
hindert waren, hatten sich entschul¬ 
digt. Das Treffen befasste sich mit 
dem auf dem 15. Treffen der Parteien 
in Lissabon vereinbarten Programm 
gemeinsamer Aktivitäten und einem 
Terminkalender ihres Stattfindens. 
Dazu gehört ein Seminar im Septem¬ 
ber 2014 in Ägypten über die sozialen 
und nationalen Emanzipationskämp¬ 
fe der Völker der arabischen Länder 
und des Mittleren Ostens. 

Die Teilnehmer verurteilten in einer 
Erklärung die Einmischung von au¬ 
ßen in die inneren Angelegenheiten 
der Ukraine, speziell seitens der USA 
und der EU, ebenso die gegenüber 
dem ukrainischen Volk begangenen 
Gräueltaten einschließlich des An¬ 
griffs auf die Einrichtungen der Uk¬ 
rainischen Kommunistischen Partei. 
Ebenso verurteilten die Teilnehmer 
in einer gesonderten Stellungnahme 
die aus den USA geförderten Ter¬ 
rorakte in Venezuela. Sie bekräftig¬ 
ten ihre Solidarität mit dem Volk, der 
Arbeiterklasse und der Kommunisti¬ 
schen Partei Venezuelas sowie seiner 
B olivarischen Regierung. 


Siedlungsausbau forciert 

Israel hat den Ausbau seiner Siedlun¬ 
gen im Westjordanland im vergange¬ 
nen Jahr mehr als verdoppelt. Im Jahr 
2013 sei mit dem Bau von 2534 neu¬ 
en Wohneinheiten begonnen wor¬ 
den, teilte das Zentrale Statistikbüro 
(CBS) am Montag mit. Dies sei ein 
Anstieg von 123 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr, in dem es 1133 Baube¬ 
ginne gegeben habe. 


Die Krim widersteht den Putschisten 


Fortsetzung von Seite i 


Im Widerspruch zu den historischen 
Fakten skandieren die Putschisten: 
„Die Krim ist, war und wird ein Teil der 
Ukraine sein“. Wir wollen darum we¬ 
nigstens einen ganz kurzen Blick auf 
die jüngste Geschichte und den heuti¬ 
gen Status der der Krim werfen. 
Nachdem die Krim in ihrer bis weit vor 
unsere Zeitrechnung zurückreichen¬ 
den wechselvollen Geschichte nachei¬ 
nander unter mehr als einem Dutzend 
verschiedener Herrschaftsformen ge¬ 
standen hatte, geriet sie Ende des 18. 
Jahrhunderts unter die Oberhoheit 
des zaristischen russischen Imperiums. 
Nach der Oktoberrevolution und dem 
Sieg der Sowjetmacht im Kampf gegen 
die ausländischen Interventen und die 
Weißgardisten während des Bürger¬ 
krieges wurde sie 1921 eine Autonome 
Sozialistische Sowjetrepublik (ASSR) 
innerhalb Sowjetrusslands. 

Im Zweiten Weltkrieg wurde die Halb¬ 
insel von der faschistischen deutschen 
Wehrmacht okkupiert. Nach ihrer Be¬ 
freiung 1944 wurde der Status einer 
ASSR nicht wiederhergestellt. Die 
Krim wurde zu einem gewöhnlichen 
administrativen Territorium der Russi¬ 
schen Sozialistischen Föderativen So¬ 


wjetrepublik (RSFSR). Der Grund da¬ 
für dürfte in dem kollektiven Vorwurf 
an die Krimtataren (nach Angaben für 
1936 fast ein Viertel der Bevölkerung 
der Krim) zu suchen sein, mit den deut¬ 
schen Besatzern kollaboriert zu haben. 
Sie wurden nach Zentralasien verbannt 
und durften erst ab 1988 zurückkehren. 
Unter Chruschtschow (von 1953 bis 
1964 Erster Sekretär der KPdSU) 
wurde die Halbinsel dann 1954 un¬ 
ter Bruch der Verfassung der RSFSR 
aus der RSFSR ausgegliedert und an 
die Ukrainische Sozialistische Sowjet¬ 
republik übertragen. Es war dies ein 


„Geschenk“ des für seine voluntaristi- 
schen Eskapaden bekannten Ukrainers 
Chruschtschow an seine Heimat. Es ist 
dies eine wesentliche Ursache für die 
aktuellen Auseinandersetzungen um 
die Krim. 

Die jüngere Geschichte der Krim hat 
ihren Niederschlag auch in deren heu¬ 
tiger Bevölkerungsstruktur gefunden. 
Die ethnischen Russen stellen mit rund 
60 Prozent die große Mehrheit der etwa 
zwei Millionen Bewohner, gefolgt von 
den Ukrainern mit etwa 24 Prozent und 
den Krimtataren mit 12 Prozent. Hin¬ 
zu kommen Angehörige vieler anderer 


Ethnien. Noch eindeutiger ist die Do¬ 
minanz des Russischen in Sprache und 
Kultur. So bezeichneten 2001 bei einer 
Volkszählung 77 Prozent der Krimbe¬ 
wohner Russisch als ihre Mutterspra¬ 
che, 11 Prozent Krimtatarisch und 10 
Prozent Ukrainisch. 

Gegenwärtig hat die Krim den Status 
einer Autonomen Republik im Be¬ 
stand der Republik Ukraine, der aller¬ 
dings unter der Herrschaft der „Oran¬ 
gen-Revolutionäre“ mit ihren Führern 
Juschtschenko und Timoschenko mehr 
und mehr beschnitten wurde. 

Willi Gerns 


Ukrainische Nazis 

Nach dem Putsch in der Ukraine geht die durch ihre bewaffneten 
Attacken auf die Sicherheitskräfte bekannt gewordene Nazigruppe 
„Rechter Sektor“ mit Terror gegen Gegner des Staatsstreichs vor. 
Kommunisten werden gejagt und zusammengeschlagen. Parteibüros 
der KPU überfallen und verwüstet. Nun hat der Chef der Nazigruppe 
und einer der Protestführer auf dem Maidan, Dmitri Jarosch, über 
das Internet an den tschetschenischen Terroristenchef Doku Umarow 
appelliert und um Hilfe gebeten. Umarow ist der meistgesuchte Ter¬ 
rorist in Russland, der sich unter anderem zu dem blutigen Bomben¬ 
anschlag auf den Moskauer Flughafen Domodedowo im Jahr 2011 
bekannt hat. Die russischen Ermittlungsbehörden teilten am Montag 


greifen zum Terror 

mit, dass ein Ermittlungsverfahren gegen Jarosch angestrengt wurde 
und ein Haftbefehl beantragt wird, um ihn zur internationalen Fahn¬ 
dung auszuschreiben. 

Am Samstag hatten freiwillige Milizen an der Einfahrt zur Krim be¬ 
reits einen mit 500 kg TNT beladenen LKW gestoppt. Der Fahrer und 
sein Beifahrer konnten als die 24- bzw. 25-jährigen Maxim Schepe- 
tailo und Wassil Pusko identifiziert werden. Beide kommen aus der 
Hochburg der Faschisten, Lwiw (Lemberg). Beide machen kein Hehl 
daraus, dass sie seit Dezember an den Zusammenstößen auf dem 
Kiewer Maidan teilgenommen haben. Die Behörden klären nun die 
Herkunft und das Ziel des Sprengstoffs. (Quellen: RIA Nowosti) 



Am 22. Februar brachten „Protestierende“ auf dem „Euromaidan“ den 36-jähri¬ 
gen Kommunisten Rostislaw Wasilko in ihre Gewalt und misshandelten ihn 
stundenlang. Wasilko ist Erster Sekretär des Stadtkomitees der KPU in Lwow, 



einer der Hochburgen der rechten Putschisten.„Sie stachen mir Nadeln unter die 
Fingernägel, schlugen mich mit Fäusten und Knüppel, sie haben mir die Lunge 
zerschlagen, drei Rippen gebrochen und die Nasenscheidewand ...", berichtete er. 


„Der Dialog muss verteidigt werden“ 

Kolumbien wählt Abgeordnete und Senatoren - Gespräch mit Carlos Lozano 


Am Sonntag finden in Kolumbien inmitten von Krieg, Friedensverhandlungen, 
Korruptionsskandalen, Paramilitarismusklagen gegen 49 Kongressabgeordnete 
und Abhöraffären größten Ausmaßes Parlamentswahlen statt. Wir geben Auszüge 
eines Interviews der KP-Zeitung „ VOZ“ mit Carlos Lozano, Kandidat der Patri¬ 
otischen Union (UP) für den Senat auf der Liste des „ Grünen Bündnis “ (Alianza 
Verde-AL) und Mitglied der Leitung der Kolumbianischen KP wieder. Carlos 
Lozano ist auch Chefredakteur von „VOZ“ („Stimme“). 


VOZ: Wie haben die Leute auf die Kan¬ 
didaturen der UP zum Senat, dem Ab¬ 
geordnetenhaus und dem Andenparla¬ 
ment reagiert? 

Carlos Lozano: Positiv und enthusi¬ 
astisch. Die Hoffnung kommt zurück. 
Mit der Spitzenkandidatin Aida Avel- 
la haben wir weite Teile des Landes 
durchreist. Wir machen weiter bis zum 
9. März. Die Patriotische Union ist 
nicht aus der Erinnerung der Menschen 
verschwunden, die auf die Straße gehen 
um uns mit derselben Entschlossenheit 
wie vor fast drei Jahrzehnten zu emp¬ 
fangen. Der Genozid an der UP konnte 
uns nicht aus der kollektiven Erinne¬ 
rung verdrängen; der überlebende UP- 
Vorsitzende Mario Upegui und so viele 
andere im Land haben die Flamme am 
Leben erhalten und waren mit der PCC 
in der Sozialpolitischen Front und auch 
dem Alternativen Demokratischen Pol 
(Wahlbündnisse 2002 sowie 2006/2010) 
aktiv. Viele junge Menschen waren jetzt 
dabei, die die UP nicht kannten, aber 
ihre Bedeutung für die Hoffnung auf 
Frieden, soziale Gerechtigkeit und Ein¬ 
heit verstehen. 

VOZ: Reibt sich deine Kandidatur bei 
dem „Grünen Bündnis“ nicht mit den 
Vorstellungen der PCC und der UP? 

Carlos Lozano: Unsere Kandidatur 
auf der Liste der AL geschieht auf¬ 
grund eines politischen Bündnisses 
der PCC, der UP und anderen Links¬ 


und demokratischen Kräften mit den 
fortschrittlichen Grünen, um die Wahl¬ 
kampagne auf das Friedensthema und 
die Option für ein alternatives Ein¬ 
heitsprojekt für die Machteroberung 
zu konzentrieren. Es ist eine Koaliti¬ 
on für eine breite Front des Friedens. 
Das geht nicht mit einer Nabelschau. 
Wir müssen die Widerstände der herr¬ 
schenden Klasse durchbrechen, hin 
zu fortschrittlichen Änderungen. Die 
Vereinbarungen mit der AL sind pro¬ 
grammatischer Art, wobei wir unsere 
Unabhängigkeit und unsere Prinzipien 
bewahren. 

VOZ: Die AL hat in offener Befragung 
voraussichtlich Enrique Pehalosa zum 
Präsidentschaftskandidaten bestimmt... 

Carlos Lozano: Wir sind nicht gebun¬ 
den an deren Abstimmung, noch weni¬ 
ger wenn Enrique Penalosa mit Hilfe 
seiner Freunde aus dem Uribe-Lager 
Kandidat wird. Unsere Kandidatin ist 
Aida Avella, und das ist nicht verhan¬ 
delbar. Penalosa ist Feind des Friedens 
und Freund des Neoliberalismus. Wir 
sind offen für die Einheit, aber mit 
Linkskräften, Demokraten und Fort¬ 
schrittlichen. 

VOZ : Auf deinem Twitter-Account sagst 
du, dass die Feinde des Verhandlungs¬ 
prozesses in Havanna inner- und außer¬ 
halb der Regierung von Präsident San- 
tos sind. Wie das? 


Carlos Lozano: Sie sind in der Regie¬ 
rung wegen der Schwäche von Santos 
und der Konzessionen, die er der extre¬ 
men Rechten macht. Kürzlich erst der 
Nachweis der illegalen Anhöraktionen 
durch den Militärgeheimdienst, seitens 
der Generalstaatsanwaltschaft. Zu¬ 
nächst war Santos für die gerichtliche 
Untersuchung. Nach dem Treffen mit 
den Militärs und einer zeitweiligen Sus¬ 
pendierung von Generälen, verteidigte 
er die Abhörung von Journalisten. Lin¬ 
ken und sogar dem Friedensbeauftrag¬ 
ten der Regierung, die mit den FARC 
in Havanna in Kontakt standen) und er¬ 
klärte sie und andere illegale Akte als 
gesetzlich. In einer Regierung, die die 
Demokratie und den Friedensprozess 
verteidigen will, wäre der Heereskom¬ 
mandant und der Verteidigungsminis¬ 
ter, die Generalsmarionette Juan Carlos 
Pinzön, entlassen worden. Die äußeren 
Feinde sind bekannt: das Uribelager, 
die Viehzüchter, die Ex-Generäle, die 
Geschäftsmafia mitsamt dem Drogen¬ 
handel - alles ein unheilvolles Gewebe, 
um das Land an den Abgrund der Kon¬ 
frontation zu bringen. 

VOZ: Wie steht es um den Friedenspro¬ 
zess? Derzeit geht es um die Drogen¬ 
pflanzungen. Ist da eine Übereinkunft 
nah? 

Carlos Lozano: Hoffentlich. Aber vor¬ 
wiegend hängt das vom Willen der 
herrschenden Klasse ab. Ein stabiler 
und dauerhafter Frieden braucht Ver¬ 
einbarungen zur Stärkung der Demo¬ 
kratie, politische Teilhabe aller bei glei¬ 
chen Bedingungen und größtmöglicher 
sozialer Gerechtigkeit. Der Dialog ist 
wichtig; er muss verteidigt werden. 
Denn solange Guerilla und Regierung 
in Havanna reden, gibt es Hoffnung. 


Wichtig wären Zeichen der Regierung, 
wie Respekt gegenüber den gesell¬ 
schaftlichen Protesten oder ein Ende 
der Verfolgung von Volkskämpfern, 
denn die Knäste sind überfüllt mit po¬ 
litischen Gefangenen; oder Garantien 
für politische Arbeit der Linken. 

VOZ: Gibt es denn Garantien für den 
Wahlkampf? 

Carlos Lozano: Nein. Es gibt Feindse¬ 
ligkeit und Drohungen gegen die Kan- 
didat/inn/en der Linken, speziell gegen 
die Patriotische Union. Das ist eine An¬ 
gelegenheit politischen Willens, jene 
zu stoppen, die gegen die Demokratie 
agieren. Es sind die Gewalttätigen, die 
sich des Staatsterrorismus bedienen. 
Nicht zu reden von der Wahlunge¬ 
rechtigkeit, wo die etablierten Partei¬ 
en begünstigt sind, vom Klientelismus 
und vom Stimmenkauf. Es sind Wah¬ 
len nach Art Kolumbiens - es braucht 
eine tiefgreifende politische Reform, 
die die Regierung aber ablehnt, selbst 
wenn es dabei um die Perspektive des 
Friedens geht. 

VOZ: Was hältst du von der Enthal¬ 
tung? 

Carlos Lozano: Einen weißen Zettel 
abzugeben hilft nicht. Es wäre posi¬ 
tiv unter Bedingungen des berühmten 
Textes von Jose Saramago „Die Stadt 
der Sehenden“, aber es geht in Kolum¬ 
bien um einen politischen Prozess, wo 
die Widersprüche mit der herrschen¬ 
den Klasse relevant sind. Eine Wahlent¬ 
haltung hieße in diesem Kontext nicht 
Partei zu ergreifen. Nichts Halbes, nicht 
Ganzes. 

Die Fragen stellte Hernän Camacho 
(Übers.: G. Pohl) 
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„Mixtur von Durcheinander“ 

Vernichtendes Urteil über Regierungsprogramm des neuen italienischen Premiers 



Renzi wurde auch beim Karneval in Venedig zur Zielscheibe des Spotts. 


A m 24./25. Februar fand im itali¬ 
enischen Senat und der Abge¬ 
ordnetenkammer die Vertrau¬ 
ensabstimmung über die neue Regie¬ 
rung unter Premier Matteo Renzi, Chef 
der Demokratischen Partei (PD), statt. 
Das Regierungsprogramm wurde nicht 
nur von den Kommunisten und Linken 
einer vernichtenden Kritik unterzogen. 
Mit einer seit sieben Jahre anhaltenden 
Rezession, einer Verdoppelung der Ar¬ 
beitslosenzahl (2013 kamen zwei Mil¬ 
lionen neu dazu), darunter 40 Prozent 
Jugendliche, einer nie gekannten Ver¬ 
armung und einer Staatsverschuldung 
von 132 Prozent des BIP ist Rom nach 
Athen das EU-Krisenland. Der neue 
Regierungschef habe, wie der Sekre¬ 
tär der Partei der Kommunisten Itali¬ 
ens (PdCI), Cesare Procaccini, urteilte, 
„nicht eine positive Antwort auf die 
dramatischen Fragen wie Arbeit, Ren¬ 
ten, Gesundheit und Entwicklung“ ge¬ 
geben. Es sei eine Regierung, die „völlig 
wie ihre Vorgänger fortfahren werde“ 
Fausto Sorini, PdCI-Leitungsmitglied, 
fügte hinzu: Die angekündigten „radi¬ 
kalen Reformen“ sollten verhüllen, dass 
es im sozialen Bereich um die Fortset¬ 
zung des Sozialabbaus nach Vorgaben 
der EU geht. Dagegen müssten die 
Kommunisten den Protest der Massen 
organisieren. Jedenfalls will Renzi sich 
zu seinem ersten Staatsbesuch nach 
Berlin begeben, um sich den Segen der 
deutsch-europäischen Kanzlerin für 
sein Regierungsprogramm zu holen. 
Paolo Ferrero, Sekretär der Rifonda- 
zione Comunista (PRC) sekundierte: 
Renzi habe „viel Lärm um nichts“ ge¬ 
macht und sich mit „dem echten Pro¬ 
blem Italiens, der Arbeitslosigkeit“ nicht 
im Geringsten befasst. Der PRC-Chef 
geht von der Kollaboration Renzis mit 
dem faschistoiden Ex-Premier Berlus¬ 
coni aus und stellt ihn in die Nachfol¬ 
ge von Mussolini, Craxi (der Sozialis- 
tenchef war Mitglied der Führung der 
faschistischen Putschloge P2 und floh 
1992/93 wegen Korruption und persön¬ 
licher Bereicherung von Hunderten von 
Millionen Dollar zu 20 Jahren Kerker 
verurteilt außer Landes) und Berlus- 


Die 

Wie nicht anders zu erwarten war, ist 
die Analyse und die Bewertung der 
Folgen drei Jahre nach dem Reaktor¬ 
unfall in Fukushima widersprüchlich 
und unübersichtlich. Es gibt Meldun¬ 
gen und Horrorberichte über die Aus¬ 
breitung radioaktiver Substanzen im 
Pazifik, die den Leser erschauern las¬ 
sen, und gleichzeitig auch Beschwich¬ 
tigungen aller Art. 

Gewiss ist nur, dass es neben dem tech¬ 
nischen GAU auch einen medialen 
GAU gegeben hat und weiter gibt. 

Die Berichterstattung des Kraftwerk¬ 
betreibers Tepco und der Japanischen 
Regierungsbehörden ist eine Katas¬ 
trophe für sich und bricht alle Rekorde 
von Lügen, Peinlichkeiten und Volks¬ 
verdummung. 

Gewiss ist auch, dass durch die Reak¬ 
torkatastrophe im März 2011 große 
Mengen an radioaktivem Material in 
den Pazifischen Ozean gelangten und 
weiter gelangen. Doch über die Men¬ 
gen gibt es nur Rätselraten und Ver¬ 
mutungen. 

Die langfristige Ausbreitung radio¬ 
aktiven Substanzen im Pazifik haben 
Wissenschaftler vom Helmholtz-Zen- 
trum für Ozeanforschung in Kiel unter¬ 
sucht - mithilfe detaillierter Computer¬ 
simulationen, die auf den offiziellen, ja¬ 
panischen Angaben zur ausgetretenen 
Radioaktivität in den ersten Wochen 
nach dem Unglück basieren. 

Die Simulation des Helmholtz-Zen- 
trums zeigt die Ausdehnung des kon¬ 
taminierten Wassers innerhalb eines 
Zeitraums von 10 Jahren nach der Re¬ 
aktorkatastrophe. Nach den Modell¬ 
rechnungen wurde das radioaktive 
Wasser schon jetzt über nahezu den hal¬ 
ben Nordpazifik verteilt. Erste Ausläu- 


coni. Die PRC-Zeitung „Liberazione“ 
schrieb, Renzi habe „die übelste Rede, 
die wir bisher gehört haben“ gehalten. 
Ähnlich verurteilten die Senatoren 
und Abgeordneten der Partei „Linke 
und Umwelt“ (SEL) in der Debatte die 
Schaumschlägerei des neuen Premiers. 
Die im Stil einer Talk Show („Manifes- 
to“) schnoddrig und mit den Händen in 
den Taschen vorgetragene Rede nann¬ 
te der Mailänder „Corriere della Sera“ 
eine „Mixtur von Durcheinander“ mit 
dem „Hang zum Risiko“. Die Turiner 
„Stampa“, Blatt des größten privaten 
Industriekonzerns FIAT, schrieb, das 
sei „kein Regierungsprogramm“, son¬ 
dern eine „Selbstpräsentation“ gewesen. 
Der von Professor Umberto Triuli von 
der ältesten römischen Universität 
Sapienza (1303 gegründet) herausge¬ 
gebene „Osservatore europeo“ veröf¬ 
fentlichte eine Umfrage, nach der 73 
Prozent der Italiener die wirtschaftli¬ 
che Situation „voller Sorge“ sehen und 
„mit Angst in die Zukunft“ blicken. 
In den bürgerlichen Medien wird der 
ehemalige rechte Christdemokrat, der 
nie einer linken Partei angehörte und 
angekündigt hatte, das linke Outfit der 


fer des verstrahlten Wassers haben im 
Herbst 2013 die Hawaii-Inseln gestreift. 
Sie sollen zwei bis drei Jahre später die 
nordamerikanische Küste erreichen. 
Dem Modell zufolge sorgt(e) die starke 
Vermischung durch ozeanische Wirbel 
aber für eine rasche Verdünnung des 
radioaktiven Wassers. Der Effekt der 
ozeanweiten Vermischung werde be¬ 
sonders bei einem Vergleich mit der 
Ostsee deutlich. Die im März und April 
2011 in den Pazifik geflossene Menge 
an Radioaktivität war den Kieler Wis¬ 
senschaftlern zufolge mindestens drei¬ 
mal so groß wie die, die 1986 infolge der 
Tschernobyl-Katastrophe in die Ostsee 
eingetragen wurde. Dennoch seien die 
simulierten Strahlungswerte im Pazifik 
bereits jetzt niedriger als die Werte, die 
man 26 Jahre nach Tschernobyl noch 
heute in der Ostsee findet. 

Die Werte beider Regionen seien al¬ 
lerdings zu niedrig um eine Gefahr für 
den Menschen dazustellen. 16 Mona¬ 
te nach der Katastrophe habe die Be¬ 
lastung des Meereswassers bereits nur 
noch etwa ein Tausendstel der Aus¬ 
gangskonzentration betragen - so die 
Meldung von www.focus.de/wissen 
über die Studie. 

Allein die Datengrundlage für diese 
Modellrechnungen müsste eigentlich 
jedem Wissenschaftler suspekt Vor¬ 
kommen. Bei der geballten Desinfor¬ 
mation der japanischen Regierung 
ist es entweder höchste Naivität oder 
ein Zeichen fachlicher Inkompetenz, 
wenn auf dieser Basis Modellannah¬ 
men konstruiert werden, die seriöse 
Schussfolgerungen erlauben sollen. 
Diesem Bericht stehen außerdem an¬ 
dere Meldungen gegenüber, die ein 
ganz anderes Bild ergeben. 


PD zu beseitigen, plötzlich als Sozial¬ 
demokrat gefeiert. 

Renzi erhielt, wenn auch mit weni¬ 
ger Stimmen als sein von ihm in ei¬ 
nem Parteiputsch gestürzter Vorgän¬ 
ger Enrico Letta, in beiden Kammern 
die erforderliche Mehrheit. Die linke 
PD-Minderheit, die gegen seinen kapi- 
talfreundlichen Kurs Ablehnung ange¬ 
kündigt und mit einer Spaltung gedroht 
hatte, stimmte, nachdem ihr zugerech¬ 
nete Vertreter mehrere Ministerpos¬ 
ten erhielten, mehrheitlich für Renzi. 
Das Einknicken der PD-Linken wird 
von den Kommunisten der Zeitschrift 
„Contrepiano“ als Zeichen fehlender 
Kraft gewertet, tatsächlich den Bruch 
mit der PD zu vollziehen. 

Als erste der angekündigten „radika¬ 
len Reformen“ soll noch im März das 
von Renzi mit Ex-Premier Berlusconi 
ausgehandelte Wahlgesetz verabschie¬ 
det werden. Dessen „Radikalität“ be¬ 
steht darin, dass der unter Berlusconi 
eingeführte reaktionäre Mehrheitsbo¬ 
nus nicht nur beibehalten wird, sondern 
der Wahlmodus mit höheren Sperrklau¬ 
seln von 8 Prozent für allein antreten¬ 
de Parteien und 5 Prozent, wenn sie in 


Das japanische Amt für Kernsicher¬ 
heit hatte ein Jahr nach (!) dem Unfall 
bekannt gegeben, dass die Menge des 
bei dem Unfall in die Umwelt entwi¬ 
chenen Cäsium dem Äquivalent von 
158 Atombomben vom Typ der Hiro¬ 
shima-Bombe entsprochen habe. Und 
bis in die letzten Wochen schockieren 
Meldungen, wonach täglich zwischen 
300-400 Tonnen radioaktiv verseuch¬ 
tes Wasser aus den bereits maroden 
Billigtanks entweichen und ins Meer 
fließen. 

Nach einem Bericht der „New York 
Post“ von Anfang Januar 2014, der 
u.a. vom Münsteraner Internationa¬ 
len Wirtschaftsforum Regenerative 
Energien (IWR) weiterverbreitet wur¬ 
de, sind bei 51 Matrosen des US-Flug- 
zeugträgers „Ronald Reagan“, der zum 
Unglückszeitraum über zwei Monate 
in dem von radioaktivem Fall-out be¬ 
sonders betroffenen Gebiet kreuzte, 
Krebserkrankungen aufgetreten. 

Die Soldaten seien damals einer Strah¬ 
lenbelastung ausgesetzt gewesen, die 
300 Mal höher war als der Wert, der 
als unbedenklich eingestuft wird. Min¬ 
destens 70 der 5 000 Personen an Bord 
hätten daraufhin Symptome der Strah¬ 
lenkrankheit gezeigt. Drei Jahre später 
leiden die ehemaligen Crewmitglieder 
unter Leukämie, Hodenkrebs und Er¬ 
krankungen der Schilddrüse. 

Die Betroffenen streben nun eine 
Klage gegen den Kraftwerksbetreiber 
Tepco an. Laut Klageschrift sei Tepco 
darüber informiert gewesen, dass täg¬ 
lich mehr als 400 Tonnen radioaktiv 
kontaminiertes Wasser in den Ozean 
austraten. Der Flugzeugträger war da¬ 
mals so stark kontaminiert gewesen, 
dass Hafenbehörden in Japan, Korea 


Koalitionen antreten (vorher jeweils 
4 Prozent), verschärft wird. Koalitio¬ 
nen müssen 12 Prozent erreichen. Da¬ 
mit sollen nicht nur Kommunisten und 
Linke, sondern auch kleine Parteien aus 
dem Parlament ausgeschlossen werden, 
wenn sie sich nicht den Bedingungen 
der großen Parteien unterordnen. Das 
neue Wahlgesetz zielt auf die Einfüh¬ 
rung eines Zweiparteiensystems nach 
US-Vorbild. 

Angesichts der Tatsache, dass Renzi 
seine Regierungsmaßnahmen mit dem 
rechtskräftig zu mehrjähriger Haft ver¬ 
urteilten Berluconi beriet, geriet seine 
Ankündigung, in Zukunft „Steuerhin¬ 
terziehung aktiv zu bekämpfen“ zur 
Heuchelei. 

Bei der von Renzi verfolgten „Arbeits¬ 
marktreform“, geht es, was dieser tun¬ 
lichst verschwieg, um die Beseitigung 
des Kündigungsschutzartikels 18 und 
um die Beseitigung oder Aushöhlung 
der Tarifverträge, die es in vielen Un¬ 
ternehmen, schon nicht mehr gibt. 
Problematisch ist auch die angekün¬ 
digte Auflösung des Senats als zweiter 
Kammer, an dessen Stelle eine dem 
deutschen Bundesrat ähnliche „auto¬ 
nome Kammer“ aus Vertretern der Re¬ 
gionen (Länder) treten soll. Das dürfte 
sich schwerlich in einigen Wochen ver¬ 
wirklichen lassen, denn dazu ist eine 
Verfassungsänderung erforderlich. 
Wenn der neue Premier bis zum Ende 
der Legislatur 2018 regierten will, wird 
auch das als illusorisch gesehen. Er 
dürfte kaum über Jahresfrist kommen. 
Sein erstes Auftreten vor Schülern in 
Treviso nannte die „Liberazione bereits 
„eine Wahlkampfveranstaltung“. 
Schlecht überstanden hat die Protest¬ 
bewegung M5S die Vertrauensdebat¬ 
te, in der sie mehrheitlich gegen Ren¬ 
zi stimmte. Ihr Anführer, der frühere 
Komiker Beppe Grillo, vier Senatoren, 
die gegen seine Weisungen verstießen, 
wurden aus der Partei ausgeschlossen. 
Die Dissidenten, die sich zu den Linken 
öffnen wollen, kündigten an, sich nun 
eigenständig zu organisieren. Grillo 
beschimpfte sie als „Viererbande“ und 
„Stalinisten“. Gerhard Feldbauer 


und auf Guam dem Schiff die Erlaub¬ 
nis verweigert hätten in ihre Häfen ein¬ 
zulaufen. Erst nach zweieinhalb Mona¬ 
ten hatte der Flugzeugträger in einem 
thailändischen Hafen vor Anker gehen 
können. 

Im Umfeld von Fukushima selbst wird 
jetzt mit einer Studie zur Strahlungs¬ 
belastung in Babyzähnen begonnen. 
Die zahnärztliche Vereinigung der 
Präfektur Fukushima hat Mitte Feb¬ 
ruar mit einer Studie begonnen, in de¬ 
ren Rahmen die Strahlungsbelastung 
in den Zähnen von Babies erfasst wer¬ 
den soll, um mögliche langfristige Fol¬ 
gen der Fukushima-Katastrophe auf 
die Gesundheit ausmachen zu können. 
Bei dem Projekt der Zahnanalyse zur 
Strahlungserfassung, das vom Umwelt¬ 
ministerium und vier Universitäten der 
Region Tohoku unterstützt wird, han¬ 
delt es sich landesweit um das erste 
dieser Art. Ein derartiges Projekt war 
einige Jahre zuvor noch durch die Prä¬ 
fekturleitung behindert worden. Die 
Mediziner hoffen nun, durch die Er¬ 
laubnis von Eltern jährlich 4 000 Zäh¬ 
ne sammeln zu können. Zahnärzte aus 
dem Untersuchungslabor der Tohoku- 
Universität wollen parallel eine Ver¬ 
gleichsstudie mit Kindern aus anderen 
Regionen durchführen. 

Und währenddessen häufen sich am 
Katastrophenort selbst weitere Skan¬ 
dale über Skandale bei den hilflosen 
Versuchen die außer Kontrolle gerate¬ 
nen 1 300 Brennstäbe zu neutralisieren. 
Die wirklichen Folgen für Mensch und 
Natur werden unter einem wahren Hi¬ 
malaja der Falsch- und Desinformati- 
onspolitik von Energiewirtschaft und 
Regierung kleingeredet und bagatelli¬ 
siert. Hans-Peter Brenner 


Naivität und Inkompetenz 

Spätfolgen der Fukushima-Katastrophe werden bagatellisiert 


Freude mit 
bitterem 
Beigeschmack 

Fernando Gonzalez ist wieder 
in Havanna 

Lynn, 20, und Anna, 21 Jahre, sind seit 
Mitte Januar an der CUJAE, der Tech¬ 
nischen Universität in Havanna, an 
der im Sommer 2013 auch die SDAJ- 
Brigaden gearbeitet haben. Dort ler¬ 
nen sie Spanisch und beschäftigen sich 
von Anfang an mit den „Cuban Five“, 
in Kuba als „Los Cinco“ bekannt, um 
in Deutschland zur Solidaritätsarbeit 
beitragen zu können. 

Wir klopfen an die Bürotür von Julian, 
er telefoniert und winkt uns herein. Er 
sagt noch schnell einige Sätze, legt den 
Hörer weg und sagt nur: „El estä“ - 
Fernando ist da. 

Julian Gutierrez Alonso arbeitet seit 
Anfang des Prozesses gegen Los Cinco, 
also seit Ende 2000, für deren Freilas¬ 
sung. Es fing damit an, in der CUJAE 
Solidarität zu wecken und entwickelte 
sich bis heute zu einem Netzwerk von 
über 8 000 Aktiven in 85 Ländern. Aus 
diesem Büro in der CUJAE organisiert 
Julian täglich den Austausch innerhalb 
der Bewegung und mit den Fünf, so¬ 
wohl durch das Netzwerk „Casa de los 
Cinco“ als auch vor Ort durch einen 
auch nach 13 Jahren immer noch an¬ 
schwellenden Strom von Aktivitäten. 
Julian sieht sich als „einfachen Kuba¬ 
ner, der sein ganzes Leben der Revo¬ 
lution gewidmet hat“. 

„Fernando estä.“ Kein Freudensprung 
folgt dieser Bemerkung, Julian erklärt 
die Widersprüchlichkeit seiner Gefüh¬ 
le: Die Freude über die Rückkehr ist 
dadurch getrübt, dass die Entlassung 
nicht als Erfolg gewertet werden kann, 
da „wir nicht die Kraft hatten, die Haft 
auch nur um einen einzigen Tag zu ver¬ 
kürzen.“ Formal gesetzmäßig erfolgte 
die Überführung von Fernando in die 
Abschiebehaft, Handschellen trug er 
bis zum Betreten kubanischen Bodens. 
Eine tiefe Erniedrigung Kubas und ein 
grauenvoller Ausblick bezüglich der 
verbleibenden Haftzeit von Gerardo, 
Antonio und Rämon. Am Flughafen 
empfing ihn dann die politische Füh¬ 
rung Kubas gemeinsam mit Rene und 
allen Angehörigen der Fünf. Fernando 
meint, dass der heutigen „unermessli¬ 
chen Freude noch ein Stück fehlt“ und 
dass es die Aufgabe sein wird, alles zu 
tun, damit Gerardo, Antonio und Rä¬ 
mon so schnell wie möglich zurückkeh¬ 
ren. Dann wäre „die Freude vollkom¬ 
men ... 

Auch für Juliän ist es nun wichtig, sich 
und anderen zu verdeutlichen, warum 
gerade dieser Fall - auch gegenüber de¬ 
nen anderer politischer Gefangener - 
besonders wichtig ist. „Kuba ist die 
Hoffnung auf eine bessere Welt; wenn 
wir Kuba verlieren, verlieren wir die 
Zukunft.“ Kuba zeigt seit 1959 als Land 
der dritten Welt und als Land Latein¬ 
amerikas, dass Widerstand gegen die 
aggressivsten Ausdrücke des US-Impe- 
rialismus möglich ist - von der Invasi¬ 
on in der Schweinebucht 1961 über die 
Wirtschaftsblockade bis hin zum Terror 
aus Miami und den Cuban5. 

Wie kann die Solidarität aus Deutsch¬ 
land aussehen, fragen wir. Juliän erin¬ 
nert sich an die Worte Renes: „Es hegt 
an uns, die Gefangenschaft für die USA 
unprofitabel zu machen.“ Bis zu diesem 
Punkt muss der politische Druck der 
internationalen Bewegung erhöht wer¬ 
den. Wir müssen herausfinden, wie wir 
den Fall auch in Deutschland vermit¬ 
teln können, Leute begreifen lassen 
und zum Kämpfen bringen. „Ob der 
Fokus dabei auf den rechtlichen Ar¬ 
gumenten, auf den menschlichen oder 
auf denen der grundlegenden Solidari¬ 
tät zu Kuba hegen muss, unterscheidet 
sich in allen Ländern, in allen Kulturen, 
im Umfeld eines/r jeden“, sagt Juliän. 
Dazu mitgeben kann er uns ein Stück 
der kubanischen Hingabe an den Fall, 
die man überall spürt. 

Es sind nicht nur drei Gefangene, die 
es aus der Willkür zu befreien gilt, es 
sind weiterhin die Fünf und ihr Leben 
für die kubanische Revolution und für 
die weltweite Hoffnung auf eine bes¬ 
sere Welt, die wir verteidigen müssen. 
Fernando estä - der Kampf geht weiter. 
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Gastkolummne von Georg Fülberth 


Wiederkehr des Faschismus 


Gleichzeitig mit dem Anbruch des 
neoliberalen Zeitalters, 1973, fand 
der faschistische Putsch in Chile statt. 
Die Chicago-Boys konnten ihr Expe¬ 
riment beginnen. 

Der Faschismus an der Macht ist eine 
von mehreren Varianten, in der diese 
politische Richtung sich zur Geltung 
bringt. Häufiger tritt sie gegenwär¬ 
tig nicht als Staatsmacht, sondern als 
eine Bewegung hervor, die die offizi¬ 
elle Politik in einer formal-demokra¬ 



tischen parlamentarischen Republik 
vor sich hertreibt. Dies gilt zurzeit für 
die Partei „Jobbik“ in Ungarn. In Ita¬ 
lien verband sich Berlusconi mit den 
Mussolini-N achfolgern. Faschistische 
Schlägertrupps üben in der Ukrai¬ 
ne Terror aus und haben Teil an der 
Staatsgewalt. In Frankreich bereitet 
sich der Front National auf einen Er¬ 
folg in der Europa-Wahl vor. In den 
Niederlanden, Belgien, Österreich 
und Nordeuropa gewinnen rechtspo¬ 
pulistische Parteien an Boden, die 
zwar nicht mehrheitlich faschistisch 
sein mögen, aber nach dieser Rich¬ 
tung hin offen sind. 


Die politische Philosophin Hannah 
Arendt charakterisierte den Faschis¬ 
mus als ein Bündnis von Mob und 
Eliten. Fetztere kann man etwas ex¬ 
akter fassen: Großkapital, in eini¬ 
gen Fändern auch Großgrundbesitz, 
Maulwürfe im Staatsapparat. Das, 
was Arendt als Mob bezeichnet, sind 
die Teile der Mittel- und Unterschich¬ 
ten, deren Ressentiments sich gegen 
Fremde richten. Ausländerfeindlich¬ 
keit ist der Treibsatz ihres Handelns. 
„Mob“ und „Elite“ agieren häufig 
getrennt, erst in historischen Ent¬ 
scheidungssituationen schließen sie 
sich zusammen, so in Deutschland 
1933. Vorher handeln sie eher par¬ 
allel. Sarrazin gibt Stichworte, die 
NPD applaudiert ihm. Die BILD- 
Zeitung bezeichnet sich in der Gro¬ 
ßen Koalition als APO. Ihre Macher 
werden das vielleicht als einen Ver¬ 
such darstellen wollen, die äußerste 
Rechte dadurch unwirksam zu ma¬ 
chen, dass sie ihre Motive aufgrei¬ 
fen und damit ihre selbstständige 
Organisierung verhindern. In Wirk¬ 
lichkeit wird dadurch ein Potential 
genährt und verbreitert, das im Be¬ 
darfsfall von den Eliten mobilisiert 
werden kann und zugleich diese ra- 
dikalisiert. Hierüber brauchen wir 
nicht zu spekulieren, es liegt zeitge¬ 
schichtliches Material vor: der fak¬ 
tischen Abschaffung des Asylrechts 
in der Bundesrepublik 1993 gingen 
faschistische Brandstiftungen und 
die ausländerfeindliche Hetze der 
Springer-Presse voraus. 

Der Faschismus ist nicht Vergangen¬ 
heit, sondern bleibt ein Beweger der 
bürgerlichen Politik. 


Solidarität mit den 
Kommunisten der Ukraine! 

Erklärung kommunistischer und Arbeiterparteien 


Die aktuellen dramatischen Entwick¬ 
lungen in der Ukraine stellen keinen 
„Sieg der Demokratie“ und der an¬ 
geblichen „Revolutionäre“ dar, wie 
von den Medien der USA und der EU 
berichtet. Es handelt sich um eine ge¬ 
fährliche Entwicklung vor allem für das 
Volk der Ukraine selbst. 

An die politische Oberfläche tauchten 
mithilfe der EU und der USA reakti¬ 
onäre politische Kräfte, ideologische 
Nachfahren der Nazis auf. Neben den 
Zerstörungen der Büros ihrer Gegner, 
planen diese Kräfte politische Verfol¬ 
gungen, vor allem gegen die Kommu¬ 
nisten, sowie rassistische Gesetze zum 
Nachteil der russischsprechenden Be¬ 
völkerung, wie sie in den letzten 20 Jah¬ 
ren in den Staaten des „europäischen“ 
Baltikums, unverhohlen politisch un¬ 
terstützt durch die EU, gelten. 

Die kommunistischen und Arbeiter¬ 
parteien, die diese Gemeinsame Stel¬ 
lungnahme unterzeichnen, erklären: 
Wir drücken unsere Unterstützung und 
Solidarität mit den Kommunisten der 
Ukraine aus, vor allem mit all denen, 
die vielerorts auf die Straßen gingen, 
um die Lenin-Denkmale, sowie ande¬ 
re sowjetische und antifaschistische 
Denkmale zu schützen, die sich ins Vi¬ 
sier der ideologischen „Säuberung“ der 
Geschichte begaben, die die nationalis¬ 
tisch-faschistischen bewaffneten Grup¬ 
pierungen unternehmen. 

Wir verurteilen die USA und die EU 
wegen ihrer unverhohlenen Verwick¬ 
lung in die inneren Angelegenheiten 
der Ukraine und wegen ihrer direkten 
Unterstützung für die bewaffneten fa¬ 
schistischen Kräfte. Sie unterstützen da¬ 
durch einen historischen Revanchismus 
gegen die Ergebnisse des 2. Weltkrieges 
und machen den Antikommunismus zur 
Staatspolitik, sie beschönigen die fa¬ 
schistischen Gruppen, ihre kriminelle 
Ideologie und Aktivität, sie treiben die 
Spaltung des Volkes der Ukraine durch 
die geplanten Verfolgungen der rus¬ 
sischsprechenden Bevölkerung voran. 


Wir betonen die Gefährlichkeit der 
Positionen der opportunistischen 
Kräfte, die die Illusionen hegen, dass 
eine andere „bessere“ EU, ein „ande¬ 
res besseres Assoziierungsabkommen 
der EU mit der Ukraine“ geben könn¬ 
te. Die EU, sowie jede kapitalistische 
zwischenstaatliche Vereinigung, ist ein 
Wolfsbündnis mit einem tief reaktio¬ 
nären Charakter; sie kann nicht volks¬ 
freundlich werden, sie handelt gegen 
die Rechte der Arbeiter und der Völ¬ 
ker. 

Wir betonen, dass die Entwicklungen 
in der Ukraine mit der Intervention 
der EU und der USA verbunden sind. 
Sie sind die Folge des starken Konkur¬ 
renzkampfes dieser Kräfte mit Russ¬ 
land zur Kontrolle der Märkte, der 
Rohstoffe sowie der Transportnetze 
des Landes. Das Volk der Ukraine, wie 
alle Völker Europas, hat kein Interesse 
daran, sich auf die Seite des einen oder 
des anderen Imperialisten, des einen 
oder des anderen Wolfsbündnisses zu 
schlagen. 

Das Interesse der Arbeiterklasse und 
der Volksschichten der Ukraine liegt 
darin, nicht in die „Falle“ der nationa¬ 
listischen, spalterischen Dilemmas auf 
der Grundlage ethnischer, sprachli¬ 
cher und religiöser Besonderheiten zu 
tappen. Sie müssen ihre gemeinsamen 
Klasseninteressen in den Vordergrund 
stellen, ihren eigenen Weg des Klassen¬ 
kampfes, für ihre Rechte und den So¬ 
zialismus einschlagen. Der Sozialismus 
ist und bleibt aktueller und notwendi¬ 
ger denn je. Das ist die Perspektive ge¬ 
gen jede kapitalistische zwischenstaat¬ 
liche Vereinigung, damit der Weg für 
eine Wirtschaft und eine Gesellschaft 
auf der Basis der Bedürfnisse der ar¬ 
beitenden Menschen und nicht auf der 
Basis der Profite eröffnet wird. 


Unterzeichnet von den Initiatoren KKE 
und DKP und weiteren 29 kommunisti¬ 
schen und Arbeiterparteien 
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Karikatur: Bernd Bücking 


„Rot und scharf*‘ 

„Linke Liste Nürnberg“ ist mit breitem Bündnis sehr gut aufgestellt 


Im SPD-regierten Nürnberg, der 
zweitgrößten Stadt Bayerns, finden 
gleichzeitig mit den Kommunalwahlen 
am 16. März auch Oberbürgermeister- 
Wahlen statt. Marion Padua (49), seit 
ihrem 14. Lebensjahr politisch enga¬ 
giert, war viele Jahre Betriebsratsvor¬ 
sitzende in der Druckindustrie. Neben 
der Frauen- und Gewerkschaftsbewe¬ 
gung war sie vor allem in der SDAJ 
aktiv und ist Mitglied der DKP. Die 
allein erziehende Mutter, Leiterin ei¬ 
ner Mittagsbetreuung, ist 2010 in den 
Stadtrat nachgerückt, nachdem Harald 
Weinberg in den Bundestag kam. Sie 
kandidiert auf Platz eins der Linken 
Liste Nürnberg. 

UZ: Marion, ein so breites Wahlbündnis 
wie eure Linke Liste in Nürnberg dürfte 
bundesweit ziemlich einmalig sein. 

Marion Padua: Ausgangspunkt war, 
den außerparlamentarischen Protest 
ins Rathaus zu tragen. Die Linke Liste 
wurde Anfang 2007 als Wahlbündnis ge¬ 
gründet und besteht heute aus den Par¬ 
teien Die Linke und DKP, den Migran¬ 
tenvereinen DIDF, Medya Volkshaus, 
„Dialog der Kulturen“ und Yenigün 
sowie den Jugendorganisationen SDAJ 
und Solid. Da außerdem noch Parteilo¬ 
se als Einzelmitglieder in der LINKEN 
LISTE organisiert sind, hat das Bündnis 
insgesamt über 700 Mitglieder. 

UZ: Wie seid ihr nun als Linke Liste bei 
den kommenden Wahlen aufgestellt? 

Marion Padua: Schon 2008 haben wir 
auf Anhieb drei Mandate gewonnen. 
Nach einem Austritt haben wir jetzt 
noch zwei Stadtratssitze. Mit unserer 
Vielfalt sind wir sehr gut aufgestellt, 
meine ich. Auf den ersten vier Plätzen 
befinden sich drei Frauen ... 

UZ: ... darunter du selbst als Spitzen¬ 
kandidatin und gleichzeitig OB-Kandi- 
datin ... 

Marion Padua: Auf zwei von diesen 
vier Spitzenplätzen sind Migrantinnen 
und zwei von diesen vier sind unter 29 
Jahre jung. 

UZ: Stimmt es, dass euch das Einwoh¬ 
nermeldeamt eine Kandidatin von der 
Liste gestrichen hat? 

Marion Padua: Ja. Um für Integration 
und Solidarität ein Zeichen zu setzen, 
hatte unsere Aufstellungsversammlung 
bewusst eine junge engagierte Kurdin 
nominiert. Leyla lebt seit sechs Jahren 
mit ihrer Familie in Nürnberg und soll 
von der Stadt Nürnberg abgeschoben 
werden. Die Kampagne „Bleiberecht 
für Leyla“, die wir unterstützen, geht 
noch weiter. 

UZ: Bei einer kirchlichen Podiumsdis¬ 
kussion zur OB-Wahl, die auszugsweise 
im Internet gezeigt wurde, hast du kürz¬ 
lich mit Tucholskys „ Soldaten sind Mör¬ 
der“ einen kleinen Skandal provoziert. 
Wie kam es dazu? 



Die UZ sprach mit Marion Padua, 
Stadträtin der Linken Liste Nürnberg 
und OB-Kandidatin 


Marion Padua: Natürlich habe ich bei 
dieser Podiumsdiskussion noch eini¬ 
ges mehr gesagt. Doch die rund zwei 
Stunden, in denen ich zuvor über So¬ 
zialpolitik geredet habe, hat „Franken 
TV“ nicht gebracht. Also: Es gab eine 
Publikumsfrage zum Thema Bundes¬ 
wehr an Schulen. Dazu habe ich be¬ 
reits Stadtratsanträge gestellt. In die¬ 
sem Zusammenhang stand meine Äu¬ 
ßerung, dass Soldat kein gewöhnlicher 
Beruf sei, da ein Soldat in eine Situa¬ 
tion kommen kann, in der er morden 
muss. Daraus wurde das berühmte Zi¬ 
tat abgeleitet. Bundeswehroffiziere als 
Berufsberater in Nürnberger Schu¬ 
len - das ist natürlich auch ein kom¬ 
munales Problem. 

UZ: Umso verblüffender finde ich das 
Resümee des Kommentators am Ende 
der Podiumsdiskussion: Die Positionen, 
die du vertreten hast, würden im Kandi- 
didatenv er gleich „die meisten Schnitt¬ 
mengen“ mit den Forderungen der Kir¬ 
che aufweisen. 

Marion Padua: So überraschend ist das 
nun auch wieder nicht. Hauptthema 
war die Rolle der Kirchen in der Kom¬ 
mune. Da habe ich die Gemeinsam¬ 
keiten zwischen der kirchlichen Sozi¬ 
alcharta und unserem Wahlprogramm 
dargelegt. Zum Beispiel beim Kampf 
gegen soziale Ungerechtigkeit und Ar¬ 
mut. Die anderen Parteien hatten zu 
dem Thema nicht viel vorzuweisen. 

UZ: Was sind eure Aktionsschwerpunk¬ 
te in der nächsten Zeit? 

Marion Padua: Schwerpunkt seit drei 
Jahren ist die Rücknahme der Fahr¬ 
preiserhöhungen. Wir fordern in Nürn¬ 
berg ein Konzept nach dem Wiener 
Modell, dort kostet ein Jahresticket 
365 Euro, also einen Euro pro Tag. Wir 
haben dazu über 10 000 Unterschrif¬ 
ten gesammelt, die wir OB Maly über¬ 
gaben, mehrere Demos und Aktionen 
durchgeführt, viele Stadtratsanträge 
gestellt und dafür gesorgt, dass es ein 
öffentliches Thema bleibt. 

Weitere Schwerpunkte sind die Schaf¬ 
fung von einem kommunalen sozialen 
Wohnungsbau und kostenfreie Bildung 
und Betreuung. Auch im Kampf gegen 


Rassismus und Diskriminierung spielt 
die Linke Liste eine verlässliche Rolle. 

UZ: Wenn du zurückblickst: Auf welche 
Initiative bist du besonders stolz? 

Marion Padua: Ich freue mich immer, 
wenn wir durch die Verzahnung zwi¬ 
schen außerparlamentarischer Kraft 
und unserer Stadtratsarbeit Erfolge 
erzielen können. Ein Beispiel: In den 
ersten Monaten habe ich eine Bürger¬ 
initiative zur Verhinderung eines LKW- 
Rastplatzes mitten in einem Natur¬ 
schutzgebiet unterstützt. Drei Anträge 
wurden behandelt und die Bürgerini¬ 
tiative kam immer mit Transparenten 
zu den Sitzungen und stärkte mir den 
Rücken. Begleitet mit Pressearbeit und 
Aktionen wurde dieser Eingriff in die 
Natur verhindert und die Planungen 
schließlich fallen gelassen. 

Bewegt hat mich auch die Begleitung 
von Flüchtlingen in die Ausschusssit¬ 
zung, zu der ich die Unterstützung ih¬ 
rer Forderungen beantragt hatte. Diese 
Menschen hatten wochenlang auf der 
Straße gecampt, um auf ihre Lage auf¬ 
merksam zu machen. Und da mussten sie 
sich von der CSU anhören, dass es doch 
auch bei der Bundeswehr Essenspakete 
gibt, die wären doch gar nicht so schlecht. 
In solchen Momenten merke ich im¬ 
mer, dass die Lebensrealität der bür¬ 
gerlichen Politiker eine sehr eigene ist. 
Der ganze Protest war trotzdem nicht 
umsonst. Auch in Bayern werden jetzt 
endlich die Essenspakete abgeschafft. 

UZ: Vor sechs Jahren hattet ihr 4,8 Pro¬ 
zent. Erstmals seit zwei Jahrzehnten zog 
damals eine mehrköpfige politische Kraft 
links der SPD ins Nürnberger Rathaus 
ein. Wie viel wollt ihr diesmal holen? 

Marion Padua: An Zahlen wird man 
gemessen, da halte ich mich lieber 
zurück. Doch meiner Meinung nach 
müsste eine Steigerung drin sein, da 
wir sechs Jahre lang unsere Arbeit und 
unsere Politik unter Beweis gestellt ha¬ 
ben. Was uns sicherlich zugute kommen 
wird, ist, dass wir mit einem Bündnis 
antreten. So können wir natürlich viel 
mehr Wählerinnen ansprechen ... 

UZ:... links von der SPD? 

Marion Padua: Alle, die „Rot und 
scharf“, also eine konsequent linke Op¬ 
position im Stadtrat sehen wollen! Älte¬ 
re SPD-Mitglieder übrigens haben mir 
erzählt, welche Rolle Herbert Stiefva¬ 
ter, der 18 Jahre lang für die DKP im 
Nürnberger Stadtrat saß, gespielt hat. Es 
ist noch nicht vergessen, wer die sozia¬ 
le Frage mit Konsequenz vertritt. Unter 
dem Motto „Für eine soziale Stadt“ sind 
wir täglich auf der Straße und bei Ver¬ 
anstaltungen und bekommen von vielen 
Menschen unsere Politik bestätigt. 

UZ: Vielen Dank für das Interview - wir 
drücken dir und der LINKEN LISTE 
beide Daumen für ein doppelt gutes 
Wahlergebnis! 

Das Gespräch führte Eva Petermann für die UZ. 
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Der 8. März ist Frauentag, international 

Die Straßen seh’n heut anders aus. Keine von uns bleibt zu Haus. 

Wir gehen kämpfen, Unrecht dämpfen. Schluss mit dem Patriarchat! 

Im Auge behalten, dass Herren walten, noch in jedem Staat. 

Mein Traum ist: Eines Tages, Werden wir unüberhörbar sein. 

Millionen von uns entscheiden. Keine Frau fühlt sich mehr klein. 

Denn die Stimmen der Frau’n werden sprechen. 

Sprechen von dir und von mir. 

Aus den Reservaten, den Ghettos, Gewerkschaften und Unis hier. 

aus: Das Lied zum 8. März 

von Arlene Mantle, Kanada, freie Übersetzung Ellen Diederich 

(Internationales FrauenFriedensArchiv Fasia Jansen, Oberhausen) 

Bilder aus Basel, New York, Dortmund, Düsseldorf, Genf, Wien 

zum Internationalen Frauentag und Anlässen der Unterdrückung von Frauen 

zusammengestellt von arbei terf utog ruf i e o«~ 



Köln, 2012, Aktion gegen Zwangsprostitution (af) 



Basel, 8. März 2010 (Frantisek Matous) New York-im Gedenken an alle Frauen aus allen Ländern vergewaltigt in allen Kriegen (IFFA) Dortmund, 10. März 2012 (Uwe Bitzel) 




Die Befreiung der Frau ' 
wird durch den Sozialismus kommen 
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Düsseldorf, 10. März 2007 (Gisela Blomberg) 


Basel, 8. März 2008 (Frantisek Matous) 


Genf 1947, Textil-Arbeiterinnen 
nach erfolgreichem Streik,Gretlers Panoptikum 



Basel 1977 (Claude Giger), Gretlers Panoptikum zur Sozialgeschichte “Vom Wert der Arbeit” 


Wien (Renner-Institut), 1926, Arbeiterinnen zur Kampagne der Enteignung von Fürsten 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Ein Buch von gestern gegen die Mythen von heute 

Roman Stelzig empfiehlt Franz Mehring: Die Lessing-Legende 


Seit dem Überfall der NATO auf Jugo¬ 
slawien 1999 ist die Bundeswehr wie¬ 
der an Angriffskriegen beteiligt. Die 
Aufrüstung der EU schreitet unter 
deutscher Direktive voran und deut¬ 
sches Kapital zieht satte Profite aus 
der Staatsschuldenkrise zum Leidwe¬ 
sen der Arbeiterklasse ganz Europas. 
Es läuft für den drittgrößten Waffenex¬ 
porteur der Welt so gut wie lange nicht 
seit dem letzten Weltkrieg. Und beglei¬ 
tet wird dieser Siegeszug vom Blüten¬ 
duft „wissenschaftlicher“ Erkenntnis¬ 
se. Bereits vor zehn Jahren entdeckte 
Hans-Ulrich Wehler im Spiegel-Spezi¬ 
al 1/2004 den Ersten Weltkrieg als „die 
Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“, 
von keinem gewollt und von nieman¬ 
dem gemacht. Die Bundeswehr griff 
bei der Neugestaltung des militärhis¬ 
torischen Museums in Dresden Weh- 
lers „Entdeckung“ dankbar auf und 
fabulierte für das Jahr 1939 den „Eu¬ 
ropäischen Krieg“ herbei, in den wie¬ 
der alle Staaten ohne Verursacher und 
Verantwortung hineingeraten wären. 
Dass sich die internationale Solidari¬ 
tät des Kapitals auch diesmal bewährt, 
offenbart die Neuerscheinung des aus¬ 
tralischen Historikers Christopher 
Clark mit dem vielsagenden Titel: „Die 
Schlafwandler. Wie Europa in den Ers¬ 
ten Weltkrieg zog“. Und so scheint die 
Forschung wieder auf dem Standpunkt 
des britischen Premierministers David 
Lloyd George: „Keiner der führenden 
Männer jener Zeit hat den Krieg tat¬ 
sächlich gewollt. Sie glitten gewisser¬ 
maßen hinein, oder besser, sie taumel¬ 
ten oder stolperten hinein, vielleicht 
aus Torheit“. 1 


Das heißt also, dass Aufklärungsarbeit 
über historische Wahrheit und gesell¬ 
schaftliche Zusammenhänge auch 100 
Jahre nach Beginn des Ersten Welt¬ 
krieges ein entscheidender Bestandteil 
beim Aufbau gesellschaftlicher Macht 
gegen Kapitalismus und imperialisti¬ 
sche Kriege im 21. Jahrhundert bleibt. 
Begrüßenswert ist da die Neuauflage 
von Schriften, die sich bereits in ih¬ 
rer Zeit hintergründig mit Ursprün¬ 
gen und Kontinuitäten des deutschen 
Imperialismus beschäftigt haben, wie 
die „Lessing-Legende“ von Franz 
Mehring. Noch heute gelten Hans 
Mayers Worte für die Basler Ausgabe 
des Werkes 1946: „Stärker denn je fragt 
sich die Welt nach den Ursachen einer 
immer wieder neu hervorbrechenden 
zynischen Rechtsfeindschaft und Er¬ 
oberungsgier, deren Ahnentafel durch 
die Namen des Königs Fridericus, Bis¬ 
marcks, Ludendorffs und Hitlers dar- 
gestellt zu sein scheint. Das Wesen die¬ 
ses Fridericus-Staates mit den Augen 
und den unbestechlichen Kenntnissen 
eines Mehring zu betrachten, ist da¬ 
her eine wesentliche Aufgabe unserer 
Zeit“. 2 

In der 1892 erschienen zweiteiligen 
Sammlung loser Aufsätze geht es 
Mehring um die Unterscheidung zwi¬ 
schen einer frühbürgerlichen fort¬ 
schrittlichen Tradition des deutschen 
Bürgertums, verkörpert im Schrift¬ 
steller Gotthold Ephraim Lessing, 
und einer reaktionär-absolutistischen 
Tradition unter preußischer Oberho¬ 
heit. Das deutsche Bürgertum, einge¬ 
klemmt zwischen Opposition zum Ab¬ 
solutismus und Angst vor der revoluti¬ 


onären Erhebung der Arbeiterklasse, 
hat seine historische Mission im 19. 
Jahrhundert nicht erfüllt. Die Bildung 
des deutschen Nationalstaates erfolg¬ 
te, trotz aufopferungsreicher Kämpfe 
am 18. März 1848 in Berlin, nicht auf 
revolutionär-demokratischem Wege, 
sondern 1871 mit „Blut und Eisen“ un¬ 
ter der Regie des preußischen Abso¬ 
lutismus. Die militärisch geprägte und 
auf junkerlichem Grundeigentum ba¬ 
sierende Verfassung des preußischen 
Staates entwickelte sich dadurch im 
Bündnis zwischen einem Bürgertum, 
das noch nicht, und einem Feudaladel, 
der nicht mehr allein herrschen konn¬ 
te, zum Machtzentrum des Deutschen 
Kaiserreiches. Sein Gründungsmythos 
verschleierte die revolutionären Tra¬ 
ditionen deutscher Geschichte und 
inszenierte sich als Fortsetzung eines 
aufgeklärten Absolutismus, personifi¬ 
ziert im preußischen König Friedrich II. 
Mit spitzer Feder weist Franz Mehring 
nach, dass dieser Despot alles andere 
als ein deutscher König war und sein 
wollte und seine historische Rolle als 
Reformer weit hinter der des Habs¬ 
burger Kaisers Joseph II. zurücksteht, 
aber vor allem, deckt er die materiel¬ 
len Grundlagen und den reaktionären 
Charakter des preußischen Königtums 
auf, dem Lessing als fortschrittlichster 
Vertreter des Bürgertums feindlich ge¬ 
genüber stand. 

Entstanden ist ein kenntnisreiches, po¬ 
litisch lehrreiches und stilistisch unter¬ 
haltsames Werk, über das der Autor 
bekennt: „Ich bin nicht unbescheiden 
genug auf das Wort eines bürgerlichen 
Kritikers zu pochen, der von meiner 


Arbeit sagte, sie gerate zwar vom Hun¬ 
dertsten ins Tausendste, aber sie habe 
im Hundertsten und im Tausends¬ 
ten noch etwas zu sagen“ (16f). Auch 
Friedrich Engels schrieb am 14. Juli 
1893 an Franz Mehring: „Im übrigen 
kann ich von dem Buch nur wieder¬ 
holen (...): Es ist bei weitem die bes¬ 
te Darstellung der Genesis des preu¬ 
ßischen Staates, die existiert, ja, ich 
kann wohl sagen, die einzig gute, in 
den meisten Dingen bis in die Einzel¬ 
heiten hinein richtig die Zusammen¬ 
hänge entwickelnd“. 3 
Franz Mehring, der 1846 in einer preu¬ 
ßischen Offiziersfamilie in Pommern 
geboren wurde, bildete ein Bindeglied 
zwischen dem fortschrittlichen Erbe 
des Bürgertums und der revolutionä¬ 
ren Arbeiterbewegung. Bürgerlich¬ 
demokratisch gesinnt wand er sich in 
frühen Jahren gegen preußischen Mi¬ 
litarismus und Sozialdemokratie, bis er 
nach den Sozialistengesetzen 1891 der 
SPD beitrat. Von da an stand Mehring 
als einer der ersten marxistischen His¬ 
toriker in der Auseinandersetzung um 
den Revisionismus in der Partei und 
den Militarismus im preußischen Staat 
an der Seite des linken Flügels, war 
1916 Mitglied der Gruppe „Internati¬ 
onale“ und des Spartakusbundes und 
zählte zu den Gründern der KPD, be¬ 
vor er am 29. Januar 1919 starb. Hinter¬ 
lassen hat er ein umfangreiches Werk 
über Literatur, Philosophie und Ge¬ 
schichte. An der Berliner Parteischule 
wie unter anderem als Chefredakteur 
der Leipziger Volkszeitung 1902-07 
lehrte Franz Mehring Arbeitern das 
Erbe bürgerlicher Wissenschaft und 


Kultur zu schätzen und den dialekti¬ 
schen Materialismus zu verstehen. Zu 
seinen Hauptwerken zählen „Die Les¬ 
sing-Legende“ (1892), „Die Geschich¬ 
te der Sozialdemokratie“ (1898) oder 
„Karl Marx. Geschichte seines Le¬ 
bens“ (1918). 

Unfreiwillig aktuell bleiben auch die 
Worte, die Rosa Luxemburg dem 
„Geehrten Freund“ zum 70. Ge¬ 
burtstag am 27. Februar 1916 schrieb: 
„Jetzt sehen freilich die Erben der 
klassischen Philosophie - seit dem 
furchtbaren Zusammenbruch im 
Weltkriege - wie elende Bettler aus, 
die von Ungeziefer gefressen wer¬ 
den. (...) Heute, wo uns Intelligenz 
bürgerlicher Herkunft rudelweise 
verraten und verlassen, um zu den 
Fleischtöpfen der Herrschenden 
zurückzukehren, können wir ihnen 
mit verächtlichem Lächeln nach¬ 
blicken: Geht nur! Wir haben der 
deutschen Bourgeoisie noch das 
Letzte und Beste weggenommen, 
was sie noch an Geist, Talent und 
Charakter hatte: Franz Mehring“. 4 

1 vgl. Otto Köhler: Geschichtssomnambulis¬ 
mus, Junge Welt vom 09.10 2013 

2 Hans Mayer (Hrsg.): Franz Mehring. Die Les¬ 
sing-Legende, Mundus-Verlag, Basel 1946, S. 
17 

3 Franz Mehring: Die Lessing-Legende, Dietz 
Verlag, Berlin 1953, S. 7 

4 Rosa Luxemburg: Gesammelte Briefe, Bd. 5, 
Dietz Verlag, Berlin 1984, S. 104 

Franz Mehring: Die Lessing-Legende, Karl 
Dietz Verlag, Berlin 2013, 397 Seiten, 34,90 
Euro. 


Entwicklungsroman aus der heutigen Arbeitswelt 

Werner Altmann empfiehlt „Ihr seid Träumer, sagte der Traum“ von Manfred Jansen 


„Ihr seid Träumer“ sagte der Traum, so 
der Titel eines im Herbst im Selbstver¬ 
lag erschienenen Romans, der sich aus 
Neuerscheinungen des Jahres 2013 he¬ 
raushebt, weil er reale Auseinanderset¬ 
zungen in der Arbeitswelt zum Thema 
hat. Geschildert wird der Kampf der 
Belegschaft eines kleinen Betriebes 
gegen Outsourcing, gegen Betriebs¬ 
schließungen, gegen Massenentlassun¬ 
gen und für den Erhalt tariflicher Er¬ 
rungenschaften. Kurz gesagt: Klassen¬ 
kampf auf der Ebene eines (kleinen) 
Betriebes, geschildert aus der Sicht der 
Akteure. 

Eingeleitet wird das Buch durch das 
Gedicht „Ihr seid Träumer“. 

„Ihr seid Träumer“, sagte liebevoll der Traum, 
und beflügelte sie zu tun, was unmöglich 
schien. 

„Ihr seid unbestechlich“, sagte das Gewissen, 
versah sie mit klarem Standpunkt, klarem Ziel. 

„ihr seid Phantasten“, freute sich die 
Phantasie, 

schenkte ihnen Kreativität, 
neue Wege zu finden, wo ausgetretene 
Pfade versperrt waren. 

„Ihr seid kühn“, lobte der Mut, 

half ihnen weiterzugehen, 

wo andere aus Furcht umgekehrt wären. 

„ihr seid klug“, analysierte der Verstand, 
die Theorie, 

lehrte sie nachdenken und vordenken, 
zögern und entscheiden, wägen und wagen. 

„Ihr seid standhaft“, ergänzte die Konsequenz, 
schützte sie vor Wankelmut 
und vor Ermatten auf langem, oft schwerem 
Weg. 

„ihrseid verlässlich“, schwärmte die 
Solidarität, 

gab ihnen Kraft, Freunden zu helfen 
und Kraft durch die Hilfe von Freunden. 

„AH das wollen wir sein “ sagen sie, 

„wirarbeiten daran“. 

Und sie gehen ihren Weg weiter. 

Und manche, die sie sehen, fassen Mut, 
erzählen auch Anderen, dass es doch geht, 
wagen selbst zu träumen. 

„Ihr seid Träumer“, sagte liebevoll der Traum. 


Dieses Gedicht macht nicht nur Mut. Es 
zeigt auch, was alles notwendig ist, um in 
den betrieblichen (wie auch in anderen) 
Kämpfen zu bestehen. Die im Gedicht 
geschilderten Facetten ziehen sich wie ein 
roter Faden durch das ganze Buch. Es ist 
faktisch die Klammer, die das Buch zu¬ 
sammenhält und verhindert, sich in Ein¬ 
zelaspekten zu verlieren. Das Gedicht 
fokussiert den Leser auf den Gesamtzu¬ 
sammenhang, der sich allerdings auch nur 
dann in Gänze erschliesst, wenn man das 
Buch von vorne bis hinten liest. 

Worum geht es im Buch? Kurz gesagt 
um einen Betrieb, dessen Beschäftigte 
sich über Jahre hinweg gegen die (un¬ 
terschiedlichsten) Kapitalstrategien zur 
Spaltung der Belegschaft, zur Filetie- 
rung des Betriebes und zur Maximie¬ 
rung des Profits erfolgreich gewehrt ha¬ 
ben. Beschrieben werden zwei Entwick¬ 
lungsebenen: zum einen die persönliche 
Entwicklung der Romanfigur Manfred 
von einem eher unbedarften Kollegen, 
den ein glücklicher Umstand in einen 
gewerkschaftlich gut organisierten Be¬ 
trieb führt, zu einem gestandenen Ge¬ 
werkschafter, der als Vertrauenskörper¬ 
leiter und als Betriebsrats Vorsitzender 
der zweiten Entwicklungsebene ent¬ 
scheidende Impulse gibt. Hier geht es 
um die Kolleginnen und Kollegen von 
Manfred, die sich in den fortwährenden 
Abwehrkämpfen zu einer Belegschaft 
entwickeln, die den Angriffen der Un¬ 
ternehmensleitung nicht nur geschickt 
und kreativ trotzt, sondern auch in der 
Lage ist, an entscheidenden Stellen in die 
Offensive zu gehen. 

Das Spannende an diesem Roman ist das 
Wechselspiel zwischen Vertrauenskörper, 
Betriebsrat und Belegschaft, das aufein¬ 
ander eingehen, das voneinander lernen, 
die Entwicklung von Solidarität. Natür¬ 
lich werden auch die Zweifel, die Ängste 
geschildert, ohne die es in einer solchen 
Auseinandersetzung nicht geht und nicht 
gehen kann. Erst wenn die Zweifel und 
die Ängste durch die gemeinsame Dis¬ 
kussion und schließlich Aktion in den 
Hintergrund gedrängt werden können, 
wird der Erfolg die Grundlage für wei¬ 
tergehende Forderungen, aber auch das 
Bollwerk gegen das Einknicken bei un¬ 
vermeidlichen Misserfolgen. 


Nahezu minutiös wird der Ablauf über 
mehrere Jahre hinweg geschildert. VK- 
Sitzungen, Betriebsratssitzungen, Be¬ 
triebsversammlungen, Verhandlungen, all 
das entsteht im Kopf des Lesers. Der Le¬ 
ser wird mitgenommen in die Gescheh¬ 
nisse, er kann sich ein Bild davon machen, 
wie die Unternehmensleitung alles ver¬ 
sucht, um die Belegschaft zu spalten und 
letztlich scheitert. 

Deutlich wird auch, wie wichtig es ist, bei 
solchen schwerwiegenden Auseinander¬ 
setzungen Hilfe von „außen“ zu bekom¬ 
men. Vor Allem die Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Gewerkschaft, der 
IG Metall, ist, trotz diverser Differenzen 
in der Einschätzung und der Strategie, 
einer der Aktivposten der erfolgreichen 
Kämpfe. Dazu gehört auch die Schulung 
der Vertrauensleute und Betriebsräte in 
Wochen- oder Wochenendseminaren 
durch die IG Metall. Hier zeigt sich, 
dass gewerkschaftliche Bildungsarbeit 
extrem wichtig ist für die Bewusstseins¬ 
bildung der Kolleginnen und Kollegen 
und für ihre Sattelfestigkeit in den recht¬ 
lichen und anderen Auseinandersetzun¬ 
gen. 

Empfohlen sei dieses Buch allen Men¬ 
schen, die sich ernsthaft mit den Vorgän¬ 
gen in den Betrieben und der Arbeits¬ 
welt beschäftigen wollen. Es ist aufgrund 
der Klarheit der Sprache auch geeignet 
für Leute, die selber nie in einem Betrieb 
gearbeitet haben. Nach der Lektüre wer¬ 
den sie wissen, was eine Unternehmens¬ 
leitung sich so alles einfallen lässt und 
wie eine Belegschaft darauf reagieren 
kann (nicht muss). Es sei auch Leuten 
empfohlen, die Schwierigkeiten haben, 
die Rolle der Gewerkschaften einzu¬ 
schätzen. Das Wichtigste an diesem 
Buch, ich wiederhole mich, ist die Ent¬ 
wicklung des Selbstbewusstseins einer 
Belegschaft in einer Zeit, in der Selbst¬ 
bewusstsein der arbeitenden Menschen 
zu einer Eigenschaft gezählt wird, die der 
in Deutschland herrschenden Standort¬ 
logik schadet. 

Zu einer Rezension gehören auch kriti¬ 
sche Anmerkungen, von denen ich zwei 
machen möchte. Zum einen sind Sach¬ 
verhalte, die außerhalb des Betriebes lie¬ 
gen, nicht immer gut recherchiert. Zum 
anderen wirkt sich die löbliche Absicht 


des Autors, möglichst alle Argumente 
für oder gegen einen Sachverhalt auf¬ 
zuführen, durch beziehungsloses Anein¬ 
anderreihen manchmal etwas lesehem¬ 
mend aus. Weitere Kritikpunkte habe ich 
nicht. Deshalb sei das Buch wärmstens 
allen Lesern ans Herz gelegt als Möglich¬ 
keit, wieder etwas mehr über die realen 
Zustände in den Betrieben zu erfahren, 


aber auch als Ansporn, in der Tradition 
des Werkkreises Literatur der Arbeits¬ 
welt selber über die bundesrepublika¬ 
nische Realität und die Arbeitswelt zu 
schreiben. 

„Ihr seid Träumer sagte der Traum“, Eigenver¬ 
lag,16,- Euro zzgl. 2,40 Euro Versandkosten. 
Bestell-Adresse:buchmj@t-online.de. 
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auf diese gestützte Theorie der Politik, 3.) politische Praxis zur 
Aufhebung des Kapitalismus. Marxistische Theorie wird verharm¬ 
lost, wenn ihr zentraler Anspruch, die Umwälzung der bürgerlichen 
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Florian Grams: Die Pariser Kommune 
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Paris 1871: Die Mehrheit nimmt die Verwaltung selbst in die Hand 
und entwickelt Grundzüge eines sozialistischen Gemeinwesens. 
Es verzichtete fast vollständig auf Repression, um sich auch in 
der Wahl der Mittel vom Gegner zu unterscheiden. Wohl auch 
daher wurde die Kommune von Regierungstruppen im Blut er¬ 
stickt. Ihre Bedeutung ist ungebrochen. 

127 Seiten - 9,90 Euro 
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„Ein Fest für mein Herz“ 

Der Gefängnisbriefwechsel von Olga Benario und Luiz Carlos Prestes 

ist auf Deutsch erschienen 


D er in den USA lebende Schwei¬ 
zer Germanist und Schriftstel¬ 
ler Robert Cohen ist vor fünf 
Jahren mit dem erfolgreichen Roman 
„Das Exil der frechen Frauen“ hervor¬ 
getreten, in dem er die Lebensschick¬ 
sale von Olga Benario (Prestes), Ma¬ 
ria Osten und Ruth Rewald behandelt. 
Durch seine Recherchen zum Thema 
wurde er darauf aufmerksam, dass in 
Brasilien in den Jahren 2000 bis 2003 
der Gefängnisbriefwechsel von Luiz 
Carlos Prestes veröffentlicht worden 
ist, darunter auch dessen Korrespon¬ 
denz mit seiner Frau Olga. Und er hat¬ 
te den glücklichen Einfall, diesen Teil 
des Briefwechsels dem deutschen Pu¬ 
blikum zugänglich zu machen. 
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Es ist vielleicht das bewegendste Buch 
der vergangenen zwanzig Jahre. Umso 
erstaunlicher, dass es bisher von den 
Medien kaum wahrgenommen wor¬ 
den ist. 

Junge Revolutionäre 

Zunächst zur Vorgeschichte. Olga 
Benario, in einem jüdischen Elternhaus 
als einzige Tochter eines sozialdemo¬ 
kratischen Rechtsanwalts geboren, war 
in München aufgewachsen und schon 
als junges Mädchen zum kommunisti¬ 
schen Jugendverband, dem KJVD, ge¬ 
stoßen. Entscheidend für ihr weiteres 
Leben wurde die Begegnung mit Otto 
Braun, einem acht Jahre älteren Spit¬ 
zenfunktionär der KPD, der bereits 
seit langem führend im militärpoliti¬ 
schen Apparat der Partei tätig war. Sie 
folgte ihm nach Berlin, wo beide 1926 
verhaftet wurden. Olga kam frei und 
beteiligte sich im Frühjahr 1928 an sei¬ 
ner spektakulären Befreiung aus dem 
Gefängnis Moabit. Beide setzten sich 
nach Moskau ab, wo Olga sowohl theo¬ 
retisch als auch militärisch ausgebildet 


wurde und für die Kommunistischen 
Jugend-Internationale arbeitete. Bald 
erhielt sie auch Aufträge vom sowjeti¬ 
schen Auslandsgeheimdienst. 

1934 wurde sie als Begleiterin des bra¬ 
silianischen Kommunisten Luiz Car¬ 
los Prestes verpflichtet, der sich durch 
einen legendenumwobenen „langen 
Marsch“ mit einer Kolonne Rebellen 
kreuz und quer durch Brasilien als 
„Ritter der Hoffnung“ einen Namen 
gemacht hatte. Er war anschließend 
zuerst nach Argentinien, dann nach 
Moskau geflohen. In seiner Heimat 
herrschte seit 1930 der Diktator Getü- 
lio Vargas, und es schien, dass er durch 
eine von breiten Volksschichten 
und vom Militär getragene Revo¬ 
lution gestürzt werden könnte. 
Prestes, Benario und weitere 
kommunistische Funktio¬ 
näre, darunter die Deut¬ 
schen Arthur Ewert und 
seine Frau Elisabeth, 
genannt Sabo, bega¬ 
ben sich deshalb illegal 
nach Brasilien. Doch 
der von der Kommu¬ 
nistischen Partei geför¬ 
derte Aufstand im No¬ 
vember 1935 scheiter¬ 
te- auch an Verrat aus 
den eigenen Reihen, an 
der brutalen Repression 
v der Regierung und deren 

Zusammenarbeit mit inter- 
nationalen Geheimdiensten. 

Arthur und Elisabeth Ewert 
wurden im Dezember 1935 ver¬ 
haftet und unmenschlich gefoltert. 
Luiz Carlos Prestes und Olga Bena¬ 
rio, inzwischen ein Liebespaar, fielen 
der schrecklichen Polizei unter Filin- 
to Müller im März 1936 in die Hände. 
Erst in der Haft stellte Olga fest, dass 
sie schwanger war. Vor der Ausliefe¬ 
rung nach Deutschland schützte sie 
das nicht. 

ln der Hand der Nazis 

Sie wurde zusammen mit Elisabeth 
Ewert am 21. September 1936 von 
der Polizei auf das deutsche Schiff 
„La Coruna“ geschafft. Ein geplanter 
Befreiungsversuch scheiterte, da das 
Schiff nicht, wie gedacht, in einem fran¬ 
zösischen Hafen anlegte. 

Beide Frauen kamen in das Berliner 
Frauengefängnis in der Barnimstraße, 
wo Olga im November 1936 ihre Toch¬ 
ter Anita zur Welt brachte. Das Kind 
wurde Ende Januar 1938 an Prestes 4 
Mutter Leocadia übergeben, nachdem 
sich eine weltweite Protestbewegung 
vergeblich für die Befreiung von Pres¬ 
tes und seiner Frau eingesetzt hatte. 
Olga, gegen die kein Prozess ange¬ 
strengt wurde und die daher in „Schutz¬ 
haft“ verblieb, wurde im Februar 1938 
in das KZ Lichtenburg und im Frühjahr 
1939 in das KZ Ravensbrück überstellt. 
Dort starb ihre Freundin Sabo. Ein me¬ 


xikanisches Visum, das Leocadia Pres¬ 
tes für Olga beschaffte, kam zu spät - 
inzwischen hatten die Faschisten den 
Zweiten Weltkrieg entfesselt. 

Im April 1942 endete Olgas Leben in 
der „Landes-Heil- und Pflegeanstalt“ 
Bernburg, in der von 1940 bis 1943 fast 
10 000 Kranke und Behinderte und 
rund 5 000 Häftlinge in einer Gaskam¬ 
mer ermordet wurden, darunter im 
Frühjahr 1942 allein 1 400 Frauen aus 
Ravensbrück. 

Luiz Carlos Prestes überlebte die jah¬ 
relange Haft, aus der er 1945 befreit 
wurde. Zum ersten Mal konnte er seine 
Tochter, die er bis dahin nur von Fotos 
kannte, in die Arme schließen. 
Zeitlebens einer der bekanntesten 
Helden der internationalen Arbeiter¬ 
bewegung, wurde er Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Brasiliens 
und starb erst 1990 mit über 90 Jahren. 
Anita Prestes studierte in Moskau, pro¬ 
movierte und lebt heute als Historike¬ 
rin in Rio de Janeiro. 

Schwieriger Austausch 

All diese Details kommen in dem vor¬ 
liegenden Band nur in der Einleitung 
oder in Anmerkungen vor. Die Brief¬ 
zensur sowohl in den deutschen wie 
auch in den brasilianischen Haftanstal¬ 
ten erlaubte es nicht, dass sich die Ge¬ 
fangenen über politische Sachverhalte, 
Details ihrer Biographie oder über ihre 
Haftbedingungen äußerten. 

Wer schon einmal Gefängniskorres¬ 
pondenz aus der Nazizeit gelesen hat, 
weiß, was diese Einschränkungen be¬ 
deuten. Das Bewusstsein, dass die 
Gefängnisbeamten oder die Gestapo 
„mitlasen“, machte es den Eingesperr¬ 
ten schwer, anders als knapp, neutral 
und zurückhaltend, manchmal sogar 
steif und hölzern zu formulieren. 

Ein Briefwechsel zwischen zwei ge¬ 
fangenen Liebenden aus dieser Zeit, 
zwischen zwei Kontinenten, ist etwas 
ganz und gar Ungewöhnliches, wenn 
nicht Einmaliges. Wie schreibt man ei¬ 
nen Liebesbrief, der den faschistischen 
Zensoren standhält, wie bringt man 
Gefühle zum Ausdruck, ohne seinen 
Peinigern zu viele Blößen zu offen¬ 
baren? Wie antwortet man auf einen 
Brief, den man zwei oder drei Monate 
zu spät erhält, wissend, dass auch die 
eigene Antwort erst nach Wochen ein- 
treffen wird, wie erträgt man die durch 
Schikanen und Verbote, aber auch 
durch den Postweg und notwendige 
Übersetzungen bedingten monatelan¬ 
gen Pausen in der Korrespondenz? Wie 
rettet man diese Liebe über Jahre der 
Trennung, wie unterstützt man den an¬ 
deren, dessen Situation man doch gar 
nicht kennt? 

Das Wunderbare ist, dass Prestes und 
Benario das alles vermocht haben. Sie 
sind traurig, aber anmutig wie Tänzer 
auf einem Seil über diesen Abgrund ge¬ 
gangen, sicher wie Schlafwandler und 


doch sicher aus einem klaren Bewusst¬ 
sein heraus. 

Im 116. Sonett von Shakespeare heißt 
es, in der deutschen Übersetzung von 
Friedrich Bodenstedt: „Nichts kann 
den Bund zwei treuer Herzen hindern,/ 
Die wahrhaft gleichgestimmt. Lieb 4 ist 
nicht Liebe,/Die Trennung oder Wech¬ 
sel könnte mindern,/Die nicht unwan¬ 
delbar im Wandel bliebe.“ Prestes hat 
seine Frau einmal an dieses Gedicht er¬ 
innert, ohne es zu zitieren. Ein anderes 
Mal schrieb er ihr, ihre Nachricht sei 
„ein Fest für sein Herz“ gewesen. 

Finales Schweigen 

Der erste Brief Olga Benarios datiert 
vom 31. Januar 1937; er ist an Leocadia 
Prestes gerichtet. Der erste Brief von 
Luiz Carlos Prestes an Olga entstand 
im März dieses Jahres. Sein letzter Brief 
an sie trägt das Datum vom 12. Februar 
1942. Von ihr liegt ein letztes schriftli¬ 
ches Lebenszeichen von Anfang No¬ 
vember 1941 vor. Es sind insgesamt 
101 Briefe, dazu kommen einige aus¬ 
gewählte Dokumente. 

Während aus der Haft in der Barnim¬ 
straße verhältnismäßig viele und aus¬ 
führliche Schreiben Olgas erhalten 
sind, werden ihre Nachrichten aus den 
Lagern immer seltener und knapper. 
Nach Kriegsbeginn wurde die Kor¬ 
respondenz noch einmal erschwert. 
Monatelang hörten beide nichts von¬ 
einander. Einmal war es Prestes, der 
Schreibverbot erhielt, dann wieder 
war seine Frau von dieser Strafe be¬ 
troffen. Sie litt besonders darunter, 
weil sie wusste, wie sehr er in der 
Einzelhaft auf jedes Zeichen von ihr 
wartete. Doch Klagen äußerten beide 
kaum, versuchten vielmehr, sich ge¬ 
genseitig aufzurichten. „Schlimm ist es, 
ein Mensch zu sein, ohne wirklich ein 
Mensch sein zu können“, schrieb Pres¬ 
tes im Oktober 1939 an seine Mutter. 
Zunehmend legen sich Schatten über 
diese zerrissene Korrespondenz, die 
auch durch Olgas spröde Tapferkeit 
und Prestes 4 Versuche, sie zu trösten, 
nicht mehr aufgehellt werden kann. 
Schließlich bleiben Olgas Briefe ganz 
aus. 

Nur schwer kann man sich mit diesem 
finalen Schweigen abfinden, das ein 
halbes Jahr, bis zu ihrer Ermordung, ge¬ 
dauert haben soll. Ruth Werner hat sich 
in ihrem biographischen Roman damit 
beholfen, dass sie einen letzten Brief 
Olgas an ihren Mann und ihre Tochter 
erfand. Dieser Brief wurde oft als au¬ 
thentisch zitiert, auch von dem brasili¬ 
anischen Biographen Fernando Morais, 
der es besser hätte wissen können und 
sollen. Robert Cohen klärt den Irrtum 
auf. Es scheint also keinen Abschieds¬ 
brief, keinen letzten Gruß von Olga zu 
geben. 

Luiz Carlos Prestes soll erst nach 
Kriegsende von ihrem Tod erfahren 
haben - nachdem er bereits dreiein¬ 


halb Jahre lang nichts mehr von ihr ge¬ 
hört hatte. 

Doppelte Legende 

Leider muss auch auf Mängel dieser 
wichtigen Edition hingewiesen werden. 
Cohens Einleitung zeugt nicht von all¬ 
zu tiefgründiger Beschäftigung mit der 
Materie, was aus der Perspektive des 
promovierten Germanisten entschuld¬ 
bar, aber trotzdem bedauerlich ist. So 
behauptet er z.B., dass Olgas Verhaf¬ 
tung 1926 „nur ein Vorwand“ gewesen 
sei und dass sie ihren Geliebten Otto 
Braun „mit der Pistole in der Hand“, 
„zusammen mit Genossen und Genos¬ 
sinnen aus der Jugendgruppe“ aus der 
JVA Moabit befreit habe. Es hat sich 
inzwischen eine doppelte Legende he¬ 
rausgebildet - die eine malt in den leb¬ 
haftesten Farben die junge Rebellin, die 
tollkühn ihre Waffe auf den politischen 
Gegner richtet - so auch zu sehen in 
dem Dokumentarfilm von Galip Iyita- 
nir - die andere, etwa bei Wikipedia 
nachzulesen, behauptet, auf unkritisch 
bewertete Aktenfunde gestützt, Olga 
sei gar nicht dabei gewesen, als Braun 
befreit wurde. Beides ist Unsinn - es 
genügt, den damaligen sachlichen Be¬ 
richt einer bürgerlich-liberalen Zeitung 
wie der „Vossischen“ zu lesen, die ihre 
Informationen nicht der KPD oder ir¬ 
gendwelchen auf der Straße kursieren¬ 
den Gerüchten, sondern u.a. den Aus¬ 
künften der Polizei verdankte. 
„Einzelheiten über die konkrete Wirk¬ 
lichkeit von Olga Benarios KZ-Exis- 
tenz sind nicht überliefert“, meint Co¬ 
hen, und fragt: „Von wem auch?“ Er 
irrt sich, denn Olga war neben Rosa 
Thälmann wohl die prominenteste 
politische Gefangene in Ravensbrück 
und stand durchaus im Zentrum der 
Aufmerksamkeit, vor allem ihrer Ge¬ 
nossinnen. Es gibt Berichte über die¬ 
se Zeit, u.a. von der Kommunistin Ma¬ 
ria Wiedmaier. Vielleicht sind sie noch 
nicht zusammengetragen und systema¬ 
tisch ausgewertet worden, wie ja über¬ 
haupt die Biographie dieser Revolutio¬ 
närin bisher nur unzulänglich erforscht 
wurde. 

Auch der Titel scheint nicht glücklich 
gewählt. Tatsächlich waren die beiden 
Revolutionäre „unbeugsam“- was der 
Briefwechsel aber vor allem vermittelt, 
ist ihr menschlicher und emotionaler 
Reichtum. Wenn sie unbeugsam waren 
und blieben, dann offensichtlich, weil 
sie sich auf dieses Fundament von in¬ 
tellektueller und Herzensbildung stüt¬ 
zen konnten - und nicht zuletzt, weil 
sie liebten. Sie liebten das Leben, die 
Natur, die Literatur, die Revolution, 
sie liebten einander und ihr Kind. Sie 
liebten „to the edge of doom“, wie es 
in Shakespeares Sonett heißt. Nur der 
Tod konnte sie trennen. Aber besiegen 
konnte er sie nicht. Cristina Fischer 


Olga Benario, Luiz Carlos 
Prestes: Die Unbeugsa¬ 
men. Briefwechsel aus 
Gefängnis und KZ. Hg. 
von Robert Cohen. Wall¬ 
stein Verlag, 2013, 270 
S„ 11 Abb., geb., 24,90 
Euro. 
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1914-2014: Krieg dem imperialistischen Krieg 

Aus den Beiträgen zur Vier-Parteien Konferenz in Aachen, 14. und 15. Februar 


Daniel Bratanovic: 

Zielbewusste Rivalen 


Seit Wochen, ja Monaten nun schon 
freuen sich die bürgerlichen Gazetten 
hierzulande über die Existenz zwei¬ 
er dickleibiger Bücher. Das hat sei¬ 
nen Grund. Denn deren für die hie¬ 
sige Geschichtsdeutung so brauchba¬ 
re Botschaft bezüglich des „Großen 
Krieges“, der vor hundert Jahren sei¬ 
nen Ausgang nahm, kommt in Zei¬ 
ten wieder erwachsener deutscher 
Stärke zur rechten Zeit. Auf einen 
Satz zusammengedampft, geht diese 
Botschaft so: Deutschland trägt nicht 
mehr Schuld und Verantwortung am 
Zustandekommen des Ersten Welt¬ 
kriegs als die anderen kriegführenden 
Nationen auch. 

Den Auftakt machte bereits im Spät¬ 
sommer der australische Historiker 
Christopher Clark, als dessen Buch 
„Sleepwalkers“ in deutscher Überset¬ 
zung erschien. Der Titel ist Programm 
und bestenfalls eine sprachliche Ab¬ 
wandlung dessen, was der britische 
Premier Lloyd George nach Ende 
der Kriegshandlungen aussprach: Alle 
Mächte seien infolge einer unglück¬ 
lichen Verkettung von Umständen in 
den Krieg hineingeschlittert. (...) 
Damit wird ein wenigstens halbwegs 
anerkannter Erkenntnisstand mir 
nichts dir nichts über Bord geworfen. 
Der Hamburger Historiker Fritz Fi¬ 
scher brach in der BRD mit seinem 
1961 erschienenen Buch „Griff nach 
der Weltmacht“ mit der bis dahin 
hartnäckig verteidigten Legende von 
Deutschlands Unschuld. Infolge der 
daraufhin einsetzenden Kontroverse 
erlitt das konservative Deutungsmo¬ 
nopol beträchtlichen Schaden. Mehr 
als 40 Jahre später und rechtzeitig zum 
hundertjährigen Gedenken wird die 
Rolle rückwärts offen vollzogen. 

Der Zweite, der kräftig daran mitwirkt, 
ist der Berliner Politikwissenschaftler 
Herfried Münkler. Dessen Buch „Der 
große Krieg“ haut in dieselbe Kerbe. 
(...) Und Münkler verrät auch in einer 
Offenheit und Deutlichkeit, die keine 
weiteren Fragen aufwirft, was er mit 
seiner Geschichtsrevision beabsichtigt: 
„Es lässt sich kaum eine verantwortli¬ 
che Politik in Europa betreiben, wenn 
man die Vorstellung hat: Wir sind an al¬ 
lem schuld gewesen.“ 


Es bleibt unergründlich, welche Maß¬ 
stäbe Münkler gegenüber Fischer an¬ 
gelegt hat. Fischer aber hat seinerzeit 
getan, was des Historikers Pflicht ist. 
Er hat intensives Quellenstudium be¬ 
trieben. Ginge man danach, dann hät¬ 
te man Münkler vermutlich nicht zum 
Studium zulassen dürfen. Fischer aber 
hat mit seinen Forschungen Fakten 
zutage gefördert, die an einem Welt¬ 
machtstreben des deutschen Kaiser¬ 
reichs nicht den 
geringsten Zweifel 
lassen. Nun muss 
allerdings ausge¬ 
rechnet und iro¬ 
nischerweise auch 
Lenin dafür herhalten, diese Hauptver¬ 
antwortung, die Fischer herausgearbei¬ 
tet hat, anzuzweifeln. Beinahe schon 
feixend wird hie und da darauf hinge¬ 
wiesen, dass Lenin nicht die besonde¬ 
re, in deren Wesen und Natur liegen¬ 
den Aggressivität einer Großmacht, 
in diesem Falle Deutschlands, hervor¬ 
gehoben hat, sondern unterschiedslos 
allen imperialistischen Staaten einen 
gleichermaßen bestehenden Expansi¬ 
onsdrang und ab einem bestimmten 
Punkt eine keine Zurückhaltung mehr 
kennende Kriegslüsternheit zuschrieb. 
Der entscheidende Aspekt wird dabei 
geflissentlich unterschlagen. Man muss 
sich nicht einmal die Kenntnis der öko¬ 
nomischen Grundlagen der Vorgänge 
zu eigen machen, um zu erkennen, 
was selbst bürgerliche Analytiker der 
damaligen Zeit nicht nur ahnten. Sie 
wussten, weil es für alle sichtbar war. 
Deutschland war, als junger, eben erst 
gegründeter Nationalstaat, bei der 
Aufteilung der Welt zu spät gekom¬ 
men und setzte alles daran, diesen Zu¬ 
stand im Notfall eben gewaltsam, also 
kriegerisch zu ändern. Darin besteht 
die besondere, zur Entscheidung drän¬ 
gende Rolle des deutschen Reichs, des¬ 
sen Staatseliten, anders vielleicht als 
die in dieser Hinsicht wesentlich un¬ 
gebundeneren Publizisten, Propagan¬ 
disten etc., nicht um jeden Preis einen 
Krieg zu führen bereit waren, ihn aber 
doch stets als letzte Möglichkeit, dem 
Reich seine ihm gebührende Geltung 
zu verschaffen, niemals ausgeschlossen 
haben. (...) 


Doch zunächst zu Grundsätzlichem. Die 
damalige Welt, wie auch die heutige, be¬ 
wegte sich auf dem Boden kapitalisti¬ 
scher Produktionsverhältnisse. Die cha¬ 
rakteristische Eigenschaft der kapitalis¬ 
tischen Akkumulation liegt darin, dass 
sie keine Grenzen kennt, sie ist maßlos. 
Diese maßlose Bewegung führte im 
letzten Drittel des 19. Jahrhunderts, wie 
Lenin konzise darstellt, zur Herausbil¬ 
dung des Monopolkapitals, das seiner¬ 
seits zur Expansion drängt. Der Eintritt 
in das imperialistische Stadium bewirk¬ 
te zugleich aber auch auf der Staaten¬ 
ebene die Ablösung eines Monopols. 
(...) In den rund zwanzig Jahren bis zum 


Beginn des Krieges hatte die deutsche 
Expansionsstrategie dabei vor allem drei 
Stoßrichtungen. Mittelafrika, der Vorde¬ 
re Orient und Mitteleuropa. Die blieben 
in den letzten Friedensjahren bestehen. 
Diese imperialen Bestrebungen des Kai¬ 
serreichs führten die Welt bereits 1911 
an den Rand eines Krieges. Die in Ma¬ 
rokko vermuteten Eisenerzvorkommen 
weckten die Begehrlichkeiten der deut¬ 
schen Industrie und der Staat war nicht 
geneigt, diesen Anspruch aufzugeben. 
Als am 21. Mai 1911 französische Trup¬ 
pen nach Marokko einmarschierten und 
die Städte Fes und Rabat besetzten, ent¬ 
sandte der Kaiser daraufhin das Kano¬ 
nenboot Panther nach Agadir, um die 
deutsche Position deutlich zu machen, 
indem die Interessen der Brüder Man¬ 
nesmann und einiger weniger bedeuten¬ 
der Hamburger Handelsniederlassun¬ 


gen an der westmarokkanischen Küs¬ 
te hinaufgespielt wurden. Dabei hoffte 
man unter vollem Einsatz dieser militä¬ 
rischen Drohung, Frankreich eine Kom¬ 
pensation abringen zu können: Franzö- 
sisch-Kongo für eine freie Hand Frank¬ 
reichs in Marokko. Die Sache wurde 
ein Misserfolg. Statt Französisch-Kongo 
gab es nach zähen Verhandlungen für 
das Deutsche Reich zwei unbedeuten¬ 
de sumpfige Gebiete zwischen Deutsch- 
Kamerun und Französisch-Kongo. Auch 
das Bemühen um einen Anteil an Bel- 
gisch-Kongo und die Aufteilung der por¬ 
tugiesischen Kolonien in Verhandlungen 
mit England scheiterten. Auf dem afri¬ 
kanischen Konti¬ 
nent konnten kei¬ 
ne nennenswerten 
Gebietsgewinne 
gemacht werden. 
Diese Mißerfolge 
isolierten Deutschland international und 
führten innenpolitisch zu einer weiteren 
Radikalisierung. 

Hauptpunkt des deutschen wirtschaft¬ 
lichen Engagements und politischen 
Prestiges waren aber die Türkei und, 
damit zusammenhängend, die Brücke 
zu ihr: der Balkan. Hier fochten nach 
den Worten Arthur von Gwinners, 
des Direktors der deutschen Bank, 
der Initiatorin und Trägerin des Bag- 
dad-Bahn-Unternehmens: „Krupp 
und Creusot, beide unterstützt von 
den beiderseitigen Regierungen und 
der Hochfinanz“ um den Absatz ihres 
Kriegsmaterials und um ihren politi¬ 
schen Einfluss. 

Aber auch dort hatte der deutsche 
Imperialismus wenig Erfolg. Ein we¬ 
sentlicher Grund bestand in der Kapi¬ 
talknappheit, der mit der noch immer 


rasanten industriellen Entwicklung zu 
tun hatte. Frankreich hingegen galt als 
Rentenstaat und Weltbankier, das mit 
seinem Kapitalüberhang die Staaten 
des Balkans und die Türkei sehr viel 
eher gefügig machen konnte. Politisch 
geriet das Kaiserreich in der Türkeif¬ 
rage auch mit Russland in Konflikt. 
Eine deutsche Militärmission übte 
allergrößten Einfluss auf das türki¬ 
sche Militär aus und die Kontrolle der 
Meerengen am Bosporus unterstand 
de facto deutscher Leitung. Das aber 
war für Russland nicht akzeptabel. 
Der Bosporus war damals die Haupt¬ 
schlagader des russischen Außenhan¬ 
dels. 

Der Erzhunger der deutschen Schwer¬ 
industrie ließ deren Blick auch direkt 
nach Frankreich wandern. Die großen 
Konzerne hatten sich große Anteile an 
der Eisenförderung in der Normandie 
und in Französisch-Lothringen gesi¬ 
chert. Im Jahr 1912 sollte damit Schluss 
sein. Frankreich verhängte einen Kon¬ 
zessionsstopp auf dem Erzsektor und 
zwang die deutschen Unternehmen 
dazu bestenfalls Minderheitenbeteili¬ 
gungen an den Minen hinzunehmen. 
Es kam zu einer Französierung der 
Montanindustrie. 1913, als die Aus¬ 
sichtslosigkeit offenkundig geworden 
war, die friedliche Durchdringung in 
Frankreich fortzusetzen, sprach eine 
Abordnung von deutschen Großindu¬ 
striellen gegenüber dem damaligen ita¬ 
lienischen Handelsminister Nitti „ohne 
Scheu von der Notwendigkeit, das Ei¬ 
senbecken von Französisch-Lothrin¬ 
gen in ihre Hände zu bekommen; der 
Krieg erschien ihnen als eine Angele¬ 
genheit der Industrie.“ 

(...)Dem Imperialismus wohnt ganz 
prinzipiell der Krieg inne. Dass er 
maßgeblich von Deutschland ausging, 
hatte bestimmte Gründe, die, so steht 
zu hoffen, einigermaßen klar gewor¬ 
den sind. 

Das Zustandekommen des Krieges 
kann niemand angemessen erklären, 
der nicht auf die Mechanismen und 
Triebkräfte der kapitalistischen Pro¬ 
duktionsweise verweist. Ohne Berück¬ 
sichtigung rivalisierender Profitinteres¬ 
sen, keine Erklärung für den Krieg. Wer 
sich dagegen, wie Clark und Münkler 
das tun, nur die Politikgeschichte an¬ 
schaut, verschleiert mehr als er erklärt. 
Das ist aber durchaus so gewollt und 
erfüllt auch für die heutigen Verhält¬ 
nisse seinen guten Zweck. 
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Wir dokumentieren auf dieser Seite noch - auszugsweise - zwei Referate, die auf der 
Konferenz von DKP, PVDA/PTB, KPL und NCPN am 15. und 16. Februar in Aachen ge¬ 
halten wurden. Die Konferenzbeiträge erscheinen in Kürze als UZ-Reader. 


Willi Hoffmeister: 

Hat sich der Kampf gelohnt? 


Mit dem Verbot der KPD 1956 und 
dem Umschwenken der SPD wurde 
die Friedensbewegung zwangsläufig, 
aber auch z.T. erwünscht partei-unab¬ 
hängiger. Sie hatte folglich auch keine 
Vertretung mehr im Bundestag. 

Der Kampf gegen die Atomkriegsgefahr 
fand nun in der neuen Ostermarschbe¬ 
wegung einen breiten Konsens. 1958 in 
England erstmals praktiziert, fasste die¬ 
se breite Bündnisbewegung 1960 erst¬ 
mals auch in der BRD Fuß. 

Ein historisches Dokument ist der 
Aufruf zum ersten deutschen Oster¬ 
marsch: „Schon einmal hat man dem 
deutschen Volk den Vorwurf gemacht, 
geschwiegen zu haben, wo mutige Wor¬ 
te und Taten notwendig waren. In den 
Konzentrationslagern - wie Bergen- 
B eisen - kamen Millionen Menschen 
ums Leben. Bei Fortsetzung der Ver¬ 
suchsexplosionen und der atomaren 
Aufrüstung aber drohen der gesam¬ 
ten Menschheit Vernichtung.“ So be¬ 
gann der Aufruf zum ersten deutschen 
Ostermarsch der Atomwaffengegner, 
der 1960 von Hamburg zum Raketen¬ 
übungsplatz Bergen-Hohne (unweit 
von Bergen-Belsen) führte. 

Einen neuen Höhepunkt erreichte 
die Friedensbewegung 1979-1983 im 
Kampf gegen die Neutronenbombe 
und den „NATO-Doppelbeschluss“ 
zur Stationierung von Kurz- und 
Mittelstrecken-Atomwaffen in der 
Bundesrepublik. 1983 nahmen etwa 


700 000 Menschen an verschiedenen 
Aktionen zum Frieden teil. Diese Jah¬ 
re waren auch die Hochzeit der Oster¬ 
märsche. 

Die Ostermarschbewegung, zeitwei¬ 
se als Kampagne für Demokratie und 
Abrüstung, gilt bei einigen Historikern 
als erste unabhängige neue soziale Be¬ 
wegung und breite außerparlamenta¬ 
rische Opposition in der Bundesrepu¬ 
blik. So haben sich die Ostermärsche 
der letzten 30 Jahre in ihren Schwer¬ 
punkten und Themenstellungen weit 
über den Rahmen der Friedensbewe¬ 
gung auch als ein Spiegelbild des so¬ 
zialen Geschehens, und der Umwelt 
entwickelt, ohne dass der Kern der 
Ostermarschbewegung: „Frieden ist 
nicht alles - aber ohne Frieden ist al¬ 
les nichts“, verloren ging. Der Kampf 
gegen die Bombe war und ist Bestand¬ 
teil jedes Marsches. 

Die Beteiligung an den Märschen war 
in all den Jahren schwankend - ja wel¬ 
lenförmig. Ausschlaggebend war die 
persönliche Betroffenheit. So beim Viet¬ 
namkrieg, beim 1. und 2. Golfkrieg in den 
1990er Jahren, oder einer vierfach grö¬ 
ßeren Beteiligung z.B. 1999, als erstmals 
nach 1945 Deutschland sich unter einer 
SPD/GRÜN geführten Bundesregierung 
an einem Krieg, am verbrecherischen, 
völkerrechtswidrigen NATO Überfall 
auf Jugoslawien beteiligte. 

In diesen Zeitraum fällt der Zusam¬ 
menbruch des sozialistischen Staa¬ 


tenbundes. Verrat? Konterrevolution? 
Wie auch immer die jeweilige Ein¬ 
schätzung ist, es war und bleibt für 
große Teile der Friedensbewegung ein 
Desaster! Und alle, die da meinten, mit 
dem Ende des Kalten Krieges sei der 
Weltfrieden eingekehrt, mussten sehr 
schnell erkennen, dass das kapitalis¬ 
tische System ohne Krieg nicht leben 
kann - ja der „heiße“ Krieg wieder 
möglich war, geführt wurde und ge¬ 
führt wird. 

In all den Jahren haben Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten in der vor¬ 
dersten Front gestanden, haben das 
Dekret für den Frieden stets in ihren 
Herzen getragen - ob in der Illegali¬ 
tät nach dem KPD-Verbot, oder nach 
1968 in den Reihen der DKP bis heu¬ 
te. Oft verfolgt und eingekerkert, nur 
weil sie für Frieden und gegen erneu¬ 
te Militarisierung, für ein geeintes 
entmilitarisiertes neutrales Deutsch¬ 
land eintraten. Dabei stand stets das 
Ringen um die Einheit in der Aktion, 
um gleichberechtigte Bündnisse im 
Vordergrund. So konnte z.B. in vie¬ 
len Großbetrieben bei Betriebsver- 
tretungs- und Gewerkschaftswahlen 
mit der Aufstellung von Einheitslisten 
das gemeinsame Wollen und Vorgehen 
praktiziert werden. Daran änderte 
auch die von Willy Brandt zu verant¬ 
wortende Ära der Berufsverbote und 
der Unvereinbarkeitsbeschluss in den 
1970er Jahren nichts. 


Hat sich der Kampf überhaupt gelohnt, 
ist eine der oft gestellten Fragen? 
Hunderttausende sind gegen Krieg und 
Rüstung, für ihre Rechte auf die Straße 
gegangen. Haben sich die Herrschen¬ 
den und Regierenden jemals davon be¬ 
eindrucken lassen? 

Ja! Es hat sich gelohnt. Jede Stunde, 
jeder Tag, jede Kundgebung und De¬ 
monstration. Jeder Streik und auch 
jede aus dem Kampf für eine gerechte 
Welt resultierende Kerkerstunde. 

Und mögen manche auch müde gewor¬ 
den sein oder resigniert haben, es sind 
gestern wie heute alle diejenigen, die 
nicht eine Stunde, sondern ihr ganzes 
Leben dem Kampf für ein besseres Le¬ 
ben, für eine andere Politik und für ein 
anderes Gesellschaftssystem gewidmet 
haben. Unsere Gegner beobachten das 
sehr aufmerksam. 

Einer breiten Unterstützung bedarf ins¬ 
besondere die noch verhältnismäßig 
junge Bewegung „Schule ohne Bundes¬ 
wehr“. Hier versucht die Bundeswehr das 
Todeshandwerk in meist 90-minutigen 
Vorträgen als einen ganz normalen Be¬ 
ruf zu vermitteln. Bundesweit sind dafür 
98 hauptamtliche sogenannte Jugendoffi¬ 
ziere und 551 Karriereberater angestellt. 
Ebenso die Aktion „Zivilklausel“ die 
sich eindeutig gegen militärische For¬ 
schung an Hochschulen richtet. 

Was spielen eigentlich die Gewerk¬ 
schaften bei all dem für eine Rolle? 
Das IG-Metall-Vorstandsmitglied 
Horst Klaus bezeichnete selbige auf 
einer Vertrauensleuteversammlung 
vor Jahren einmal in Dortmund als die 
größte Friedensbewegung! 


Nun hat vor Jahresfrist der DGB-Vor- 
sitzende Michael Sommer den damali¬ 
gen Kriegsminister de Maiziere zu ei¬ 
nem Gespräch eingeladen. De Maiziere 
bezeichnete dabei auch die Bundes¬ 
wehr als Teil der Friedensbewegung! 
Den Protest dagegen brachten Hun¬ 
derte Gewerkschafterinnen und Ge¬ 
werkschafter aller Einzelgewerkschaf¬ 
ten durch ihre Unterschrift „Wir wi¬ 
dersprechen“ zum Ausdruck. Kollege 
Sommer war gezwungen, in Berlin zu 
einem Workshop einzuladen, um die¬ 
sen Schritt zu rechtfertigen, zeigte sich 
dort aber durch den Protest gegen die 
dazu geladenen Militärs, Rüstungsver¬ 
treter und pro Militär eingestellten Po¬ 
litiker gezwungen, zu einer weiteren 
Gesprächsrunde mit der Friedensbe¬ 
wegung bereit zu sein. 

(...) Auch 2014 wird es bundesweit wie¬ 
der ca. 80 Ostermärsche und Friedens¬ 
aktionen geben. Es ist die größte Frie¬ 
densaktion in der Fläche jedes Jahres 
an einem Wochenende in der BRD. Die 
diesjährige Losung lautet: NATO- und 
EU-Kriege stoppen, Atomkraft/waffen 
abschaffen - für eine zivile EU“. Neu 
ist die Vernetzung mit der Anti-Atom¬ 
kraftbewegung. 

Eine starke außerparlamentarische 
Opposition ist unerlässlich. Nur so 
kann die parlamentarische Oppositi¬ 
on wirksam unterstützt werden. Keine 
wirkliche Veränderung im Lande er¬ 
gab sich ohne Kampf. Neben den be¬ 
stehenden Bewegungen muss auch die 
Friedensbewegung wieder einen Auf¬ 
schwung erleben. Das bedarf der An¬ 
spannung aller Kräfte. 
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„Knappe Renten und Altersarmut 

UZ-lnterview mit Barbara Kuprat vom Frauenarbeitskreis der DKP Essen 
über seine Aktivitäten und die Bedeutung des Internationalen Frauentags 


UZ: Wir schreiben den 8. März 2014, 
den Internationalen Frauentag. Was sind 
die drängendsten Probleme von Frauen 
in unserem Land? 

Barbara Kuprat: Auch wenn es vielen 
auf den ersten Blick nicht so scheinen 
mag sind wir in Deutschland immer 
noch meilenweit von einer Gleichstel¬ 
lung der Geschlechter entfernt. Frauen 
verdienen deutlich weniger als Männer, 
sind seltener berufstätig und arbeiten - 
da sie im Regelfall immer noch für die 
Kindererziehung zuständig sind - über¬ 
proportional häufig in Teilzeit oder Mi¬ 
ni-Jobs. Die Folgen sind knappe Ren¬ 
ten und Altersarmut. 

UZ: Der 8. März ist ein Internationaler 
Kampftag. Ein Kampftag der Frauenso¬ 
lidarität. Ist das traditionelle „Internati¬ 
onal“ nur stehen geblieben oder wo sind 
heute die Verbindungen 

Barbara Kuprat: Frauen in der ganzen 
Welt benötigen unsere Solidarität und 
der 8. März ist ein Tag an dem wir ganz 
besonders auf die Situation von Frau¬ 
en in anderen Ländern aufmerksam 
machen sollten. Ob es die indischen 
Frauen sind, für die Vergewaltigungen 
zum Alltag gehören oder Frauen in den 
Ländern, in denen das barbarische Ri¬ 
tual der Klitorisbeschneidung noch 
praktiziert wird, ob es Frauen sind, 
die in Kriegen mit sexueller Gewalt 
gedemütigt werden oder Frauen zum 
Beispiel in Bangladesch, die für einen 
Hungerlohn und unter katastrophalen 
Bedingungen unsere Klamotten nähen. 
Aber auch bei uns in Deutschland tut in¬ 
ternationale Solidarität not. Denken wir 
an die asylsuchenden Frauen, die auf Ab¬ 
lehnung und Fremdenfeindlichkeit sto¬ 
ßen, obwohl sie doch alles hinter sich las¬ 
sen mussten, was ihnen wichtig war, um 
sich und ihren Kindern ein menschen¬ 
würdiges Leben ohne Krieg oder dem 
drohenden Hungertod zu ermöglichen. 

UZ: Angesichts der Situation ist es er¬ 
staunlich, dass Demonstrationen zum 
8. März selten geworden sind. Die Ver¬ 
anstaltungen auch der Gewerkschaften 
finden eher in geschlossenen Räumen 
statt. Habt ihr eine Erklärung? 

Barbara Kuprat: Der Internationale 
Frauentag ist bei den großen Parteien 
und auch bei der Gewerkschaft leider 
zu einer Veranstaltung verkommen, die 
sich überwiegend darauf beschränkt, 
die bisherigen Errungenschaften für 
die Frauen zu bejubeln, anstatt den Fin¬ 
ger auf die Wunde zu legen. Doch das 
kann nicht verwundern, sind sie doch 
mit der Agenda 2010 oder Maßnahmen 
wie dem Betreuungsgeld maßgeblich 
für die Misere verantwortlich. 

Die Beobachtung, dass es kaum noch 
Demonstrationen gibt, stimmt aber aus 
meiner Sicht nicht ganz. Zum Beispiel 
wird in Berlin bundesweit zu einer De¬ 
monstration unter dem Motto „still lo- 
ving feminism“ zum Frauenkampftag 
mobilisiert. In Osnabrück ruft unter an¬ 
derem die Lehrergewerkschaft GEW 
zu einer Demonstration unter dem 
Motto „Frauen brauchen keine Blu¬ 
men“ auf. Sie wollen verhindern, dass 
der 8. März zu einer Art Valentins¬ 
oder Muttertag ohne politischen Inhalt 
verkommt. Auch in Köln, Bielefeld und 
Hamburg gibt es Demonstrationen. 

UZ: Die DKP führt in vielen Orten Ver¬ 
anstaltungen durch. Eine der schon fast 
traditionellen Veranstaltungen mit ei¬ 
gener Revue zum 8. März bereitet euer 
Frauenarbeitskreis vor. Dieses Mal dreht 
sich das Stück um das Wohnen. Ist das 
ein Thema, das speziell Frauen betrifft? 

Barbara Kuprat: Zumindest wird der 
Bereich „Wohnen“ häufig den Frau¬ 
en zugeschrieben. Die Frau macht das 
Heim gemütlich und ist in der Werbung 
die Adressatin für allerlei Schnick¬ 
schnack und Wohnungszubehör. Gene¬ 
rell betrifft das Thema natürlich Män¬ 


ner wie Frauen, wobei Frauen, wenn 
sie zum Beispiel Alleinerziehende sind, 
stärker auf preiswerten Wohnraum an¬ 
gewiesen sind. Und der wird vor allem 
in den Metropolen immer knapper. 
Auch ist die Zahl der wohnungslosen 
Frauen in den letzten Jahren überpro¬ 
portional angestiegen. 

Bei unserer Frauentagsrevue betrach¬ 
ten wir die unterschiedlichsten Aspek¬ 
te des Themas „Wohnen“ aus überwie¬ 
gend weiblicher Sicht: Wenn sich zwei 
Mädels 1968 über die Kommune 1 un¬ 


terhalten, oder zwei Seniorinnen be¬ 
sorgt aber kämpferisch über ihre Zu¬ 
kunft parlieren, wenn eine Bergarbei¬ 
terfrau einen Kostgänger sucht oder 
eine patente Mieterin einen erfolglosen 
Mängelanruf tätigt, dann sind es starke 
und selbstbewusste Frauen, die hier in 
Aktion treten. Aber es gibt nicht nur 
amüsante Sketche in unserer Revue 
sondern auch viele wichtige Informa¬ 
tionen über z.B. Gentrifizierung, über 
alternative Wohnformen oder über 
Flüchtlingsunterkünfte. 

UZ: Der Essener Frauenarbeitskreis ist 
schon etwas Einzigartiges in der Partei. 
Erzähl etwas über die Anfänge und die 
Entwicklung. Was ist euch besonders 
wichtig in der gemeinsamen Arbeit? 

Barbara Kuprat: Den Essener Frauen¬ 
arbeitskreis gibt es bereits seit gut 30 
Jahren, natürlich in wechselnder Beset¬ 
zung. Er entstand in der Tat anlässlich 
des Internationalen Frauentags, als in 
den 80er Jahren in Essen noch die „Es¬ 
sener Frauenwochen“ stattfanden, an 
denen sich die DKP engagiert beteilig¬ 
te. Die Frauenwochen sind verschwun¬ 
den, geblieben ist der DKP-Frauenar- 
beitskreis, der seit Jahren in Essen die 
größte politische Frauentags Veran¬ 
staltung durchführt. Während wir frü¬ 
her überwiegend ein Programm organi¬ 
sierten, also Referentinnen und Künst¬ 
lerinnen engagiert haben, gestalten wir 
seit etlichen Jahren unser Programm 
komplett in Eigenarbeit. Dabei kann 
jede Genossin sich nach ihren persön¬ 
lichen Fähigkeiten einbringen. Wäh¬ 
rend die Eine besondere schauspie¬ 
lerische Fähigkeiten hat ist die Ande¬ 


re gestalterisch besonders begabt, die 
Eine schreibt lieber Sketche und die 
Andere erarbeitet lieber theoretische 
Texte. Wichtig ist, dass alles gemein¬ 
sam besprochen und verbessert wird 
und alle mit dem Endprodukt einver¬ 
standen sind. Auf jeden Fall sind wir ein 
Super-Team und ich glaube das spürt 
man auch bei unseren Aufführungen. 

UZ: Da kannst du dir sicher sein. Nach¬ 
dem klar war, dass es zur Zeit keine Ge¬ 
nossin gibt, die den bundesweiten Frau¬ 


enarbeitskreis organisieren kann, habt 
ihr das Heft in die Hand genommen und 
zu nunmehr zwei Beratungen eingela¬ 
den. Mit welchem Ergebnis? 

Barbara Kuprat: Alle anwesenden Ge¬ 
nossinnen, und das waren zumindest 
bei unserem 2. Treffen bereits 15 Frau¬ 
en, sind sich einig, wie wichtig eine in¬ 
tensivere Frauenarbeit in unserer Partei 
ist. Dazu gehört sowohl eine inhaltliche 
Auseinandersetzung und die Positionie¬ 
rung zu aktuellen Frauenfragen wie auch 
die Planung von Aktionen und Veran¬ 
staltungen, wie eben den 8. März oder 
den Frauenblock beim UZ-Pressefest. 
Auch die Arbeit mit den Klassikern soll 
nicht vernachlässigt werden, hier tut 
durchaus so manche Auffrischung not. 
Wir wollen dazu in diesem Jahr ein Wo¬ 
chenendseminar durchzuführen. Der 
bundesweite Frauenarbeitskreis will 
sich vierteljährlich treffen, das nächste 
Treffen findet am 17. Mai statt und wir 
würden uns über weitere Mitstreiterin¬ 
nen sehr freuen. 

UZ: Die Frau im Sozialismus. Zu eu¬ 
rer letzten Sitzung waren Erika Baum 
und Conny Schulz aus Berlin, gelern¬ 
te DDR-Bürgerinnen, eingeladen. Was 
können wir von ihnen lernen? 

Barbara Kuprat: Erika und Conny wa¬ 
ren absolut tolle Referentinnen. Nach 
einem theoretischen Teil der die Zu¬ 
sammenhänge Unterdrückung/Frau¬ 
enunterdrückung und revolutionäre 
Bewegung/Frauenbefreiung deutlich 
machte, ging es tief in die Realitäten 
der DDR. Auch wenn einige Fragen 
offen blieben, waren wir äußerst be¬ 


eindruckt von den Errungenschaf¬ 
ten die der Sozialismus den Frauen in 
der DDR gebracht hatte. Das können 
wir uns heute kaum noch vorstellen. 
Es war eine Sitzung, die Mut machte 
und kämpferisch stimmte, die deutlich 
zeigte, ein anderes Leben kann erreicht 
werden, und dafür werden wir streiten. 

UZ: Was sind aus eurer Sicht Aspekte, 
Positionen und Forderungen, die Kom¬ 
munistinnen heute in den Vordergrund 
stellen müssen? 


Barbara Kuprat: Die Lebens- und Ar¬ 
beitsbedingungen von Frauen haben 
sich in den letzten Jahren immer weiter 
verschlechtert. Flexibilisierungskon¬ 
zepte und prekäre BeschäftigungsVer¬ 
hältnisse von denen vor allem Frauen 
betroffen sind, haben sinkende Löh¬ 
ne und wachsende Armut zur Folge. 
Frauen verdienen in Deutschland im¬ 
mer noch um die 20 Prozent weniger 
als Männer, eine Tatsache, die kaum zu 
glauben ist. Typische Frauenberufe ha¬ 
ben ein deutlich niedrigeres Gehalts¬ 
niveau gegenüber männerdominierten 
Berufen. Hier muss vorrangig angesetzt 
werden. Das frauenfeindliche Betreu¬ 
ungsgeld gehört abgeschafft, stattdes- 
sen müssen mehr Kindertagesstätten 
geschaffen werden, damit Frauen nicht 
zwischen Berufstätigkeit und Kinder¬ 
betreuung zerrieben werden. Auch die 
Forderung nach Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich gehört in diesen Kontext. 

UZ: Auf dem UZ-Pressefest im Juni 
wird es dieses Mal zwar kein Frauenzelt 
geben, aber doch ein Frauenprogramm. 
Was habt ihr vor bzw. was bietet ihr an? 

Barbara Kuprat: Der Essener Frauen¬ 
arbeitskreis wird sein neues Programm 
zeigen sowie eventuell Teile aus frühe¬ 
ren Aufführungen. Es wird eine Lesung 
geben und eine Diskussionsrunde zu 
einem aktuellen Thema. Wir werden 
uns um eine weitere Kabarettistin be¬ 
mühen. Auf jeden Fall gibt es spannen¬ 
de Dinge zu hören und zu sehen. Hier¬ 
für suchen wir noch Platz in den Be¬ 
zirksbeiträgen. 

Das Gespräch führte Wera Richter 


Termine 

Internationaler Frauentag 


Offenbach: „Naturfreundinnen im 
Widerstand“ Frauentagsveranstal¬ 
tung der DKP. Eine Spurensuche der 
Frankfurter NaturFreundinnen mit 
Texten und Gedichten, musikalisch 
begleitet von der Band Politokk. 
Wiener Hof, Langenerstraße 23,19.30 
Uhr. Eintritt 8 Euro/erm. 5 Euro. 


8. ★ MÄRZ 


Berlin: „Frauen wider den Krieg“ Die 
Rosa-Luxemburg-Bildungstage wid¬ 
men sich in diesem Jahr solchen Frau¬ 
en, die weit vor und während des 1. 
Weltkrieges konsequent gegen Krieg 
auftraten, wie Bertha von Suttner, 
Rosa Luxemburg, Clara Zetkin, An- 
gelica Balabanoff und Käte Duncker. 
Referentinnen: Dr. Ruth Deutsch¬ 
land, Claudia von Guilieu, Ame- 
deo La Mattina, Prof. Dr. Annelies 
Laschitza und Marga Voigt. Musik¬ 
beitrag von Solene Garnier (Gesang) 
und Maximilian Maintz (Klavier). 
Veranstaltung der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung. Salon, Franz-Mehring-Platz 
1, Beginn: 10.00 Uhr. 

Düsseldorf-Gerresheim: „Der Kampf 
der Frauen in Griechenland für die 
Stärkung des Volksbündnisses, gegen 
die Monopole und die EU“ - Frauen¬ 
tagsveranstaltung der DKP mit Anna 
Grigoriadou, Vertreterin der KKE, 
und dem Saz-Spieler und Sänger 
Ozan. „Zur Isa“ Friedrich-Wilhelm- 
Straße 5,15.00 Uhr._ 

Hamburg: „Krieg schafft keinen 
Frieden.“ Frauentags-Veranstaltung 
der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel mit 
Friedensfrauen, Lesung und Live¬ 
musik, Klönschnack bei Kaffee und 
Kuchen und Roten Nelken. „Grüner 
Saal“Im Grünen Grunde ld, 15.00 
Uhr. Eintritt frei. 

Hattingen: „Bertha von Suttner: 

Die Waffen nieder! - Porträt einer 
Rebellin“ Veranstaltung der DKP zum 
Internationalen Frauentag. Bürger¬ 
treff Blankenstein, Marktplatz 3-5, 
17.00 Uhr. Kostenbeteiligung von 7 
Euro ist erwünscht. 

Saarbrücken: „Was du nicht hast, das 
gib nicht verloren!“ - ein Portrait der 
antifaschistischen Sängerin Cora Epp¬ 
stein (1900-1939) mit Amei Scheib, 
Marina Kavtaradze und Raphael Pet¬ 
ri. Veranstaltung zum Internationalen 
Frauentag der DKP-Saarland. Theater 
im Viertel, Landwehrplatz 2,19.00 
Uhr. Eintritt 13 Euro/erm. 7 Euro. 


9. ★ MÄRZ 


Berlin: Veranstaltung zum Internatio¬ 
nalen Frauentag, mit den DKP-Kan- 
didatinnen zur Europa-Wahl Erika 
Baum und Marion Baur, mit einem 
Vortrag von Susanne Misere und 
Peter Bäß über Lenins Briefwechsel 
mit revolutionären Frauen, mit einem 
Brecht-Programm von Heike Schmidt 
(Gesang) und Johannes Gail (Kla¬ 
vier) und mit Musik von Mario Stein 
und Jörg Endesfelder. Haus alterna¬ 
tiver Migrationspolitik und Kultur 
(3. Etage, Vorderhaus), Kottbusser 
Damm 25-26,11.00 Uhr._ 

Bremen: Veranstaltung der DKP 
Land Bremen zum Internationalen 
Frauentag mit Wera Richter, stell¬ 
vertretende Vorsitzende der DKP. 

Das Musiktheater TonArt spielt das 
Programm „Radio Solidarität - Wir 
kommen bei 90,4 auf den Punkt“ (mit 
großer Besetzung). Nachbarschafts¬ 
haus Helene-Kaisen, Beim Ohlenhof 
10,15.00 Uhr. 


14. ★ MÄRZ 


Schweinfurt: „Olga Benario - Ein 
Leben für die Revolution“ Filmver¬ 
anstaltung der DKP Schweinfurt. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


16. ★ MÄRZ 


Frankfurt/Main: „Ein (Frauen-)Leben 
in der kommunistischen Bewegung“ 
Erzählcafe der DKP Frankfurt zum 
Internationalen Frauentag. DGB-Ju- 
gendclub, Wilhelm-Leuschner Straße/ 
Untermainkai 68,14.00 Uhr. 



Die Frauentagsrevue des Frauenarbeitskreises der DKP Essen kann erlebt werden: 

Essen: Sonntag, 9. März 2014, Zeche Carl, Wilhelm-Nieswand-Allee 100,12.00 Uhr, Einlass 11.30 Uhr. Eintritt 5 Euro/ermäßigt 
3 Euro. 

Bottrop: Sonntag, 16. März, Spielraum, Prosperstraße 71,15.00 Uhr. 

Dortmund: Samstag, 29. März, Kaktus-Farm, Wilhelmstraße 24,16.00 Uhr. 

Kontakt zum Frauenarbeitskreis: dkp.pv@t-online.de 
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Ursel Ertel-Hochmuth 

19.2.1931 -25. 2.2014 

Ich bin sehr traurig über den Tod meiner Schwester und Genossin. 

Ilse Jacob 

Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung auf dem Ehrenfeld 
der Geschwister-Scholl-Stiftung am 14. März um 14.30 Uhr auf dem 
Friedhof Ohlsdorf, Kapelle 13 


Internationaler Frauentag 2014 
„WAS DU NICHT HAST, DAS GIB NICHT VERLOREN!“ 

Cora Epstein (1900 -1939) im Portrait 

Jüdische Abstammung, deutsche kulturelle Tradition und antifaschisti¬ 
sches Engagement - das sind die Wurzeln der künstlerischen Identität 
der Sängerin Cora Epstein. 

Mit Amei Scheib (Gesang, Texte), Marina Kavtaradze (Klavier) und 
Raphael Petri (KlangKunst) 

Sonntag, 9. März 2014; 19 Uhr 
Theater im Viertel, Landwehrplatz 2, Saarbrücken 
Eintritt: 13 Euro/ ermäßigt 7 Euro 

Eine Veranstaltung der DKP Saarland 


Einladung 

* Bildungskommission des Parteivorstandes 

Samstag, 8. März 2014,11.00 Uhr 
Hannover, Bezirksbüro der DKP Niedersachsen 
Achtung, neue Adresse: Göttinger Straße 58,30449 Hannover 

Es wird um Anmeldung gebeten: 
dkp-pv@t-online.de 


£ 
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Aktuelle Neuheiten JUMP UP Februar 2014 
Rolf Becker: 

Hörbuch: Willi Bredel Der Opfergcuig, fine Zeitgenössische Chronik 
- Doppel CD EUA 14,90 

Die Erzählung wurtle von Willi Bredel l$ 44/45 im SswjeiiSchen Ex I geSchnebu-n. Sie 
schildert vor dtm H«ntergnmd i£es zweite* Weltkrieges und dtir ZwengHrbejt im Deutsch¬ 
land dar Nazizeit die itelw zw«schm der deutschen Arbeiterin Inge Lee u*d dem j»l- 
niichzn Zwangäurbcifcr Kaiirnir KcralSxi im norddcul^chui Dorf Hi mmdpfortui und in d ejt 
K reisstödt stude i»n Jak* 1 1944 . 

Liederbuch: 

Gegen den deutschen Krieg - Lieder der Befreiung, der Partisanen 
und des Widerstandes - EUR 8,00 

Mit Lie4texten ö«s DwitSchland. Spanien. Österreich. T#ch«kisraM«ikej. Litwen r Fülen. 
dclcuen. Frankoic h. önechir^rd. Jugaskwien. Srfwjefur'wyi. Italien Albanien. 

US*, GrcÖjrKtGnflien. {nut Noten, & Texten, 116 Seiten, A4) 

www.jump-up.de // irrfo@jumpup.de 

SchalIplütterwer^and Matthias Henk PF 11 04 47, £8207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4908535 (AB) 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Hier könnte Eure 
private 
Kleinanzeige 
stehen 


Beispiel 

43 mm breit x 30 mm hoch 
Sonderpreis 
20," € + MWSt 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


s - 

Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

\ 


Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 



Hiltraut Wurm, 08144 7200 



anna.boegel@googlemail.com 

> 



Ent&chteutiigung: 

Ruh« & Natur Hüte im Müfits- 
Halioaulpark. 2 F#Wa je 2-3 Pt?*. 

in Kr^’-ZL’b'j-K GrarLdn. 
Hnvf.l & 1 IrKVflsreri. Boot & Red. 

Infp: vww.tiimmii.de 
Tal-: Q 3 &VGTQT 9 * (AH] 


Toskana, nah am Meer 

»Ww.IctJlJ lJ tfühätrir | ÜD iM. DblbEi. 

Üküliuf im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
grüße helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 



DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 22./23. März 2014 

Klassenkampf, Partei, Demokratie und 
Sozialismus (Teil 1) 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Jürgen Lloyd 

„Ziel der DKP ist der Sozialismus/Kommunismus. Unter der 
Voraussetzung des gesellschaftlichen Eigentums an den Pro¬ 
duktionsmitteln und der gesamtgesellschaftlichen Planung der 
Produktion kann in einem längeren historischen Prozess eine 
Ordnung menschlichen Zusammenlebens entstehen, »worin die 
freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwick¬ 
lung aller ist«. (K. Marx / F. Engels: Manifest der Kommunistischen 
Partei, 1848) Für dieses Ziel die Arbeiterklasse und die Mehrheit 
der anderen Werktätigen zu gewinnen - darum geht es der DKP.“ 
(aus dem Programm der DKP) 

Es gibt guten Grund, uns damit zu beschäftigen, was wir aus die¬ 
sem im Programm unserer Partei formulierten Anspruch für unse¬ 
re Politik folgern. Unser Seminar bietet Platz, die Grundlagen un¬ 
seres Politikverständnisses zu klären und die Diskussion darüber 
gemeinsam mit anderen Genossinnen und Genossen zu führen. 

Themen: 

• Wissenschaftlicher und utopischer Sozialismus 

• Der „subjektive Faktor“: Bewusstseinsentwicklung 
und Ideologie 

• Rolle und Charakter der Kommunistischen Partei 

Für den 8./9. November ist ein Folgeseminar zu diesem Thema 
geplant. Beide Seminare können aber auch separat besucht 
werden. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 


UZ-PRESSEFEST Ä 

VOLKSFEST DER DKP 

Revierpark Wischlingen Dortmund 27. - 29. Juni 2014 



50 Jahre 

Marxistische Blätter 

Blick nach vorn auf die Herausforderun¬ 
gen Robert Steigerwald ★Dass er das Wissen 
trägt ... Warum man Aufklärung auch 
heute nicht allein denken und aufschrei¬ 
ben, sondern organisieren muss Dietmar 
Dath^ Doppelter Boden der Marx-Renais¬ 
sance Georg Fülberth^ »Westlicher Marxis¬ 
mus« und »östlicher Marxismus« - Eine 
unglückselige Spaltung Domenico Losurdo 
★Aufgabe der Marxistinnen im Verteidi¬ 
gungskampf der Gewerkschaften Anne Rieger 

Weitere Beiträge: 

Was macht das revolutionäre Subjekt ohne Be¬ 
wusstsein? Na nix. Patrik Köbele* Marxismus für 
die A-Klasse - zu Kontinuitäten und Diskontinu¬ 
itäten Manfred Sohn ★Zur russischen Syrienpolitik 
und den Gründen ihres Erfolgs im Herbst 2013 
Willi Gerns^Wolfgang Abendroths Stellung in der 
gegenwärtigen Demokratiedebatte Norman Paech 
★ Neue Periode sozialer Unruhe - Zur Rolle 
der neuen »lohnabhängigen Mittelklasse« Frank 
Deppe^Grund zur Resignation? - Ein kurzer Blick 
auf die Friedensbewegung Peter Strutynski u.v.a. 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-24 86 482 


/-\ 

Genosse, 76 Jahre, wünscht 
sich eine Betreuung und 
Reisebegleitung. Raum 
NRW-Niedersachsen. 
Gemeinsame Lebensführung 
wird angestrebt. 

Kontakt: 05231 - 69624 

v_y 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


ütoStfjof Ajcimco 


‘Superior 


HUI 




mit 


um 


inttafoer; 

Han£-Georg Müller 
Haujnstrafie 1 
57392 Schnall enberg- 

GrjT$Ch?ll 

H ochs üLCrl and 

TiL: 92972-9760-0 
Fast.: UZ972 B7B097 
RestauMftl: 

Dienstag Ruhetag 

Räusprrapekl f 
anFordern JP 


In unmittelbarer Nahe des Klosters Grafschaft tag! unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt au th heute dar Wirt 
peiröntalii Für das Wtfil der Gäste. 

Komlorlabl« Zimmer und Räumlich Wen, gutes Esm 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche. WC, 
Telefon. Fern&eher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Höteibfreich sich Lift, Sauna,. Solanum, Nidvt- 

räucheizimnur und Kamin, Kinderspielraum, Salalbültel, 
FrütistücksbuffeT. Auch Senioren-Portranen. 
Übernachtung;frühstück 30.- bis 53,-1 p.P. 

HP 15,50 U.P * VP. ZZ.-Cfi.P. 

Kosten^ Bu^und Bahnlahren im Sauerianö. 

Auch Kinderermäbigungi / Msfcensaisae preise. 

Be« 21 Tagen Aulenfltatt im Jahr 10% Treuerabartl 


Unserem Genossen 

Gernot Linhart 

wünschen wir zu seinem 70. Geburtstag nur das Allerbeste. 

Zu diesen Wünschen gehören viele Reisen in unerforschte Gebiete, 
Langlauf ohne Siegerambitionen und Dein unermüdlicher Einsatz 
für unsere Partei. Du bist nun wahrlich kein Schwätzer, sondern ein 
Handelnder. 

Dein Handeln umfasst hoffentlich weiterhin viele Artikel für das 
Echo. 

So wünschen wir Dir auch weiterhin Gesundheit, Durchhaltever¬ 
mögen und einen geschulten Kopf. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Gießen 

Gießen, im März 2014 


Nein zu dieser EU! 

Veranstaltung zu den EU-Wahlen mit Patrick Köbele, 

Vorsitzender der DKP. 

Donnerstag, 20.03., 19.30 Uhr, Litfaß, Lindenstraße 56, Oldenburg 

Veranstalter DKP Oldenburg 


Jung, weiblich, prekär - nicht mit uns! 

Unter diesem Motto findet die diesjährige Veranstaltung zum 
Internationalen Frauentag der DKP Baden-Württemberg, 
des Waldheim Gaisburg und der SDAJ Baden-Württemberg statt. 

Sonntag, den 9. Marz 2014 von 14 -17 Uhr 

Waldheim Gaisburg, 70186 Stuttgart, Obere Neue Halde 1 

Programm: 

Beiträge zum Thema von 

Christa Hourani (Betriebsrätin in einem Großbetrieb) 
Monika Münch-Steinbuch (Ärztin), Genossin der SDAJ 

Kulturprogramm: 

gestaltet von der Songgruppe „Die Marbacher” 

Am Cuba-Stand gibt es Getränke von der roten Insel, Kaffee, 
Schokolade und vieles mehr 
Bücherstand mit Frauenliteratur und aktuellen Titeln 


Einladung 

Nach dem zweiten Treffen von Mitgliedern der DKP und anderen Mar¬ 
xistinnen, die sich im Widerspruch zu den Beschlüssen des 20. Partei¬ 
tags der DKP sehen, lädt das Sekretariat des Parteivorstandes gemäß 
des Beschlusses der 6. PV-Tagung (www.dkp-online.de/pv) die Mit¬ 
glieder der DKP, die daran teilgenommen haben, zu einer Aussprache 
ein. Diese findet statt am 

Sonntag, 6. April 2014 , 11.15 bis 15 Uhr, 

Sitz des Parteivorstandes, Hoffnungstraße 18 , Essen 

Das Anliegen ist es, laut Beschluss die vorhandenen Widersprüche 
produktiv zu machen. Neben der notwendigen Debatte um die auf 
den Treffen und in der Antwort des Parteivorstandes aufgeworfenen 
Fragen (Strategische Orientierung der DKP, Rolle und Aufgaben der 
Kommunistischen Partei, Organisationsprinzipien der DKP) ist die 
wichtigste Zielstellung, zu einer gemeinsamen Umsetzung der Be¬ 
schlüsse zur Parteistärkung zu kommen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Einladung 

Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 

Sonntag, den 30. März 2014,11.00 bis 16.00 Uhr 

Büro der DKP-Niedersachsen 
Göttinger Straße 58 in Hannover 

Als Tagesordnung ist vorgesehen: 

1. Terminplanung der Kommission 

2. Gewerkschaftspolitisches Forum am 03./04.05.2014, 

Leverkusen, Inhalt und Ablauf 

3. Zentrale Orientierungen: TTIP, Tarifeinheit, Normalarbeitsverhältnis 

4. Konferenz zur Arbeitszeitverkürzung am 18.10.2014, Hannover 

5. UZ-Pressefest 

6. Verschiedenes 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 



Anzeigen 
unterstützen 
die UZ! 


maEl@gasfhDl-lieinies.de * www.gasthof-haimes.de 
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m unsere zeit _Kommunalwahl in Bayern / Termine / Impressum 


Wie frei sind die Kommunalwahlen im Freistaat? 


termine@unsere-zeit.de 


ln Bayern müssen neu Kandidierende einen zermürbenden Hürdenlauf absolvieren 


Parteien oder Wählergemeinschaften, 
die bereits ein Mandat im Stadtrat oder 
Kreistag haben, können nach der Kan¬ 
didatenaufstellung unverzüglich in den 
Wahlkampf einsteigen. Alle anderen 
müssen nicht etwa nur Unterschriften 
sammeln. 

Ehe von aktivem und passivem Wahl¬ 
recht überhaupt die Rede sein kann, 
müssen neu kandidierende Bayern ei¬ 
nen zermürbenden Hürdenlauf absol¬ 
vieren. Diese sportliche Leistung hängt 
nicht nur mit dem restriktiven Wahlge¬ 
setz zusammen, sondern auch mit zu¬ 
sätzlichen, eigenmächtigen Auslegun¬ 
gen durch lokale Behörden. 

Wie sieht die Praxis aus? Im oberfrän¬ 
kischen Hof zum Beispiel darf die auch 
hier komatöse Überrest-Partei FDP an¬ 
standslos eine Liste einreichen. Denn 
sie hat (noch!) drei Leute im Kreistag 
und zählt somit zu den „privilegierten 
Parteien“. Mit knapper Not brachte sie 
dann fünf Kandidaten auf ihre Liste. 
Dagegen erreichten die Piraten die not¬ 
wendigen 215 Unterstützer nicht, wohl 
aber die anlässlich der Landtagswahl 
neu gegründeten etwas undurchsichti¬ 
gen „Franken“. 

Ausnahmsweise hatte es auch „Die Lin¬ 
ke“ gut: In der Saalestadt hat sie bereits 
einen (parteilosen) Stadtrat im Rathaus 
und konnte sich den Sammel-Kraftakt 
bei Eis und Schnee diesmal ersparen. 
Ähnlich unkompliziert gestaltete sich die 
Kandidatur des bereits im Nürnberger 
Stadtrat vertretenen linken Wahlbünd¬ 
nisses Linke Liste, in dem u.a. „Die Lin¬ 
ke“ und die DKP seit längerem Zusam¬ 
menarbeiten (siehe auch Seite 8 in dieser 
UZ). 

Auch in München, wo die Partei „Die 
Linke“ bisher mit drei Mandaten im 
Stadtrat vertreten ist, tritt diese wieder 
an. Auf der Liste kandidieren mehrere 
Mitglieder der DKP, die in unterschied¬ 


lichen Bündnissen aktiv sind oder auch 
der Partei „Die Linke“ angehören. 

In Wasserburg, wo die erforderlichen 
180 Unterschriften gesammelt wer¬ 
den konnten, kandidiert auf Platz eins 
der Linken Liste Wasserburg mit So¬ 
phia Jokisch ebenfalls ein Mitglied der 
DKP. 


Dass landesweit so viele Mitglieder der 
DKP bei der Kommunalwahl kandidie¬ 
ren, zeigt nicht zuletzt ihre Verankerung 
vor Ort und die solidarische Zusam¬ 
menarbeit mit der Partei Die Linke in 
vielen Bündniszusammenhängen. 

Eine eigenständige kommunistische 
Kommunalwahl-Kandidatur im CSU- 
dominierten Bayern, wo die Linkspar¬ 
tei kürzlich den Einzug in den Landtag 
verfehlte, wäre illusorisch. Sie würde 
zudem die bayernweit eher spärlich 
vertretenen linken Kräfte unnütz zer¬ 
splittern. 


Nun könnte man meinen, 215 Unter¬ 
schriften in der Saalestadt Hof oder 
rund 600 Unterschriften in einer Groß¬ 
stadt zusammenzukriegen - das kann 
doch eigentlich so schwer nicht sein, 
oder? 

Abgesehen davon, dass auch das schon 
ein Kraftakt wäre, kommt im Unter¬ 


schied z.B. zu den Europawahlen noch 
eine Kleinigkeit hinzu. Jeder einzel¬ 
ne Unterstützer eines Wahlvorschlags 
muss sich bei der Gemeinde sein Wahl¬ 
recht höchstpersönlich bescheinigen 
lassen. Dazu müssen sie oder er selbst 
samt Personalausweis im Rathaus oder 
Bürgerbüro etc. vorsprechen, welches 
bekanntlich nicht rund um die Uhr ge¬ 
öffnet hat. Dort wird der Name des Un¬ 
terstützers gespeichert. Auf diese Wei¬ 
se will man Doppel-Unterschriften aus¬ 
schließen, die bei Strafe verboten sind. 
Schwacher Trost: Wenigstens der Name 
der Partei bzw. des Wahlbündnisses darf 
nicht gespeichert werden. Steht zumin¬ 
dest im Gesetz. 

In Zeiten von NSA wollen sich viele 
aber darauf nicht verlassen oder scheu¬ 
en einfach den Weg auf die Behörde, zu 
dem die Wahlkämpfer sie ausdrücklich 
nicht begleiten dürfen. Hinzu kommt: 
Viele Ämter forderten einen „Bann¬ 
meilenabstand“ der Infostände. Die 
mehr oder weniger willkürlich bemes¬ 
senen 50 Meter bis, in einem Fall, 900 
Meter seien penibel einzuhalten. Zum 
Teil wurde überdies die Flugblattver¬ 
teilung eingeschränkt wie im südbayri¬ 
schen Passau. Wenig witzig fanden Un¬ 
terstützungswillige auch, wenn ihnen in 
kleinen Orten der Bürgermeister beim 
Unterschreiben für kommunistenver¬ 
dächtige Links-Listen fast über die 
Schulter schielte. 

Ergebnis: Neu antretende linke Listen 
bzw. „Die Linke“ als Partei waren nur in 


relativ wenigen Orten erfolgreich. Die 
Bamberger Linke Liste schaffte es mit 
Ach und Krach in letzter Sekunde, im 
Gegensatz zu den letzten Kommunal¬ 
wahlen. 

In Coburg, Moosburg und in Wasser¬ 
burg bzw. im mittelfränkischen Weißen¬ 
burg (Linke/Piraten) wie auch in Erding 


(Linke/Piraten) kamen genügend viele 
Stützunterschriften zusammen. Beson¬ 
ders großes Pech dagegen hatten die 
Passauer Linken: Ihnen fehlten nur zwei 
Unterschriften. 

Xaver Merk, Landessprecher der Par¬ 
tei „Die Linke“, will sich „mit den zum 
Teil enormen Behinderungen wäh¬ 
rend der Unterschriftensammlung“ 
nicht abfinden. In einigen Städten hat 
die Partei bereits Widerspruch gegen 
die Nichtzulassung ihrer Listen ein- 
gelegt. 

Darüber hinaus hat „Linke“-Vorsitzen- 
der Riexinger eine verfassungsrechtli¬ 
che Prüfung angekündigt. Auch in Bay¬ 
ern müsse der Grundsatz der geheimen 
Wahl gelten und die willkürliche Aus¬ 
grenzung von über 300 Kandidatinnen 
und Kandidaten sei nicht zu akzeptie¬ 
ren, so auch die Ingolstädter Bundes¬ 
tagsabgeordnete Eva Bulling-Schröter. 
Bis zum 16. März liegt noch viel Ar¬ 
beit vor den zahlreichen linken Lis¬ 
ten und Linksbündnissen. Wo diese in 
Gewerkschaften, Massenbewegungen 
und Bündnissen verankert sind, ste¬ 
hen die Chancen für eine linke Op¬ 
position gar nicht so schlecht, trotz 
aller Schikanen. „Ist doch klar, dass 
sie lieber unter sich sein wollen im 
Stadtparlament“, meint Gustl Ballin, 
Kandidat der Linken Liste in Nürn¬ 
berg und DKP-Bezirksvorsitzender. 
„Denn wir sorgen dafür, dass man 
draußen sieht, was drinnen vorgeht.“ 
Eva Petermann/Walter Listl 


8. ★ MÄRZ 


Krefeld: Traditioneller Infostand der DKP-Lin- 
ker Niederrhein zum Internationalen Frauen¬ 
tag. Krefeld Neumarkt, 10.30 Uhr. 


9. ★ MÄRZ 


Reinheim: Großes Sitzkissenkonzert mit 
Fredrik Vahle und seiner Gruppe. „Zum Küh¬ 
len Grund“, Heinrichstraße 17,20.00 Uhr. 


13. ★ MÄRZ 


Essen: „Che Guevara: Mehr als ein T-Shirt- 
Motiv“, Öffentliche Mitgliederversammlung 
der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
e.V., Regionalgruppe Essen. Gaststätte Lin¬ 
ker, Oberdorfstraße 34,18.00 Uhr. 


14. ★ MÄRZ 


Nördlingen: „Schwarzbuch Waffenhandel“, 
Autorenlesung mit Jürgen Grässlin. Veranstal¬ 
tung von der Deutschen Friedensgesellschaft 
(DFG-VK). Roter Löwe, Baidinger Straße 5, 
19.30 Uhr. 


15. ★ MÄRZ 


Dortmund: „La vita continua“, Konzert mit 
Esther Bejarano. Veranstaltung des Bünd¬ 
nis Dortmund gegen Rechts: Reinoldikirche, 
19.00 Uhr. 


18. ★ MÄRZ 


Rostock: „Frauen als politische Gefangene“, 
roter Stammtisch der DKP Rostock. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


19. ★ MÄRZ 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Röthenbach, „Floraheim“, Siedlerstraße 
10,19.00 Uhr. 


20. ★ MÄRZ 


Frankfurt/Main: „Europa muss anders ge¬ 
hen“ . Diskussionsveranstaltung mit Lucas 
Zeise, Kandidat der DKP zur EU-Wahl. Veran¬ 
staltung der DKP Frankfurt. Haus Gallus, Fran- 
kenallee 111,19.30 Uhr._ 

Hamburg: „Wenn immer mehr Särge kom¬ 
men - Über die Veränderung der Trauerrituale 
bei der Bundeswehr“. Vortrag und Diskussi¬ 
on zu den weltweiten Kriegseinsätzen, immer 
mehr Toten und die Rolle der Kirche mit Edda 
und Karl Helmut Lechner (Norderstedt). Veran¬ 
staltung des Deutschen Freidenker-Verbands 
Hamburg. Bürgertreff Altona-Nord, Gefion- 
straße 3,19.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP Lin¬ 
ker Niederrhein. Brauhaus Wienges, Neusser 
Str. 55,19.30 Uhr._ 

Oldenburg: „Nein zu dieser EU!“ - Veranstal¬ 
tung der DKP Oldenburg zu den EU-Wahlen 
mit Patrick Köbele, Vorsitzender der DKP. „Lit- 
faß“, Lindenstraße 56,19.30 Uhr. 


21. ★ MÄRZ 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 
180,19.30 Uhr. 


Neu-Kandidaturen von Rechts - 
bayrische Antifaschisten halten dagegen! 

Vielerorts kassierten ultrarechte bzw. faschistische Gruppierungen und Tarn¬ 
organisationen eine Abfuhr, in erster Linie als Ergebnis von Protesten, nicht 
allein des Wahlgesetzes wegen! Dazu trugen einfallsreiche Aktionen von An¬ 
tifaschisten eine Menge bei - mit dem Erfolg, dass z.B. die Nazis im mittelfrän¬ 
kischen Fürth mit ihrer Tarnliste „Bürgerinitiative Soziales Fürth“ (BiSF) nicht 
kandidieren können. Viele Aktivistinnen im Fürther „Bündnis gegen Rechts¬ 
extremismus und Rassismus“ haben dafür in den letzten Wochen tagtäglich 
über die Tarnliste informiert. 

Im benachbarten Nürnberg packte die AfD mit ihrem neonazistisch agierenden 
Spitzenkandidaten Martin Sichert (so die Gewerkschaft ver.di) nicht einmal 
die Hälfte der notwendigen 610 Unterschriften. Die intensive Aufklärung, vor 
allem durch VVN/BdA und ver.di, unter anderem mit einem Riesentransparent 
am DGB-Haus, hat sich gelohnt. 

Nicht zu verhindern war jedoch die Wieder-Kandidatur der rassistischen „BIA 
in Nürnberg. Nun gilt es, den erneuten Einzug dieser NPD-Tarnliste namens 
„Bürgerinitiative Ausländer stopp“ zu verhindern. Deren bisher zwei Sitze im 
Stadtrat „sind zwei Sitze zu viel!“, erklärt die Gewerkschaft ver.di auf ihrer 
Homepage. 



„Herr Maly, die Fahrpreise schmecken nicht..." - Aktion der Linken Liste Nürnberg gegen Fahrpreiserhöhungen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


„Frauentag abschaffen“... 



... forderte Alice Schwarzer (rechts vorn) bereits vor vier Jahren in einem Artikel 
für die Frankfurter Rundschau. In völliger Verkennung der historischen und 
gesellschaftlichen Wurzeln der Frauenbewegung und des Frauentages schrieb 
Schwarzer 2010:,,... gerade die Frauenbewegung entstand bekanntermaßen 
Anfang der 1970er Jahre im Westen nicht zuletzt aus Protest gegen die Linke. 
Eine Linke, die zwar noch die letzten bolivianischen Bauern befreien wollte, die 
eigenen Frauen und Freundinnen aber weiter Kaffee kochen, Flugblätter tippen 
und Kinder versorgen ließ.“ 

Der Verzicht auf die Befreiung der „letzten bolivianischen Bauern“ war für Frau 
Schwarzer bekanntermaßen so lukrativ, dass sie schon bald ein Konto in der 
Schweiz einrichten musste. Dort sammelten sich ohne störende Beobachtung 
durch den deutschen Fiskus so etwa 3,5 Mio. Euro an. Solche finanzielle Unab¬ 
hängigkeit hätte mancher Mann gern - auch mancher Proletarier. Wobei wir 
bei des Pudels Kern wären. Auch 103 Jahre nachdem Clara Zetkin den Frauentag 
auf der Zweiten Internationalen Sozialistischen Frauenkonferenz am 27. August 
1910 in Kopenhagen vorschlug, sind die soziale und die Frauenfrage untrennbar 
miteinander verknüpft. Diesen Zusammenhang lösen weder eine Kriegsministe¬ 
rin, noch eine Bundeskanzlerin noch eine reiche Feministen-Päpstin. 

Aber genau deswegen leugnen sie ihn. 


Meine progressive Woche 

Vom 22. bis 28. Februar 


Sonntag 

„ver.di entschuldigt sich für Flughafen- 
Streik“ melden unisono FAZ, taz, hr-on- 
line und andere Medien. Soweit kommt 
es noch, ver.di-Sprecher hatten lediglich 
das Ausmaß der Behinderungen für die 
Flugpassagiere am Frankfurter Flughafen 
bedauert. Daran hatte der fraport-Betrei¬ 
ber sein gerüttelt Maß Anteil. Sein Kri¬ 
senmanagement beschränkte sich darauf 
an allem der Gewerkschaft die Schuld zu 
geben. Was leider stärker verfing als bei 
früheren Gelegenheiten. Der streikenden 
Gewerkschaft war es gelungen, den Flug¬ 
hafenbetrieb fast vollständig lahmzule¬ 
gen. So weit, so gut, so erfolgreich. Für 
die Zukunft darf nicht außer Acht gelas¬ 
sen werden, dass gerade Arbeitskämpfe 
im öffentlichen Dienst transparent und 
nachvollziehbar durchgeführt werden 
müssen - vor allem für die, die auf die öf¬ 
fentlichen Dienste angewiesen sind. 

★ 

Vor nicht allzu langer Zeit gelobten die 
US-Schnüffler von der NSA, Angela Mer¬ 
kel, geb. Kasner, z. Zt. wohnhaft Bundes¬ 
kanzleramt Berlin, nicht mehr abzuhö¬ 
ren - und das leichten Herzens. Schon 
damals verfolgten sie offensichtlich die 
Strategie, alle Gesprächspartnerinnen der 
Kanzlerin abzuhören, was aufs Gleiche 
hinausläuft. Als Ausspäh-Hürde blieb 
danach nur noch das, was („Die Gedan¬ 
ken sind frei“) im Gehirnkasterl von Frau 
Merkel drin ist. Seit heute („ Was soll ich 
denken?“) ist auch das geklärt. In Angies 
Kopf ist das, was de Maiziere hineintut. 


Montag 

Der Spott der gesamten Sportwelt über 
den Fall Sachenbacher-Stehle hallt noch 
nach in den Ohren der deutschen Sport¬ 
funktionäre. Das Brummen zu übertönen, 
war die Zahl der Deutschlandhymnen für 
Olympia-Sieger allzu gering. 

Doch wäre das deutsche Sportimperium 
nicht es selbst, wenn es nicht unter allen 
Umständen zurückschlüge. Jetztsind‘s wie¬ 
der die Russen, die seit Jahren mit Xenon- 
Gas (!) dopen. Doch, ach, Xenon findet 
sich auf keiner Dopingliste der Welt-Anti- 
Doping-Agentur (WADA). In der Sprache 
der Militaristen hieße das: Dem Volltreffer 
Evi, folgt der Rohrkrepierer Xeni. 

Dienstag 

600 Jahre alte Baumriesen aus geschütz¬ 
ten Urwäldern an der finnisch-russischen 
Grenze sind zu Ikea-Regalen geworden. 
Bisher erhielt dieses Holz dennoch die 
Umweltauszeichnung für nachhaltigen 
Waldbau der Organisation „Forest Ste¬ 
wardship Council (FSC)“. Nun hat die 
Möbelkette (endlich) diese Zertifikation 
verloren. Jahrelange Proteste vor Ort ha¬ 
ben dazu geführt, dass sich Prüfer von 
FSC- reichlich spät - dort sehen ließen. 
Die vor 20 Jahren in Deutschland gegrün¬ 
dete Nichtregierungsorganisation (NGO) 
gilt weltweit als die seriöseste Organisati¬ 
on, die sich dem Schutz der Wälder ver¬ 
schrieben hat. Grundsätzlich gliedert der 
FSC sich in drei Kammern: Der deutschen 
Umweltkammer gehören Greenpeace, 
der BUND, der NABU, Oro Verde, Ro- 


bin Wood, WWF und andere an. In der 
Sozialkammer sind z. B. der Bund Deut¬ 
scher Forstleute, die Gütegemeinschaft 
Wald- und Landschaftspflege, aber auch 
die IG Bau und IG Metall vertreten. Die 
Wirtschaftskammer zählt die meisten Mit¬ 
glieder mit so bekannten Namen wie Max 
Bahr, Otto Versand, Tetra Pak und Tchibo. 
Letzteres dürfte das Hauptproblem sein. 
Genau diese Firmen wollen die Siegel. Zur 
Finanzierung von FSC können sie über 
Spenden und die sogenannten Akkredi¬ 
tierungsgebühren beitragen. 

So verdienstvoll das Umweltengagement 
in NGO ( s ist. Diese finanzieren sich privat 
auf genau dem freien Markt, den sie kon¬ 
trollieren wollen. Auch der Umweltschutz 
stößt im Kapitalismus an diese „natürli¬ 
che“ Grenze und ist zum Scheitern ver¬ 
urteilt. IKEA wird wohl Recht behalten, 
dass es den Entzug der Zertifikation als 
„ vorübergehend“ be zeichnete. 

Mittwoch 

Er wollte nur helfen. So äußerte sich 
Minister Friedrich seinerzeit bei seinem 
Rücktritt. Seine Parteifreunde, aber auch 
die SPD-Führung stieß ins gleiche Horn. 
Die Tage dieser Vernebelungen sind hof¬ 
fentlich vorbei. Immerhin hat die Staats¬ 
anwaltschaft Berlin jetzt Ermittlungen 
wegen Verdachtes auf Verrat von Dienst¬ 
geheimnissen gegen den selbsternannten 
Helfer aufgenommen. Wenn die ernsthaft 
geführt würden, dürften statt edler Motive 
Abgründe von Landesverrat sich auftun - 
wie gesagt, wenn ... Adi Reiher 


Ein Konsul in Bilbao macht mobil 

Kunstflieger, Spalterflaggen und Becherhymnen 


Damit Sie es wissen: Nicht nur in der 
Berliner Normannenstraße kann man 
in Akten wühlen und dann wüste 
Schlagzeilen formulieren, auch in ei¬ 
nem Haus an der Spree sind interes¬ 
sante Akten bis an die Decke gesta¬ 
pelt. Der Unterschied zwischen den 
Stapeln besteht darin, dass die Stapel 
an der Spree erst rausgerückt wer¬ 
den müssen, wenn sie dreißig Jahre alt 
sind. Aber - kann ich bezeugen - sie 
„veralten“ nicht. Zu Ihrer Aufklärung: 
Das Auswärtige Amt der Bundesre¬ 
publik Deutschland war bis 1990 für 
den DDR-Sport zuständig und was die 
Bundesrepublik gegen den DDR-Sport 
unternahm, wurde dort „abgelegt“. Ich 
habe mich schon vor Jahren dort durch 
die 30 Jahre alten Dokumente gelesen 
und als mir dieser Tage eines zufällig 
wieder in die Hand fiel, dachte ich bei 
mir: Das könnte auch die UZ-Leser in¬ 
teressieren, auch wenn es aus heutiger 
Sicht nicht viel mehr als eine Lappa¬ 
lie ist. 

1964 müssen Sie wissen, fand im spa¬ 
nischen Bilbao die alljährliche Welt¬ 
meisterschaft der Kunstflieger statt. 
Die bundesdeutsche Botschaft in Mad¬ 
rid beorderte ihren Konsul dorthin und 
was der dann niederschrieb, fand ich. 
Er hatte den - natürlich geheimen - 
Brief am 19. September 1964 aus sei¬ 
nem Büro in Bilbao, Calle Buenos 
Aires 1 nach Bonn geschickt, in dem er 
auf acht Schreibmaschinenseiten prä¬ 
zise seine Aktivitäten beschrieb. Nicht, 
welche Loopings die Kunstflieger dreh¬ 
ten, sondern einzig und allein, wie er 
die an den III. Internationalen Kunst¬ 
flugweltmeisterschaften teilnehmen¬ 
de DDR-Mannschaft „betreut“ hatte: 
„Über den äußeren Ablauf der III. In¬ 
ternationalen Kunstflugweltmeister¬ 
schaft 1964 habe ich bereits am 14. d.M. 
berichtet und dabei u.a. auch auf die 
peinliche Lage hingewiesen, in die das 
Ansehen Deutschlands geraten ist, weil 
die BRD lediglich mit einem einzigen 
Bewerber vertreten war, während - mit 
Ausnahme der Südafrikanischen Uni¬ 
on - alle übrigen 9 Teilnehmerländer 
mit zahlenmässig grossen Mannschaf¬ 
ten, - die SBZ“ (DDR durfte ein bun¬ 
desdeutscher Konsul ja nicht schreiben, 
d. Verf.) „sogar mit 6 Kunstfliegern - in 
Erscheinung traten ... Bereits Wochen 
vor Beginn der Weltmeisterschaft hat¬ 
te ich mit den spanischen Veranstal¬ 


tern Vorbesprechungen mit dem Ziel 
aufgenommen, bei der Austragung der 
Weltmeisterschaft das Hissen der SBZ- 
Spalterflagge und das Abspielen der 
sogenannten Becher-Hymne zu ver¬ 
hindern. Ich wurde bei diesen meinen 
Bemühungen von der Botschaft Ma¬ 
drid nachhaltig unterstützt und konn¬ 
te schliesslich erreichen, dass meinem 
Wunsche Rechnung getragen wurde. 
Die Veranstalter zeigten schließlich bei 
der zwei Wochen währenden Meister¬ 


schaft neben der Flagge der internati¬ 
onalen FAI nur die spanischen Natio¬ 
nalfarben. Das Hissen anderer Natio¬ 
nalflaggen unterblieb ... Ferner hatte 
ich bei der verantwortlichen Leitung 
der Weltmeisterschaft erreicht, dass in 
den gedruckten Programmen die ur¬ 
sprünglich (siehe Anlage A) vorgese¬ 
henen Bezeichnungen ,Alemania Ori¬ 
ental 4 (für die SBZ) und, Alemania Oc¬ 
cidental 4 (für die BRD) ersetzt wurden 
durch die bloße Nennung der beiden 
deutschen Clubs, also (für die SBZ) 
,Deutscher Aero-Club Neuenhagen 4 
und ,Deutscher Aero-Club Frankfurt 4 
(für die BRD) (siehe Anlage B). Da¬ 
mit war auch hier die von der SBZ ge¬ 
wünschte Bezeichnung ,DDR 4 vermie¬ 
den worden. Den gleichen Erfolg konn¬ 
te ich bei der hiesigen Presse erreichen. 
Sie berücksichtigte meinen Wunsch 
und vermied bei ihren zahlreichen Ta¬ 
gesveröffentlichungen geflissentlich die 


Verwendung der Bezeichnung ,DDR 4 
für die Sowjetzone ... 

Bei der offiziellen Eröffnung der Welt¬ 
meisterschaft am darauffolgenden 
Tag, an der ich gemeinsam mit dem 
deutschen Militärattache in Madrid, 
Herrn Oberst Schwarz, teilnahm, mar¬ 
schierten die einzelnen Mannschaften 
nach Teilnehmerländern gruppiert 
auf dem Flugplatz Sondica auf. Dabei 
wurde durch den Lautsprecher der 
einzige Bewerber der Bundesrepu¬ 


blik, Herr Greb, mit der Bezeichnung 
,Aero-Club Frankfurt, Alemania 4 und 
sodann die SBZ-Mannschaft mit der 
Bezeichnung ,Aero-Club Neuenha¬ 
gen, Alemania 4 aufgerufen. Jeder auf¬ 
gerufenen und sodann aufmarschie¬ 
renden Mannschaftsgruppe trug ein 
in baskische Volkstracht gekleidetes 
Mädchen ein Schild mit der entspre¬ 
chenden Landesbezeichnung voran. 
Auf dem Schild des Frankfurter Teil¬ 
nehmers Greb stand,Deutscher Aero- 
Club, DAC, Frankfurt 4 , das Schild der 
SBZ-Equipe war mit der Bezeichnung 
,Deutscher Aero-Club Neuenhagen 4 
versehen. Die SBZ-Mannschaft hatte 
jedoch - zuvor unbemerkt - zwischen 
den Worten Aero-Club und Neuenha¬ 
gen die 3 Buchstaben DDR einfügen 
lassen. Als ich dies sah, legte ich beim 
verantwortlichen spanischen Leiter 
der Veranstaltung, dem Luftwaffen¬ 
oberst Serrano, gegen diese Bezeich¬ 


nung sofort Protest ein und zog mich 
in den Hintergrund zurück. Da jedoch 
auf dem Schild des Frankfurter Aero- 
Clubs die Abkürzungsbuchstaben 
,DAC 4 hinzugefügt waren, entstand 
nach außen hin der Eindruck, als wä¬ 
ren sowohl die Buchstaben ,DDR 4 
(auf dem Schild der SBZ-Mann¬ 
schaft) nur eine Abkürzung der jewei¬ 
ligen Clubbezeichnung. Trotzdem zog 
ich meinen Protest nicht zurück und 
nahm während der weiteren Veran¬ 
staltung nicht mehr auf der Ehrentri¬ 
büne Platz, sondern bewegte mich als 
privater Besucher nur noch auf dem 
Flugfeld selbst.“ 

Als nächstes signalisierte der Konsul 
nach Bonn, dass die DDR-Kunstflie¬ 
ger - zum großen Teil sicher Armee- 
Angehörige - politisch irreführend in¬ 
formiert worden waren: „In den zahl¬ 
reichen Einzelgesprächen, die sich an 
diesem Abend zwischen den SBZ- 
Fliegern und den übrigen Gästen ent¬ 
wickelten, stellte sich heraus, dass den 
Fliegern vor ihrer Abreise aus Mit¬ 
teldeutschland Spanien wie folgt be¬ 
schrieben worden sei: Ein Land mit 
allen Merkmalen einer faschistischen 
Diktatur ... Der Alltag des spanischen 
Arbeiters gestaltet sich unter dem fa¬ 
schistischen Terror freudlos grau in 
grau.“ 

Das sah der Konsul - muss man dieser 
kritischen Bemerkung entnehmen - 
völlig anders. Was die Frage aufwirft: 
Existierte für die Bundesregierung da¬ 
mals keine faschistische Diktatur in 
Spanien? 

Der Konsul hatte sich auch gezielt um 
die Freizeit der DDR-Piloten geküm¬ 
mert: „Auf meine Anregung hin hat¬ 
te ein Mitglied der hiesigen deutschen 
Kolonie die gesamte SBZ-Mannschaft 
zusammen mit dem Frankfurter Flie¬ 
ger Greb auf seine Segeljacht zu einem 
Ausflug auf hohe See eingeladen. An¬ 
dere Kolonieangehörige hatten einzel¬ 
ne mitteldeutsche Flieger zu sich in 4 s 
Haus gebeten oder ihnen in Autorund¬ 
fahrten die Umgebung von Bilbao vor¬ 
geführt ... Ich hatte den Eindruck ... 
der eine oder andere der SBZ-Flieger 
hätte sich gern dazu entschlossen, nicht 
mehr hinter die Demarkationslinie zu¬ 
rückzukehren, wenn es eine Lösung 
der Kernfrage gegeben hätte: ,Was ge¬ 
schieht dann mit der in der SBZ zu¬ 
rückgebliebenen Familie? 4 


Meines Erachtens wurde das eigentliche 
Ziel all meiner Bemühungen erreicht: 
den nach Bilbao gekommenen Brüdern 
,von drüben, ein wirklichkeitsgetreues 
Bild des freien Westens zu vermitteln ...“ 
Ich wiederhole: Eine Kunstflugwelt¬ 
meisterschaft erscheint nicht mal in 
den Schlagzeilen. Für das bundesdeut¬ 
sche diplomatische Korps war sie aber 
hinreichender Anlass um einen Konsul 
in Marsch zu setzen und aktiv operie¬ 
ren zu lassen, in dem er verhindert, dass 
irgendwo ein Schild mit der Aufschrift 
„DDR“ auftaucht und ein Segelschiff 
anheuert, um DDR-Offiziere zur De¬ 
sertion zu bewegen. Vergeblich, wie er 
einräumte. Bei Gelegenheit werde ich 
wieder mal eines dieser Dokumente 
präsentieren, um nicht in Vergessenheit 
geraten zu lassen, wie die BRD ihren 
Kalten Krieg gegen die DDR führte. 
Selbst auf einem Flugplatz in Bilbao ... 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Frida, Mex/Kan/USA 2002 

Akzeptable Filmbiografie, die an¬ 
regt, sich intensiver mit dem Leben 
von Frida Kahlo zu beschäftigen. 
Sie ist die mit Abstand bekannteste 
Malerin Mexikos, wenn nicht sogar 
Lateinamerikas. Ihre Bilder wurden 
von der mexikanischen Regierung 
offiziell zum „nationalen Kulturgut 44 
erklärt. Zu ihrem Mythos trugen ihre 
Krankheit, ihre Leiden, ihre Ehe mit 
Diego Rivera bei, dessen revolutio¬ 
näres Engagement sie teilte. 

So., 9.3., 20.15-22.10 Uhr, arte 

Rosa Luxemburg, D1986 

Margarethe von Trottas Filmbiogra¬ 
fie der Revolutionärin. 

Mi., 12.3., 20.15-22.10 Uhr 

Die gespaltene Nation, D 2014 

Vor 40 Jahren wurde in den USA 
das Recht auf Abtreibung legalisiert. 
Doch mittlerweile wird es immer 
schwieriger, eine legale Abtreibung 
durchzuführen. Grund sind die neu¬ 
en Gesetzesverschärfungen in vielen 
Bundesstaaten und die Anfeindun¬ 
gen fanatischer Gegner. Leidtragen¬ 
de sind vor allem junge Frauen aus 
der Arbeiterklasse. 

Mi., 12.3., 21.00-22.15 Uhr, Phoenix 


★ 



Bei den Kunstflugweltmeisterschaften in Bilbao 1964 errang die sowjetische 
Mannschaft den Sieg auf Maschinen des Typs Jak 18-P. 









